Gesetzessammlung des Kantons St.Gallen 811.1

Steuergesetz
vom 9. April 1998 (Stand 1. Januar 2015)

Der Grosse Rat des Kantons St.Gallen

hat von der Botschaft der Regierung vom 13. Mai 1997' sowie von der Nachtrags-
botschaft vom 24. Juni 19972 und von der 2. Nachtragsbotschaft vom 16. Dezem-
ber 1997° Kenntnis genommen und erlésst

als Gesetz:*

ERSTER TEIL: ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN (1)

Art. 1% Steuerhoheiten und Steuerarten
a) Staat

! Der Staat erhebt:

a) Einkommens- und Vermdégenssteuern von natiirlichen Personen;

b) Gewinn- und Kapitalsteuern von juristischen Personen;

¢) Quellensteuern von bestimmten natiirlichen und juristischen Personen;

d) Grundstiickgewinnsteuern von natiirlichen und bestimmten juristischen Per-
sonen;

e) Erbschafts- und Schenkungssteuern von natiirlichen Personen und bestimm-
ten juristischen Personen.

Art. 2% b) Politische Gemeinden

! Die politischen Gemeinden erheben:

a) Einkommens- und Vermdgenssteuern von natiirlichen Personen;
b) Grundsteuern von natiirlichen und juristischen Personen;

¢) Handanderungssteuern von natiirlichen und juristischen Personen.
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Art. 3 ¢) Kirchgemeinden und Konfessionsteile

! Die 6ffentlich-rechtlich anerkannten Konfessionsteile, Kirchgemeinden und Reli-
gionsgemeinschaften konnen Einkommens- und Vermdgenssteuern von natiirli-
chen Personen ihrer Konfessions- oder Religionszugehorigkeit erheben.

Art. 4 d) Ortsgemeinden und Korporationen

! Ortsgemeinden und offentlich-rechtliche Korporationen kénnen Einkommens-
und Vermogenssteuern von natiirlichen Personen erheben, wenn die Regierung
dies bewilligt.

2 Die Bewilligung wird erteilt, wenn die Ortsgemeinde oder die Korporation not-
wendige offentliche Aufgaben erfiillt und die Ausgaben nicht aus anderen Einnah-
men bestreiten kann.

Art. 5 Steuereinheit

! Die Steuer, die sich aufgrund der in diesem Gesetz festgelegten Steuersitze ergibt,
ist die einfache Steuer zu 100 Prozent, wenn sich deren tatsiachliche Hohe nach
dem Steuerfuss bestimmt.

Art. 6 Steuerfuss

! Die Hohe der Einkommens- und Vermégenssteuern, der Gewinn- und Kapital-
steuern, der Quellensteuern und der Grundstiickgewinnsteuern bestimmt sich
nach dem Steuerfuss.

2 Der Steuerfuss wird jahrlich in Prozenten der einfachen Steuer festgelegt:

a) fiir die Staatssteuern durch den Grossen Rat bei der Beschlussfassung iiber
den Voranschlag;

b) fiir die tibrigen Einkommens- und Vermdgenssteuern durch die zustdndigen
Organe der Gemeinden, Korporationen und Konfessionsteile.

Art. 7% Zuschldige
a) Zuschlige zur Staatssteuer

! Der Staat erhebt ausserdem jéhrlich Zuschlage zu den Gewinn- und Kapitalsteu-
ern sowie zu den Grundstiickgewinnsteuern.

2 Die Zuschlédge betragen 220 Prozent der einfachen Steuer je Steuerart.
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Art. 8% b) Gemeindeanteile

! Die politischen Gemeinden, in denen die Steuerpflicht besteht, erhalten:

a)* 130 Prozent der einfachen Steuer von den festen Zuschligen zu den Gewinn-
und Kapitalsteuern;

b) 120 Prozent der einfachen Steuer von den festen Zuschldgen zu den Grund-
stiickgewinnsteuern.

2 Fiihrt der katholische Konfessionsteil in St.Gallen eine Sekundar- oder Real-
schule, erhilt er einen angemessenen Anteil an den der politischen Gemeinde
St.Gallen zukommenden Gemeindeanteilen.

Art. 9 c) Ausgleichsbeitrdge an Kirchgemeinden

! Mit hohen Steuern belastete Kirchgemeinden erhalten fiir den Steuerausgleich
von den festen Zuschlagen zu den Gewinn- und Kapitalsteuern 22,5 Prozent der
einfachen Steuer. Diese werden dem katholischen und dem evangelischen Konfes-
sionsteil nach dem Verhaltnis der Konfessionszugehorigkeit der Wohnbevolke-
rung zugeschieden.

2 Die zustdndigen Organe der Konfessionsteile erlassen Vorschriften iiber die Ver-
teilung der Ausgleichsbeitrage. Diese bediirfen der Genehmigung der Regierung.

Art. 10*

Art. 11 Steuererleichterungen

! Die Regierung kann nach Anhéren des Gemeinderates der Standortgemeinde
Unternehmen, die neu erdffnet werden und dem wirtschaftlichen Interesse des
Kantons dienen, fiir das Griindungsjahr und hochstens fiir die neun folgenden
Jahre auf die anteiligen Einkommens- und Vermogenssteuern oder auf die
Gewinn- und Kapitalsteuern Erleichterungen gewiahren.

2 Eine wesentliche Anderung der betrieblichen Titigkeit kann einer Neugriindung
gleichgestellt werden.
Art. 12 Gegenrecht

! Die Regierung kann mit anderen Kantonen oder mit auslindischen Staaten Ge-
genrechtsvereinbarungen iiber Steuerbefreiungen oder andere gegenseitige Be-
schrankungen der Steuerhoheit abschliessen.
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Art. 12¥*  Eingetragene Partnerschaft

! Die Stellung eingetragener Partnerinnen oder Partner® entspricht in diesem Er-
lass derjenigen von Ehegatten.

ZWEITER TEIL: STAATSSTEUERN (2.)
Erster Abschnitt: Einkommens- und Vermdgenssteuern (2.1.)
I. Steuerpflicht (2.1.1.)

Art. 13 Personliche Zugehorigkeit

" Natiirliche Personen sind aufgrund personlicher Zugehorigkeit steuerpflichtig,
wenn sie ihren steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt im Kanton haben.

2 Einen steuerrechtlichen Wohnsitz im Kanton hat eine Person, wenn sie sich hier
mit der Absicht dauernden Verbleibens aufhalt oder wenn ihr das Bundesrecht
hier einen besonderen gesetzlichen Wohnsitz zuweist.

3 Einen steuerrechtlichen Aufenthalt im Kanton hat eine Person, wenn sie sich
hier, ungeachtet voriibergehender Unterbrechung, aufhalt:

a) bei Ausiibung einer Erwerbstdtigkeit wiahrend wenigstens 30 Tagen;

b) ohne Ausiibung einer Erwerbstitigkeit wahrend wenigstens 90 Tagen.

Art. 14* Wirtschaftliche Zugehorigkeit

' Natiirliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt im

Kanton sind aufgrund wirtschaftlicher Zugehorigkeit steuerpflichtig, wenn sie:

a) im Kanton Geschiftsbetriebe oder Betriebsstitten unterhalten;

b) an Grundstiicken im Kanton Eigentum, dingliche Rechte oder diesen
wirtschaftlich gleichkommende personliche Nutzungsrechte haben.

2 Natiirliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der
Schweiz sind ausserdem aufgrund wirtschaftlicher Zugehorigkeit steuerpflichtig,
wenn sie:

a) im Kanton eine Erwerbstitigkeit ausiiben;

b) als Mitglieder der Verwaltung oder Geschiftsfithrung von juristischen Perso-
nen mit Sitz oder Betriebsstitte im Kanton Tantiemen, Sitzungsgelder, feste
Entschadigungen, Mitarbeiterbeteiligungen oder dhnliche Vergiitungen bezie-
hen;

c) Gléaubiger oder Nutzniesser von Forderungen sind, die durch Grund- oder
Faustpfand auf Grundstiicken im Kanton gesichert sind;

5  Eidg. Partnerschaftsgesetz vom 18. Juni 2004, SR 211.231.
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d) im Kanton gelegene Grundstiicke vermitteln;

e) Pensionen, Ruhegehilter oder andere Leistungen erhalten, die aufgrund eines
fritheren offentlich-rechtlichen Arbeitsverhdltnisses von einem Arbeitgeber
oder einer Vorsorgeeinrichtung mit Sitz im Kanton ausgerichtet werden;

f) Leistungen aus schweizerischen privatrechtlichen Einrichtungen der berufli-
chen Vorsorge oder aus anerkannten Formen der gebundenen Selbstvorsorge
mit Sitz oder Betriebsstitte im Kanton erhalten;

g) fir Arbeit im internationalen Verkehr an Bord eines Schiffes oder eines Luft-
fahrzeugs oder bei einem Transport auf der Strasse Lohn oder andere Vergii-
tungen von einem Arbeitgeber mit Sitz oder Betriebsstitte im Kanton erhal-
ten.

3 Als Betriebsstitte gilt eine feste Geschiftseinrichtung, in der die Geschaftstitig-
keit eines Unternehmens oder ein freier Beruf ganz oder teilweise ausgetibt wird.

Art. 15 Umfang der Steuerpflicht

! Bei personlicher Zugehorigkeit ist die Steuerpflicht unbeschrankt; sie erstreckt
sich aber nicht auf Geschiftsbetriebe, Betriebsstatten und Grundstiicke ausserhalb
des Kantons.

2 Bei wirtschaftlicher Zugehorigkeit beschrankt sich die Steuerpflicht auf die Teile
des Einkommens und Vermogens, fiir die nach Art. 14 dieses Gesetzes eine Steuer-
pflicht im Kanton besteht.

Art. 16* Steuerausscheidung

' Die Abgrenzung der Steuerpflicht fiir Geschiftsbetriebe, Betriebsstitten und
Grundstiicke erfolgt im Verhiltnis zu andern Kantonen und zum Ausland nach
den Grundsitzen des Bundesrechts iiber das Verbot der interkantonalen Doppel-
besteuerung.

2Wenn ein schweizerisches Unternehmen Verluste aus einer ausldndischen
Betriebsstitte mit inlandischen Gewinnen verrechnet hat, innert der folgenden sie-
ben Jahre jedoch aus dieser Betriebsstitte Gewinne verzeichnet, wird im Ausmass
der im Betriebsstittestaat verrechenbaren Gewinne eine Nachsteuer erhoben. Die
Verluste aus dieser Betriebsstitte werden in diesem Fall in der Schweiz nachtrag-
lich nur satzbestimmend beriicksichtigt. In allen iibrigen Féllen werden Ausland-
verluste ausschliesslich satzbestimmend berticksichtigt.

3 Steuerpflichtige ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz
versteuern fiir Geschiftsbetriebe, Betriebsstitten und Grundstiicke im Kanton we-
nigstens das im Kanton erzielte Einkommen und das im Kanton gelegene Vermo-
gen.
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Art. 17%

Art. 18 Steuerberechnung bei anteiliger Steuerpflicht

! Steuerpflichtige, die im Kanton nur fiir einen Teil ihres Einkommens und Ver-
mogens steuerpflichtig sind, entrichten die Steuern fiir die im Kanton steuerbaren
Werte nach dem Steuersatz, der ihrem gesamten Einkommen und Vermégen ent-
spricht; steuerfreie Betridge werden ihnen anteilméssig gewéhrt.

2 Steuerpflichtige ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz
entrichten die Steuern fiir Geschaftsbetriebe, Betriebsstdtten und Grundstiicke im
Kanton wenigstens zu dem Steuersatz, der dem in der Schweiz erzielten Einkom-
men und dem in der Schweiz gelegenen Vermogen entspricht.

Art. 19*  Beginn und Ende der Steuerpflicht

! Die Steuerpflicht beginnt mit dem Tag, an dem der Steuerpflichtige im Kanton
steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt nimmt oder im Kanton steuerbare
Werte erwirbt.

2 Die Steuerpflicht endet mit dem Tode oder dem Wegzug des Steuerpflichtigen
aus dem Kanton oder mit dem Wegfall der im Kanton steuerbaren Werte.

3 Die Folgen des Beginns, der Anderung und des Endes der Steuerpflicht aufgrund
personlicher und wirtschaftlicher Zugehorigkeit werden im interkantonalen Ver-
hiltnis durch die Bundesgesetzgebung iiber die Steuerharmonisierung® und durch
die Grundsitze des Bundesrechts tiber das Verbot der interkantonalen Doppelbe-
steuerung bestimmt.

Art. 20%  Familienbesteuerung

! Einkommen und Vermogen der Ehegatten, die in rechtlich und tatsdchlich unge-
trennter Ehe leben, werden unabhingig vom Giiterstand zusammengerechnet.

2 Einkommen und Vermogen von Kindern unter elterlicher Sorge werden bis zum
Beginn des Jahres, in dem sie volljahrig werden, dem Inhaber der elterlichen Sorge
zugerechnet.

* Einkommen und Vermdgen von Kindern unter gemeinsamer elterlicher Sorge
nicht gemeinsam besteuerter Eltern werden jenem Elternteil zugerechnet, dem der
Kinderabzug nach Art. 48 Abs. 1 Bst. a dieses Gesetzes zusteht.

* Selbstindig besteuert werden:
a) Minderjdhrige, die nicht unter elterlicher Sorge stehen;

6  BG iiber die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden vom
14. Dezember 1990, SR 642.14.
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b) Kinder fiir Einkommen aus Erwerbstatigkeit und fiir Grundstiickgewinne.

Art. 21*  Personengemeinschaften
a) Einfache Gesellschaften, Kollektiv- und Kommanditgesellschaften;
auslindische Handelsgesellschaften und andere Personengemeinschaf-
ten

! Einfache Gesellschaften, Kollektiv- und Kommanditgesellschaften sind als solche
nicht steuerpflichtig. Thr Einkommen und Vermégen werden den einzelnen Teil -
habern anteilmassig zugerechnet.

? Auslandische Handelsgesellschaften und andere auslédndische Personengesamt-
heiten ohne juristische Personlichkeit, die aufgrund wirtschaftlicher Zugehorigkeit
steuerpflichtig sind, entrichten ihre Steuern nach den Bestimmungen fiir die juris-
tischen Personen.

Art. 22% b) Erbengemeinschaften

! Erbengemeinschaften sind als solche nicht steuerpflichtig. Ihr Einkommen und
Vermogen werden den einzelnen Erben oder Bedachten anteilmissig zugerechnet.

2 Bei Ungewissheit tiber die erbberechtigten oder bedachten Personen oder iiber
die auf sie entfallenden Anteile wird die Erbengemeinschaft als Ganzes nach den
fir natiirliche Personen geltenden Bestimmungen am letzten Wohnsitz und nach
den letzten personlichen Verhaltnissen der verstorbenen Person besteuert.

Art. 22%*  ¢) Kollektive Kapitalanlagen

! Einkommen und Vermdgen der kollektiven Kapitalanlagen nach dem eidgends-
sischen Kollektivanlagengesetz vom 23. Juni 2006’ werden den Anlegern anteils-
massig zugerechnet. Davon ausgenommen sind die kollektiven Kapitalanlagen mit
direktem Grundbesitz.

Art. 23% Vermaogen mit unklaren Anspruchsverhdltnissen

! Sind Anspriiche auf ein Vermdgen nicht gegeben, ungewiss oder nicht nachweis-
bar, wird es als Ganzes nach den fiir natiirliche Personen geltenden Regeln besteu-
ert.

Art. 24* Steuernachfolge

! Stirbt der Steuerpflichtige, treten seine Erben in seine Rechte und Pflichten ein.
Sie haften solidarisch fiir die vom Erblasser geschuldeten Steuern bis zur Hohe ih-
rer Erbteile, einschliesslich der Vorempfinge.

7 SR951.31.
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2 Der iiberlebende Ehegatte haftet mit seinem Erbteil und mit dem Betrag, den er
aufgrund ehelichen Giiterrechts iiber den nach schweizerischem Recht ermittelten
gesetzlichen Anteil hinaus erhalt.

® Der iiberlebende eingetragene Partner haftet mit seinem Erbteil und mit dem Be-
trag, den er aufgrund einer vermogensrechtlichen Regelung nach Art. 25 Abs. 1
des eidgendssischen Partnerschaftsgesetzes vom 18. Juni 2004° erhalten hat.

Art. 25* Haftung

! Gemeinsam steuerpflichtige Ehegatten haften solidarisch. Bei ausgewiesener Zah-
lungsunfihigkeit des einen Ehegatten haftet der andere fiir den Steueranteil, der
auf sein Einkommen und sein Vermogen entfillt. Ehegatten haften solidarisch fiir
den Steueranteil, der auf das Einkommen und das Vermdgen der Kinder entfillt.

2 Mit dem Steuerpflichtigen haften solidarisch:

a) die unter seiner elterlichen Sorge stehenden Kinder bis zum Steueranteil, der
auf ihr Einkommen und ihr Vermégen entfallt;

b) die in der Schweiz wohnenden Teilhaber an einer einfachen Gesellschaft,
Kollektiv- oder Kommanditgesellschaft bis zum Betrag ihrer Gesellschaftsan-
teile fiir die Steuern der im Ausland wohnenden Teilhaber;

c) Kdéufer und Verkiufer einer im Kanton gelegenen Liegenschaft bis zu 3 Pro-
zent der Kaufsumme fiir die vom Héandler oder Vermittler aus dieser Tatigkeit
geschuldeten Steuern, wenn der Hindler oder Vermittler in der Schweiz kei-
nen steuerrechtlichen Wohnsitz hat. Kdufer und Verkdufer haften jedoch nur,
soweit sie einem Héndler oder Vermittler mit steuerrechtlichem Wohnsitz im
Ausland einen entsprechenden Auftrag erteilt haben;

d) die Personen, die Geschiftsbetriebe oder Betriebsstitten im Kanton auflosen
oder im Kanton gelegene Grundstiicke oder durch solche gesicherte Forde-
rungen verdussern oder verwerten, bis zum Betrage des Reinerloses, wenn der
Steuerpflichtige keinen steuerrechtlichen Wohnsitz in der Schweiz hat.

3 Mit dem Steuernachfolger haften fiir die Steuer des Erblassers solidarisch der
Erbschaftsverwalter und der Willensvollstrecker. Die Haftung entféllt, wenn der
Haftende nachweist, dass er alle nach den Umstidnden gebotene Sorgfalt angewen-
det hat.

8  SR211.231.
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Art. 26 Besteuerung nach dem Aufwand
a) Berechtigte Personen

! Natiirliche Personen, die erstmals oder nach wenigstens zehnjihriger Landesab-
wesenheit steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz nehmen
und hier keine Erwerbstitigkeit ausiiben, haben das Recht, bis zum Ende der lau-
fenden Steuerperiode anstelle der Einkommens- und Vermogenssteuer eine Steuer
nach dem Aufwand zu entrichten.

2 Sind diese Personen nicht Schweizer Biirger, steht ihnen das Recht auf Entrich-
tung der Steuer nach dem Aufwand auch weiterhin zu.

Art. 27* b) Bemessung und Berechnung

! Die Steuer vom Einkommen wird nach dem weltweiten Aufwand des Steuer-
pflichtigen und seiner Familie bemessen und nach den ordentlichen Steuersétzen
berechnet.

2 Der massgebliche Aufwand entspricht wenigstens dem siebenfachen Betrag des
Mietzinses oder des Eigenmietwerts beziehungsweise dem dreifachen Betrag des
Pensionspreises fiir Unterkunft und Verpflegung, wenigstens jedoch Fr. 600 000.-.

3 Die Steuer vom Vermégen wird nach einem Vermdgen bemessen,das dem zwan-
zigfachen Aufwand nach Abs. 1 und 2 dieser Bestimmung entspricht, und nach
dem ordentlichen Vermogenssteuersatz berechnet.

* Die Steuer nach dem Aufwand wird insgesamt wenigstens gleich hoch angesetzt

wie die nach den ordentlichen Steuersitzen berechneten Steuern vom gesamten

Bruttobetrag:

a) des in der Schweiz gelegenen unbeweglichen Vermdgens und von dessen Ein-
kiinften;

b) der in der Schweiz gelegenen Fahrnis und von deren Einkiinften;

¢) des in der Schweiz angelegten beweglichen Kapitalvermégens, mit Einschluss
der grundpfindlich gesicherten Forderungen, und von dessen Einkiinften;

d) der in der Schweiz verwerteten Urheberrechte, Patente und ahnlichen Rechte
und von deren Einkiinften;

e) der Ruhegehilter, Renten und Pensionen, die aus schweizerischen Quellen
fliessen;

f)  der Einkiinfte, fiir die der Steuerpflichtige aufgrund eines von der Schweiz ab-
geschlossenen Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung ganzli-
che oder teilweise Entlastung von auslandischen Steuern beansprucht.
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5 Die Regierung erlésst die zur Erhebung der Steuer nach dem Aufwand erforderli-
chen Vorschriften. Sie kann eine von Abs. 1 bis 4 dieser Bestimmung abweichende
Steuerbemessung und Steuerberechnung vorsehen, wenn dies erforderlich ist, um
dem in Art. 26 dieses Gesetzes erwdhnten Steuerpflichtigen die Entlastung von den
Steuern eines ausldndischen Staates zu ermdglichen, mit dem die Schweiz ein
Doppelbesteuerungsabkommen abgeschlossen hat.

Art. 28* Steuerliche Vorrechte

! Die nach Art. 2 Abs. 2 des eidgendssischen Gaststaatgesetzes vom 22. Juni 2007°
gewihrten steuerlichen Vorrechte bleiben vorbehalten.

2 Bei teilweiser Steuerpflicht gilt Art. 18 Abs. 1 dieses Erlasses.
I1. Einkommenssteuer (2.1.2.)

Art. 29 Steuerbare Einkiinfte
a) Allgemeines

! Der Einkommenssteuer unterliegen alle wiederkehrenden und einmaligen Ein-

kinfte.

2 Als Einkommen gelten auch Naturalbeziige jeder Art, insbesondere freie Verpfle-
gung und Unterkunft sowie der Wert selbstverbrauchter Erzeugnisse und Waren
des eigenen Betriebs.

* Die Kapitalgewinne aus der Verdusserung von Grundstiicken des Privatvermo-
gens unterliegen der Grundstiickgewinnsteuer.

Art. 30*  b) Unselbstindige Erwerbstdtigkeit
1. Allgemeines

! Steuerbar sind alle Einkiinfte aus privatrechtlichem oder 6ffentlich-rechtlichem
Arbeitsverhiltnis mit Einschluss der Nebeneinkiinfte wie Entschiddigungen fiir
Sonderleistungen, Provisionen, Zulagen, Dienstalters- und Jubildumsgeschenke,
Gratifikationen, Trinkgelder, Tantiemen, geldwerte Vorteile aus Mitarbeiterbetei-
ligungen und andere geldwerte Vorteile.

2 Als echte Mitarbeiterbeteiligungen gelten:

a) Aktien, Genussscheine, Partizipationsscheine, Genossenschaftsanteile oder
Beteiligungen anderer Art, welche die Arbeitgeberin, deren Muttergesellschaft
oder eine andere Konzerngesellschaft den Mitarbeitern abgibt;

b) Optionen auf den Erwerb von Beteiligungen nach Bst. a dieser Bestimmung.

9 BG tiber die von der Schweiz als Gaststaat gewihrten Vorrechte, Immunititen und Erleichte-
rungen sowie finanziellen Beitrige vom 22. Juni 2007, SR 192.12.

10
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3 Als unechte Mitarbeiterbeteiligungen gelten Anwartschaften auf blosse Bargeld-
abfindungen.

Art. 30%%* 2. Einkiinfte aus echten Mitarbeiterbeteiligungen

! Geldwerte Vorteile aus echten Mitarbeiterbeteiligungen, ausser aus gesperrten
oder nicht borsenkotierten Optionen, sind im Zeitpunkt des Erwerbs als Einkom-
men aus unselbstindiger Erwerbstitigkeit steuerbar. Die steuerbare Leistung ent-
spricht deren Verkehrswert vermindert um einen allfilligen Erwerbspreis.

2 Bei Mitarbeiteraktien werden fiir die Berechnung der steuerbaren Leistung Sperr-
fristen mit einem Einschlag von 6 Prozent je Sperrjahr auf deren Verkehrswert be-
ricksichtigt. Dieser Einschlag gilt 1angstens fiir zehn Jahre.

3 Geldwerte Vorteile aus gesperrten oder nicht bérsenkotierten Mitarbeiteroptio-
nen werden im Zeitpunkt der Ausiibung besteuert. Die steuerbare Leistung ent-
spricht dem Verkehrswert der Aktie bei Ausiibung vermindert um den Aus-
tibungspreis.

* Hatte der Steuerpflichtige nicht wihrend der gesamten Zeitspanne zwischen Er-
werb und Entstehen des Ausiibungsrechts der gesperrten Mitarbeiteroptionen
nach Abs. 3 dieser Bestimmung steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der
Schweiz, werden die geldwerten Vorteile daraus anteilmdssig im Verhiltnis zwi-
schen der gesamten zu der in der Schweiz verbrachten Zeitspanne besteuert.

Art. 30°* 3. Einkiinfte aus unechten Mitarbeiterbeteiligungen

! Geldwerte Vorteile aus unechten Mitarbeiterbeteiligungen sind im Zeitpunkt ih-
res Zuflusses steuerbar.

Art. 31* c) Selbstindige Erwerbstdtigkeit
1. Allgemeines

! Steuerbar sind alle Einkiinfte aus einem Handels-, Industrie-, Gewerbe-, Land-
und Forstwirtschaftsbetrieb, aus einem freien Beruf sowie aus jeder anderen selb-
standigen Erwerbstitigkeit.

%2 Zu den Einkiinften aus selbstdndiger Erwerbstitigkeit zdhlen auch alle Kapitalge-
winne aus Verdusserung, Verwertung oder buchmadssiger Aufwertung von Ge-
schiftsvermdgen. Der Verdusserung gleichgestellt ist die Uberfithrung von Ge-
schiftsvermodgen in das Privatvermogen oder in auslindische Betriebe oder
Betriebsstitten. Als Geschéftsvermogen gelten alle Vermogenswerte, die ganz oder
vorwiegend der selbstindigen Erwerbstitigkeit dienen. Gleiches gilt fiir Beteiligun-
gen von wenigstens 20 Prozent am Grund- oder Stammkapital einer Kapitalgesell-
schaft oder Genossenschaft, wenn der Eigentiimer sie im Zeitpunkt des Erwerbs
zum Geschiftsvermogen erklart.

11
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3 Fihrt der Steuerpflichtige eine ordnungsgemisse Buchhaltung, gilt Art. 82 dieses
Gesetzes sachgemass.

* Kapitalgewinne aus der Verdusserung land- und forstwirtschaftlicher Grund-
stiicke des Geschiftsvermogens werden den Einkiinften aus selbstindiger Er-
werbstdtigkeit zugerechnet, soweit der Anlagewert nach Abzug aufgeschobener
Grundstiickgewinne im Sinn von Art. 132 Abs.1 lit. d dieses Gesetzes den Einkom-
menssteuerwert iibersteigt. Art. 138 dieses Gesetzes wird sachgemass angewendet.

Art. 32% 2. Aufschub der Besteuerung stiller Reserven
2.1 Umstrukturierungen

! Stille Reserven einer Personenunternehmung (Einzelunternehmen, Personenge-

sellschaft) werden bei Umstrukturierungen, insbesondere im Fall der Fusion, Spal-

tung oder Umwandlung, nicht besteuert, soweit die Steuerpflicht in der Schweiz

fortbesteht und die bisher fiir die Einkommenssteuer massgeblichen Werte tiber-

nommen werden:

a) bei der Ubertragung von Vermogenswerten auf eine andere Personenunter-
nehmung;

b) bei der Ubertragung eines Betriebs oder eines Teilbetriebs auf eine juristische
Person;

c) beim Austausch von Beteiligungs- oder Mitgliedschaftsrechten anldsslich von
Umstrukturierungen im Sinn von Art. 88 Abs. 1 dieses Erlasses oder von fusi-
onsdhnlichen Zusammenschliissen.

2 Bei einer Umstrukturierung nach Abs. 1 Bst. b dieser Bestimmung werden die
tibertragenen stillen Reserven im Verfahren nach Art. 199 ff. dieses Erlasses nach-
traglich besteuert, soweit wahrend den der Umstrukturierung nachfolgenden fiinf
Jahren Beteiligungs- oder Mitgliedschaftsrechte zu einem iiber dem iibertragenen
steuerlichen Eigenkapital liegenden Preis verdussert werden. Die juristische Person
kann in diesem Fall entsprechende, als Gewinn versteuerte stille Reserven geltend
machen.

* Die Besteuerung der stillen Reserven kann, solange die Steuerpflicht im Kanton
besteht, unterbleiben, wenn eine Personenunternehmung als Folge der Umstruk-
turierung ganz oder teilweise in eine Holding- oder Domizilgesellschaft tiberfiihrt
wird.

12
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Art. 32vs* 2.2 Weitere Tatbestinde

!'Wird ein Grundstiick des Anlagevermogens aus dem Geschéftsvermogen in das
Privatvermégen iiberfiihrt, wird im Zeitpunkt der Uberfithrung nur die Differenz
zwischen den Anlagekosten und dem massgebenden Einkommenssteuerwert be-
steuert, wenn der Steuerpflichtige dies verlangt. In diesem Fall gelten die Anlage-
kosten als neuer massgebender Einkommenssteuerwert, und die Besteuerung der
tibrigen stillen Reserven als Einkommen aus selbstdndiger Erwerbstitigkeit wird
bis zur Verdusserung des Grundstiicks aufgeschoben.

2 Die Verpachtung eines Geschiftsbetriebs gilt nur auf Antrag des Steuerpflichti-
gen als Uberfithrung in das Privatvermégen.

3 Wird bei einer Erbteilung der Geschiftsbetrieb nicht von allen Erben fortgefiihrt,
wird die Besteuerung der stillen Reserven auf Gesuch der den Betrieb iiberneh-
menden Erben bis zur spiteren Realisierung aufgeschoben, soweit diese Erben die
bisherigen fiir die Einkommenssteuer massgebenden Werte iibernehmen.

Art. 33*  d) Bewegliches Vermdigen
1. Grundsatz

! Steuerbar sind die Ertrdge aus beweglichem Vermdgen, insbesondere:

a) Zinsen aus Guthaben, einschliesslich ausbezahlter Ertrdge aus riickkaufsfihi-
gen Kapitalversicherungen mit Einmalprdmie im Erlebensfall oder bei Riick-
kauf, ausser wenn diese Kapitalversicherungen der Vorsorge dienen. Als der
Vorsorge dienend gilt die Auszahlung der Versicherungsleistung ab dem
vollendeten 60. Altersjahr des Versicherten aufgrund eines wenigstens fiinf-
jahrigen Vertragsverhiltnisses, das vor Ablauf des 66. Altersjahres eingegan-
gen wurde;

b) Einkiinfte aus der Verdusserung oder Riickzahlung von Obligationen mit
tiberwiegender Einmalverzinsung (globalverzinsliche Obligationen, Diskont-
Obligationen), die dem Inhaber anfallen;

¢) Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationstiberschiisse und geldwerte Vorteile
aus Beteiligungen aller Art, soweit sie keine Riickzahlung von Grund- oder
Stammkapital sowie von Einlagen, Aufgeldern und Zuschiissen, die von den
Inhabern der Beteiligungsrechte nach dem 31. Dezember 1996 geleistet wor-
den sind, darstellen. Ein bei der Riickgabe von Beteiligungsrechten im Sinn
von Art.4a des Bundesgesetzes vom 13. Oktober 1965 iiber die Verrech-
nungssteuer'® an die Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft erzielter Vermo-
gensertrag gilt in dem Jahr als realisiert, in welchem die Verrechnungssteuer-
forderung entsteht (Art. 12 Abs. 1 und 1% des Bundesgesetzes vom 13. Okto-
ber 1965 iiber die Verrechnungssteuer!'!);

10 SR 642.21.
11 SR 642.21.
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d) Einkiinfte aus Vermietung, Verpachtung, Nutzniessung oder sonstiger Nut-
zung beweglicher Sachen oder nutzbarer Rechte;

e) Einkiinfte aus Anteilen an kollektiven Kapitalanlagen, soweit die Gesamter-
trage die Ertriage aus direktem Grundbesitz tibersteigen;

f) Einkinfte aus immateriellen Giitern.

2 Nicht steuerbar ist der Erlos aus Bezugsrechten, die zum Privatvermogen des
Steuerpflichtigen gehoren.

Art. 33¥* 2. Besondere Fiille

! Als Ertrdge aus beweglichem Vermogen gelten im Weiteren:

a) der Erlos aus dem Verkauf einer Beteiligung von wenigstens 20 Prozent am
Grund- oder Stammkapital einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft aus
dem Privatvermdgen in das Geschiftsvermdgen einer anderen natiirlichen
oder einer juristischen Person, soweit innert 5 Jahren nach dem Verkauf, un-
ter Mitwirkung des Verkidufers, nicht betriebsnotwendige Substanz ausge-
schiittet wird, die im Zeitpunkt des Verkaufs bereits vorhanden und handels-
rechtlich ausschiittungsfahig war. Dies gilt sinngemiss auch, wenn innert 5
Jahren mehrere Beteiligte eine solche Beteiligung gemeinsam verkaufen oder
Beteiligungen von insgesamt wenigstens 20 Prozent verkauft werden. Ausge-
schiittete Substanz wird beim Verkidufer gegebenenfalls im Verfahren nach
Art.199 ff. dieses Erlasses nachtraglich besteuert;

b) der Erlés aus der Ubertragung einer Beteiligung von wenigstens 5 Prozent am
Grund- oder Stammkapital einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft aus
dem Privatvermogen in das Geschiftsvermogen einer Personenunterneh-
mung oder einer juristischen Person, an welcher der Verdusserer oder Ein-
bringer nach der Ubertragung zu wenigstens 50 Prozent am Kapital beteiligt
ist, soweit die gesamthaft erhaltene Gegenleistung den Nennwert der tibertra-
genen Beteiligung tibersteigt. Dies gilt sinngemdss auch, wenn mehrere Betei-
ligte die Ubertragung gemeinsam vornehmen.

2 Mitwirkung nach Abs. 1 Bst. a dieser Bestimmung liegt vor, wenn der Verkaufer
weiss oder wissen muss, dass der Gesellschaft zur Finanzierung des Kaufpreises
Mittel entnommen und nicht wieder zugefithrt werden.

Art. 34* e) Unbewegliches Vermaogen

! Steuerbar sind die Ertrdge aus unbeweglichem Vermdgen, insbesondere:

a) alle Einkiinfte aus Vermietung, Verpachtung, Nutzniessung oder sonstiger
Nutzung;

b) der Mietwert von Grundstiicken, soweit sie dem Steuerpflichtigen aufgrund
von Eigentum oder aufgrund eines unentgeltlichen Nutzungsrechts fiir den
Eigengebrauch zur Verfiigung stehen;

c) Einkiinfte aus Baurechtsvertragen;
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d) Einkiinfte aus der Ausbeutung von Kies, Sand und anderen Bestandteilen des
Bodens.

2Der Mietwert nach Abs. 1 Bst.b dieser Bestimmung entspricht dem mittleren
Preis, zu dem Grundstiicke gleicher oder dhnlicher Grosse, Lage und Beschaffen-
heit in der betreffenden Gegend vermietet werden. Er ist auch dann voll steuerbar,
wenn das Grundstiick zu einem tieferen Mietzins an eine nahe stehende Person
vermietet oder verpachtet wird.

3 Der Mietwert des Eigenheims, das der Steuerpflichtige an seinem Wohnsitz dau-
ernd selbst bewohnt, wird um 30 Prozent herabgesetzt.

Art. 35%  f) Einkiinfte aus Vorsorge

! Steuerbar sind alle Einkiinfte aus der Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversi-
cherung, aus Einrichtungen der beruflichen Vorsorge und aus anerkannten
Formen der gebundenen Selbstvorsorge, mit Einschluss der Kapitalabfindungen
und Riickzahlungen von Einlagen, Pramien und Beitréigen.

2 Als Einkiinfte aus der beruflichen Vorsorge gelten insbesondere Leistungen aus
Vorsorgekassen, aus Spar- und Gruppenversicherungen sowie aus Freiziigigkeits-
policen und Freiziigigkeitskonten.

3 Einkiinfte aus Leibrenten und aus Verpfriindung sind zu 40 Prozent steuerbar.

Art. 36*  g) Ubrige Einkiinfte

! Steuerbar sind auch:

a) alle andern Einkiinfte, die an die Stelle des Einkommens aus Erwerbstatigkeit
treten;

b) einmalige oder wiederkehrende Zahlungen bei Tod sowie fiir bleibende kor-
perliche oder gesundheitliche Nachteile;

¢) Entschidigungen fiir die Aufgabe oder Nichtausiibung einer Tatigkeit;

d) Entschidigungen fiir die Nichtausiibung eines Rechtes;

e) Einkiinfte aus Lotterien und lotteriedhnlichen Veranstaltungen, ausgenom-
men die Gewinne in Spielbanken gemiss Art. 37 lit. k dieses Gesetzes;

f)  Unterhaltsbeitrage, die ein Steuerpflichtiger bei Scheidung, gerichtlicher oder
tatsichlicher Trennung fir sich erhilt, sowie Unterhaltsbeitrige, die ein El-
ternteil fiir die unter seiner elterlichen Sorge stehenden Kinder erhilt.

Art. 37%  h) Steuerfreie Einkiinfte

! Steuerfrei sind:

a) der Vermogensanfall infolge Erbschaft, Vermachtnis, Schenkung oder giiter-
rechtlicher Auseinandersetzung;

b) die Kapitalgewinne aus der Verdusserung von beweglichem Privatvermogen;
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¢) der Vermdgensanfall aus riickkaufsfahiger privater Kapitalversicherung, aus-
genommen aus Freizligigkeitspolicen und Freiziigigkeitskonten. Art. 33 Abs. 1
Bst. a dieses Gesetzes bleibt vorbehalten;

d) die Kapitalzahlungen, die bei Stellenwechsel vom Arbeitgeber oder von Ein-
richtungen der beruflichen Vorsorge ausgerichtet werden, wenn sie der Emp-
fanger innert Jahresfrist zum Einkauf in eine Einrichtung der beruflichen
Vorsorge verwendet;

e) die Unterstiitzungen aus 6ffentlichen oder privaten Mitteln;

f) die Leistungen in Erfillung familienrechtlicher Verpflichtungen, ausgenom-
men die Unterhaltsbeitrage nach Art. 36 Bst. f dieses Gesetzes;

g) der Sold fiir Militdr- und Zivilschutzdienst;

h) die Zahlung von Genugtuungssummen;

i) die Einkiinfte aufgrund der Bundesgesetzgebung iiber Ergédnzungsleistungen
zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung;

k) die bei Gliicksspielen in Spielbanken gemass Bundesgesetz iiber Gliicksspiele
und Spielbanken erzielten Gewinne;

1) der Sold der Milizfeuerwehrleute bis zum Betrag von Fr. 5000.- fiir Dienstleis-
tungen im Zusammenhang mit der Erfiillung der Kernaufgaben der Feuer-
wehr, wie Ubungen, Pikettdienste, Kurse, Inspektionen und Ernstfalleinsitze
zur Rettung, Brandbekdmpfung, allgemeine Schadenwehr, Elementarschaden-
bewiltigung. Ausgenommen sind Pauschalzulagen fiir Kader sowie Funkti-
onszulagen und Entschddigungen fiir administrative Arbeiten und fiir Dienst-
leistungen, welche die Feuerwehr freiwillig erbringt.

Art. 38 Ermittlung des Reineinkommens
a) Grundsatz

! Zur Ermittlung des Reineinkommens werden von den gesamten steuerbaren Ein-
kiinften die Aufwendungen und die allgemeinen Abziige gemiss Art. 39 bis 46 die-
ses Gesetzes abgezogen.

2 Das Reineinkommen entspricht wenigstens dem Aufwand der davon lebenden
Personen, wenn nicht der Steuerpflichtige nachweist, dass der Aufwand aus steu-
erfreien Einkiinften oder aus Vermdégen bestritten wurde.

Art. 39 b) Unselbstindige Erwerbstitigkeit

! Als Berufskosten werden abgezogen:

a) die notwendigen Kosten fiir Fahrten zwischen Wohn- und Arbeitsstitte;

b) die notwendigen Mehrkosten fiir Verpflegung ausserhalb der Wohnstitte und
bei Schichtarbeit;

c) die iibrigen fiir die Ausiibung des Berufes erforderlichen Kosten;

d) die mit dem Beruf zusammenhéingenden Weiterbildungs- und Umschulungs-
kosten.
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2 Fur die Berufskosten nach Abs. 1 lit. a bis ¢ dieser Bestimmung legt die Regierung
Pauschalansitze fest; dem Steuerpflichtigen steht im Falle von Abs. 1lit.a und ¢
dieser Bestimmung der Nachweis hoherer Kosten offen.

Art. 40* c) Selbstindige Erwerbstdtigkeit
1. Allgemeines

! Bei selbstandiger Erwerbstatigkeit werden die geschifts- oder berufsmissig be-
griindeten Kosten abgezogen.

2 Soweit sie geschéftsmassig begriindet sind, gehdren dazu insbesondere:

a) die verbuchten Abschreibungen, Wertberichtigungen und Riickstellungen;

b) die verbuchten Riicklagen fiir Forschungs- und Entwicklungsauftrige an
Dritte bis zu 10 Prozent des ausgewiesenen Geschiftsertrags, insgesamt je-
doch hochstens bis zu 1 Million Franken;

c) die eingetretenen und verbuchten Verluste auf Geschaftsvermogen;

d) die Beitrige und Zuwendungen an Vorsorgeeinrichtungen zugunsten des
eigenen Personals, wenn jede zweckwidrige Verwendung ausgeschlossen ist;

e) die Zinsen auf Geschiftsschulden und Zinsen, die auf Beteiligungen gemaiss
Art. 31 Abs. 2 dieses Gesetzes entfallen.

3 Nicht abziehbar sind Zahlungen von Bestechungsgeldern im Sinne des schweize-
rischen Strafrechts an schweizerische oder fremde Amtstrager.

Art. 41 2. Abschreibungen, Wertberichtigungen, Riickstellungen und Riickla-
gen

! Geschiftsmissig begriindet sind:

a) Abschreibungen, soweit sie einem angemessenen Ausgleich der in der Steuer-
periode eingetretenen endgiiltigen Wertverminderung entsprechen;

b) Wertberichtigungen, soweit sie einem angemessenen Ausgleich der in der
Steuerperiode eingetretenen voriibergehenden Wertverminderung entspre-
chen;

c) Rickstellungen, soweit sie zum Ausgleich drohender Verluste notwendig sind
oder dem Ausgleich von bestehenden Verpflichtungen dienen, deren Rechts-
bestand oder Hohe noch unbestimmt ist;

d) Riicklagen fiir Forschungs- und Entwicklungsauftriage an Dritte, soweit ihre
geschiftliche Notwendigkeit ausgewiesen ist.

2 Wertberichtigungen, Riickstellungen und Riicklagen, die nicht mehr geschafts-
massig begriindet sind, werden dem Geschiftsertrag zugerechnet.
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Art. 42 3. Verluste

!Verluste aus den sieben der Steuerperiode vorangegangenen Geschiftsjahren
koénnen abgezogen werden, soweit sie bei der Berechnung des steuerbaren Ein-
kommens dieser Jahre nicht berticksichtigt werden konnten.

2 Mit Leistungen Dritter, die zum Ausgleich einer Unterbilanz im Rahmen einer
Sanierung erbracht werden, konnen auch Verluste verrechnet werden, die in frii-
heren Geschiftsjahren entstanden sind und noch nicht mit Einkommen verrech-
net werden konnten.

Art. 43* 4. Ersatzbeschaffungen

!Werden Gegenstinde des betriebsnotwendigen Anlagevermogens ersetzt, kon-
nen die stillen Reserven auf die als Ersatz erworbenen Anlagegiiter iibertragen
werden, wenn diese ebenfalls betriebsnotwendig sind. Als tibertragene stille Re-
serve gilt auch der wieder angelegte, aufgeschobene Grundstiickgewinn im Sinn
von Art. 132 Abs. 1 Bst. d dieses Gesetzes. Ausgeschlossen ist die Ubertragung von
stillen Reserven auf Grundstiicken auf Gegenstinde des beweglichen Vermogens
und die Ubertragung auf Vermdgen ausserhalb der Schweiz.

2 Erfolgt die Ersatzbeschaffung nicht im gleichen Geschiftsjahr, kann im Umfang
der stillen Reserven eine Riickstellung gebildet werden. Wird diese Riickstellung
nicht innert angemessener Frist zur Abschreibung auf dem Ersatzobjekt verwen-
det, wird sie dem Geschiftsertrag zugerechnet.

? Betriebsnotwendig ist Anlagevermégen, das dem Betrieb unmittelbar dient; aus-
geschlossen sind insbesondere Vermogensobjekte, die dem Unternehmen nur als
Vermogensanlage oder nur durch ihren Ertrag dienen.

Art. 44* d) Privatvermaigen

'Bei beweglichem Privatvermdgen konnen die Kosten der Verwaltung durch
Dritte und die weder riickforderbaren noch anrechenbaren auslindischen Quel-
lensteuern abgezogen werden.

2 Bei Grundstiicken des Privatvermégens konnen die Unterhaltskosten, die Kosten
der Instandstellung von neu erworbenen Grundstiicken, die Versicherungspra-
mien und die Kosten der Verwaltung durch Dritte abgezogen werden. Den Unter-
haltskosten sind Investitionen gleichgestellt, die dem Energiesparen und dem Um-
weltschutz dienen, soweit sie bei der direkten Bundessteuer abziehbar sind.

% Abziehbar sind ausserdem die Kosten denkmalpflegerischer Arbeiten, welche der
Steuerpflichtige aufgrund gesetzlicher Vorschriften, im Einvernehmen mit den Be-
horden oder auf deren Anordnung hin vorgenommen hat, soweit diese Arbeiten
nicht subventioniert sind.
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* Der Steuerpflichtige kann fiir Grundstiicke des Privatvermdgens, die vorwiegend
Wohnzwecken dienen, anstelle der tatsdchlichen Kosten und Primien einen Pau-
schalabzug geltend machen. Die Regierung legt diesen Pauschalabzug fest.

> Die den Ertrdgen aus vermieteten oder verpachteten Grundstiicken gegeniiber-
stehenden Baurechtszinsen konnen abgezogen werden.

Art. 45*  Allgemeine Abziige

1. Von der Hohe des Einkommens unabhdngige Abziige

! Von den Einkiinften werden abgezogen:

a)

b)
o)

d)

e)

g

h)

die privaten Schuldzinsen, soweit sie nicht als Anlagekosten gelten, im Um-
fang der nach Art. 33, 33" und 34 dieses Erlasses steuerbaren Vermogenser-
trage zuziiglich Fr. 50 000.—;

die dauernden Lasten sowie 40 Prozent der bezahlten Leibrenten;

die Unterhaltsbeitrage an den geschiedenen, gerichtlich oder tatsichlich ge-
trennt lebenden Ehegatten sowie die Unterhaltsbeitrage an einen Elternteil fiir
die unter dessen elterlicher Sorge oder Obhut stehenden Kinder, nicht jedoch
Leistungen in Erfiillung anderer familienrechtlicher Unterhalts- oder Unter-
stiitzungspflichten;

die nach Gesetz, Statut oder Reglement geleisteten Einlagen, Pramien und
Beitridge an die Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung und an
Einrichtungen der beruflichen Vorsorge;

Einlagen, Pramien und Beitrdge zum Erwerb von Anspriichen auf Leistungen
aus anerkannten Formen der gebundenen Selbstvorsorge nach Art. 82 BVG;
die Pramien und Beitrage fiir die Erwerbsersatzordnung, die Arbeitslosenver-
sicherung und die obligatorische Unfallversicherung;

die Einlagen, Pramien und Beitrdge fiir die Lebens-, die Kranken- und die
nicht unter Bst. f dieser Bestimmung fallende Unfallversicherung sowie die
Zinsen von Sparkapitalien des Steuerpflichtigen und der von ihm unterhalte-
nen Personen, bis zum Gesamtbetrag von Fr. 4800.— fiir gemeinsam steuer-
pflichtige Ehegatten und von Fr.2400.- fiir die iibrigen Steuerpflichtigen.
Diese Abziige erhohen sich um Fr. 1000.- fir gemeinsam steuerpflichtige
Ehegatten und um Fr. 500.- fiir die iibrigen Steuerpflichtigen, wenn keine Bei-
trage nach Bst. d und e dieser Bestimmung abgezogen werden. Sie erhéhen
sich um Fr. 600.- fiir jedes Kind, fiir das der Steuerpflichtige einen Kinderab-
zug geltend machen kann;

die Kosten der Betreuung von Kindern unter 14 Jahren durch Drittpersonen,
hochstens Fr. 7500.- fiir jedes Kind, das mit dem Steuerpflichtigen, der fiir
seinen Unterhalt sorgt, im gleichen Haushalt lebt, soweit diese Kosten in di-
rektem kausalem Zusammenhang mit der Erwerbstitigkeit, der Ausbildung
oder der Erwerbsunfihigkeit des Steuerpflichtigen stehen;
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i) Mitgliederbeitrage und Zuwendungen an politische Parteien bis zum Gesamt-

betrag von Fr. 20 000.- fiir gemeinsam steuerpflichtige Ehegatten und von

Fr. 10 000.- fiir die {ibrigen Steuerpflichtigen, wenn die politischen Parteien:

1. im Parteienregister nach Art. 76 a des Bundesgesetzes vom 17. Dezember
1976 tiber die politischen Rechte!? eingetragen sind oder

2. in einem kantonalen Parlament vertreten sind oder

3. in einem Kanton bei den letzten Wahlen des kantonalen Parlamentes we-
nigstens 3 Prozent der Stimmen erreicht haben.

2Bei gemeinsam steuerpflichtigen Ehegatten werden vom Erwerbseinkommen,
das ein Ehegatte unabhingig vom Beruf, Geschift oder Gewerbe des andern Ehe-
gatten erzielt, Fr. 500.— abgezogen; ein gleicher Abzug wird bei erheblicher Mitar-
beit eines Ehegatten im Beruf, Geschift oder Gewerbe des andern Ehegatten
gewihrt.

Art. 46* 2. Von der Hohe des Einkommens abhdngige Abziige

!Von den um die Aufwendungen und die Abziige nach Art. 39 bis 45 dieses Erlas-
ses verminderten steuerbaren Einkiinften (Nettoeinkiinfte) werden ausserdem ab-
gezogen:

a) die Krankheits- und Unfallkosten des Steuerpflichtigen und der von ihm un-
terhaltenen Personen, soweit der Steuerpflichtige die Kosten selbst trigt und
diese 2 Prozent der Nettoeinkiinfte iibersteigen;

a") die behinderungsbedingten Kosten des Steuerpflichtigen oder der von ihm
unterhaltenen Personen mit Behinderungen im Sinn des eidgendssischen Be-
hindertengleichstellungsgesetzes vom 13. Dezember 2002, soweit der Steuer-
pflichtige die Kosten selber trigt;

c) die freiwilligen Leistungen von Geld und tibrigen Vermégenswerten an juris-
tische Personen mit Sitz in der Schweiz, die zufolge offentlicher oder aus-
schliesslich gemeinniitziger Zwecksetzung von der Steuerpflicht befreit sind,
soweit die Zuwendungen im Steuerjahr Fr.500.- iibersteigen, insgesamt
hochstens 20 Prozent der Nettoeinkiinfte. Im gleichen Umfang abziehbar sind
entsprechende freiwillige Leistungen an Bund, Kantone und Gemeinden so-
wie deren Anstalten.

Art. 47 f) Nicht abziehbare Kosten und Aufwendungen

! Nicht abziehbar sind die iibrigen Kosten und Aufwendungen, insbesondere:

a) die Aufwendungen fiir den Unterhalt des Steuerpflichtigen und seiner Familie
sowie der durch die berufliche Stellung des Steuerpflichtigen bedingte Privat-
aufwand;

12 SR161.1.
13 SR 151.3.
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b) die Aufwendungen fiir Schuldentilgung;

c) die Aufwendungen fiir die Anschaffung, Herstellung oder Wertvermehrung
von Vermogensgegenstinden;

d) Einkommens-, Vermogens-, Quellen-, Grundstiickgewinn-, Erbschafts-,
Schenkungs-, Handidnderungs- und Vergniigungssteuern sowie gleichartige
ausldndische Steuern.

Art. 48*  g) Sozialabziige

! Vom Reineinkommen werden fiir die Steuerberechnung abgezogen:

a) als Kinderabzug, wenn der Steuerpflichtige fiir den Unterhalt zur Hauptsache
aufkommt und keinen Abzug nach Art. 45 Abs. 1 Bst. ¢ dieses Erlasses bean-
sprucht:

1. Fr.7200.- fiir jedes unter der elterlichen Sorge oder Obhut des Steuerpflichti-
gen stehende Kind, das noch nicht schulpflichtig ist;

2. Fr. 10 200.- fir jedes unter der elterlichen Sorge oder Obhut des Steuerpflich-
tigen stehende oder volljdhrige Kind, das in der schulischen oder beruflichen
Ausbildung steht;

3. hochstens weitere Fr. 13 000.— fiir Ausbildungskosten fiir jedes unter der el-
terlichen Sorge oder Obhut des Steuerpflichtigen stehende oder volljahrige
Kind, das in der schulischen oder beruflichen Ausbildung steht, soweit sie der
Steuerpflichtige selbst tragt und sie Fr. 3000.- iibersteigen.

Stehen Kinder unter gemeinsamer elterlicher Sorge nicht gemeinsam besteuerter

Eltern, kommt der Kinderabzug jenem Elternteil zu, der fiir das Kind Unterhalts-

beitrage nach Art. 45 Abs. 1 Bst. c dieses Erlasses erhilt. Werden keine Unterhalts-

beitrige geleistet, kommt der Kinderabzug jenem Elternteil zu, der fiir den Unter-
halt des Kindes zur Hauptsache aufkommt. Der Kinderabzug nach

Abs. 1 Bst. a Ziff. 3 dieser Bestimmung vermindert sich, soweit der Staat Stipen-

dien gewihrt, um den entsprechenden Betrag, jedoch hochstens auf den Abzug

nach Abs. 1 Bst. a Ziff. 2 dieser Bestimmung.

b) ...

Q) ..

2 Die Sozialabziige werden nach den Verhéltnissen am Ende der Steuerperiode
oder der Steuerpflicht festgelegt.

3 Besteht die Steuerpflicht nur wihrend eines Teils der Steuerperiode, werden die
Sozialabziige anteilmaéssig gewdhrt; fiir die Bestimmung des Steuersatzes werden
sie voll angerechnet.

Art. 49*
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Art. 50 h) Steuerberechnung
1. Steuersatz

! Die einfache Steuer vom Einkommen betragt:

a) 0 Prozent fiir die ersten Fr. 11 000.-
b) 4 Prozent fiir die weiteren Fr. 4 000.—
c) 6 Prozent fiir die weiteren Fr. 17 000.-
d) 8 Prozent fiir die weiteren Fr. 25 000.-
e) 9,2 Prozent fiir die weiteren Fr. 36 000.-
f) 9,4 Prozent fiir die weiteren Fr. 157 000.-

2 Fr steuerbare Einkommen tiber Fr. 250 000.- betrégt die einfache Steuer fiir das
ganze Einkommen 8,5 Prozent.

3 Fir gemeinsam steuerpflichtige Ehegatten wird der Steuersatz des halben steuer-
baren Einkommens angewendet.

* Abs. 3 dieser Bestimmung wird auch auf verwitwete, getrennt lebende, geschie-
dene und ledige Steuerpflichtige angewendet, die mit Kindern oder unterstiit-
zungsbediirftigen Personen zusammenleben und deren Unterhalt zur Hauptsache
bestreiten.

5 Ausgeschiittete Gewinne von Kapitalgesellschaften und Genossenschaften wer-
den zur Hilfte des fiir das steuerbare Gesamteinkommen anwendbaren Steuersat-
zes besteuert, wenn die steuerpflichtige Person mit wenigstens 10 Prozent am Ak-
tien-, Grund- oder Stammkapital beteiligt ist.

Art. 51 2. Kapitalabfindungen fiir wiederkehrende Leistungen

! Gehoren zu den Einkiinften Kapitalabfindungen fiir wiederkehrende Leistungen,
wird die Steuer unter Beriicksichtigung der tibrigen Einkiinfte zu dem Satz berech-
net, der sich ergébe, wenn anstelle der einmaligen Leistung eine entsprechende
jahrliche Leistung ausgerichtet wiirde.

Art. 52* 3. Kapitalabfindungen mit Vorsorgecharakter

! Kapitalleistungen nach Art. 35 dieses Erlasses, gleichartige Kapitalabfindungen
des Arbeitgebers sowie Zahlungen bei Tod und fiir bleibende korperliche oder ge-
sundheitliche Nachteile nach Art. 36 Bst. b dieses Erlasses werden gesondert be-
steuert. Sie unterliegen einer vollen Jahressteuer.

2 Die einfache Steuer betrégt fiir Kapitalleistungen bis Fr. 50 000.- 1,5 Prozent fiir
gemeinsam steuerpflichtige Ehegatten und 1,7 Prozent fiir die {ibrigen Steuer-
pflichtigen. Sie erhoht sich auf der gesamten Kapitalleistung um 0,1 Prozent je
weitere Fr. 50000.- bis hochstens 4,0 Prozent.
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3 Der Steuersatz fiir Ehegatten nach Abs. 2 dieser Bestimmung wird auch fiir ver-
witwete, getrennt lebende, geschiedene und ledige Steuerpflichtige angewendet,
die mit Kindern oder unterstiitzungsbediirftigen Personen zusammen leben und
deren Unterhalt zur Hauptsache bestreiten.

* Die allgemeinen Abziige und die Sozialabziige werden nicht gewéhrt.

5 Der Steueranspruch auf die Jahressteuer entsteht im Zeitpunkt, in dem die Leis-
tung zufliesst.

Art. 52%* 4. Liquidationsgewinne mit Vorsorgecharakter

!'Wird die selbstindige Erwerbstatigkeit nach dem vollendeten 55. Altersjahr oder
wegen Unfihigkeit zur Weiterfithrung infolge Invaliditit definitiv aufgegeben,
wird die Summe der in den letzten zwei Geschiftsjahren realisierten stillen Reser-
ven gesondert besteuert. Einkaufsbeitrage nach Art. 45 Abs. 1 Bst. d dieses Erlasses
sind abziehbar.

2 Werden keine Einkaufsbeitrdge nach Art. 45 Abs. 1 Bst. d dieses Erlasses abgezo-
gen, bestimmt sich die einfache Steuer auf dem Betrag der realisierten stillen Re-
serven, fiir den der Steuerpflichtige die Zuldssigkeit eines Einkaufs nachweist, nach
Art. 52 Abs. 2 dieses Erlasses. Fiir den Restbetrag der realisierten stillen Reserven
bestimmt sich die einfache Steuer ebenfalls nach Art. 52 Abs. 2 dieses Erlasses.

3 Abs. 1 und 2 dieser Bestimmung gelten auch fiir den iiberlebenden Ehegatten, die
anderen Erben und die Vermichtnisnehmer, wenn sie das tibernommene Un-
ternehmen nicht fortfithren. Die steuerliche Abrechnung erfolgt spatestens fiinf
Kalenderjahre nach Ablauf des Todesjahres des Erblassers.

III. Vermogenssteuer (2.1.3)

Art. 53* Steuerbares Vermaogen
! Der Vermogenssteuer unterliegt das gesamte Reinvermogen.
2 Nutzniessungsvermogen wird dem Nutzniesser zugerechnet.

3 Bei Anteilen an kollektiven Kapitalanlagen ist die Wertdifferenz zwischen den
Gesamtaktiven der kollektiven Kapitalanlage und deren direktem Grundbesitz
steuerbar.

Art. 54 Bewertung
a) Grundsatz

! Das Vermogen wird zum Verkehrswert bewertet, soweit die nachfolgenden Be-
stimmungen nichts anderes vorsehen.
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Art. 55*%  b) Bewegliches Vermaigen
1. Geschdiftsvermogen

! Immaterielle Giiter und bewegliches Vermégen, die zum Geschiftsvermogen des
Steuerpflichtigen gehoren, werden zum Einkommenssteuerwert bewertet.

Art. 56* 2. Wertschriften

! Wertpapiere werden nach dem Kurswert oder, wenn kein solcher besteht, nach
dem inneren Wert bewertet.

2 Bei echten Mitarbeiterbeteiligungen wird eine Sperrfrist mit einem angemesse-
nen Einschlag vom Verkehrswert beriicksichtigt. Gesperrte oder nicht borsenko-
tierte Mitarbeiteroptionen sowie unechte Mitarbeiterbeteiligungen unterliegen
nicht der Vermdgenssteuer, sind jedoch bei Zuteilung im Wertschriftenverzeich-
nis aufzufithren.

3 Bei der Bewertung bestrittener oder unsicherer Rechte und Forderungen wird die
Verlustwahrscheinlichkeit beriicksichtigt.

* Lebens- und Rentenversicherungen unterliegen der Vermdégenssteuer mit ihrem
Riickkaufswert.
Art. 57* ¢) Unbewegliches Vermaigen

1. Grundsatz

! Der Verkehrswert von Grundstiicken entspricht dem mittleren Preis, zu dem
Grundstiicke gleicher oder dhnlicher Grosse, Lage und Beschaffenheit in der
betreffenden Gegend verdussert werden.

2Im Ubrigen regelt die Regierung die Schitzung des Verkehrswertes durch Ver-
ordnung.
Art. 58% 2. Ausnahme fiir land- und forstwirtschaftliche Grundstiicke

! Die unter den Geltungsbereich der Bundesgesetzgebung iiber das bauerliche Bo-
denrecht fallenden Grundstiicke, die iiberwiegend land- oder forstwirtschaftlich
genutzt werden, werden zum Ertragswert bewertet.

2 Die Schatzung des Ertragswertes richtet sich nach der Bundesgesetzgebung iiber
das biuerliche Bodenrecht.
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Art. 59 Erginzende Vermdogenssteuer
a) Gegenstand

!'Wird ein zum Ertragswert bewertetes Grundstiick ganz oder teilweise verdussert
oder der bisherigen land- oder forstwirtschaftlichen Nutzung entfremdet, wird
eine ergdnzende Vermogenssteuer erhoben.

2 Der Anspruch auf die ergdnzende Vermogenssteuer entsteht mit dem die Steuer
auslosenden Ereignis.

Art. 60 b) Steueraufschiebende Verdusserungen

'Die ergidnzende Vermogenssteuer wird bei Eigentumswechseln gemaiss
Art 132 Abs. 1lit. a bis d dieses Gesetzes aufgeschoben.

?Vorbehalten bleibt die Besteuerung bei Ersatzbeschaffung gemiss
Art. 132 Abs. 1 lit. d dieses Gesetzes ausserhalb des Kantons.

Art. 61* c) Berechnung

! Das steuerbare Vermdogen berechnet sich nach der Differenz zwischen dem Mit-
tel der Ertragswerte und dem Mittel der Verkehrswerte des Grundstiicks am An-
fang und am Ende der massgebenden Dauer.

2 Wurde das Grundstiick aus steueraufschiebender Verdusserung erworben, wird
fir die Berechnung der ergédnzenden Vermogenssteuer auf die letzte Verdusserung
abgestellt, die keinen Steueraufschub bewirkt hat.

3 Die erganzende Vermogenssteuer wird getrennt vom iibrigen Vermdgen erho-
ben. Sie wird fiir die Dauer berechnet, wihrend der das Grundstiick zum Ertrags-
wert bewertet wurde, ldngstens fiir 20 Jahre.

Art. 62 Schuldenabzug

! Nachgewiesene Schulden, fiir die der Steuerpflichtige allein haftet, werden voll
abgezogen, andere Schulden, wie Solidar- und Biirgschaftsschulden, nur insoweit,
als sie der Steuerpflichtige tragen muss.

Art. 63 Steuerfreies Vermogen

! Der Vermogenssteuer unterliegen nicht:

a) der Hausrat und die personlichen Gebrauchsgegenstinde;

b) anwartschaftliche oder nicht riickkaufsfahige Anspriiche auf periodische Leis-
tungen.
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Art. 64*  Steuerberechnung
a) Sozialabziige

! Vom Reinvermdgen werden fiir die Steuerberechnung abgezogen:

a) fir jeden Steuerpflichtigen Fr. 75 000.—;

b) fiir jedes minderjahrige, unter der elterlichen Sorge oder Obhut des Steuer-
pflichtigen stehende Kind, fiir das er einen Kinderabzug gemaiss
Art. 48 Abs. 1lit.a  dieses Gesetzes beanspruchen kann, zusitzlich
Fr. 20 000.-.

2 Die Sozialabziige werden nach den Verhiltnissen am Ende der Steuerperiode
oder der Steuerpflicht festgelegt.

Art. 65* b) Steuersatz

! Die einfache Steuer vom steuerbaren Vermdgen betrégt 1,7 Promille.

2 Restbetrige des steuerbaren Vermdogens unter Fr. 1000.- fallen fiir die Steuerbe-
rechnung ausser Betracht.

IV. Zeitliche Bemessung (2.1.4.)

Art. 66 Steuerperiode

! Die Steuern vom Einkommen und Vermogen werden fiir jede Steuerperiode fest-
gesetzt und erhoben. Der Steueranspruch entsteht mit Beginn der Steuerperiode.

2 Als Steuerperiode gilt das Kalenderjahr.

3 Besteht die Steuerpflicht nur wéhrend eines Teils der Steuerperiode, wird die
Steuer auf den in diesem Zeitraum erzielten Einkiinften erhoben. Dabei bestimmt
sich der Steuersatz fiir regelmassig fliessende Einkiinfte nach dem auf zwoélf Mo-
nate berechneten Einkommen; nicht regelméssig fliessende Einkiinfte werden fiir
die Satzbestimmung nicht umgerechnet. Art. 52 dieses Gesetzes bleibt vorbehal-
ten.

* Fiir die Abziige gilt Abs. 3 dieser Bestimmung sachgemass.

Art. 67 Bemessungsperiode

! Das steuerbare Einkommen bemisst sich nach den Einkiinften in der Steuerperi-
ode.

2Fir die Ermittlung des Einkommens aus selbstdndiger Erwerbstitigkeit ist das
Ergebnis der in die Steuerperiode fallenden Geschiftsabschliisse massgebend.
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3 Steuerpflichtige mit selbstindiger Erwerbstitigkeit erstellen in jeder Steuerperi-
ode und am Ende der Steuerpflicht einen Geschiftsabschluss. Kein Geschiftsab-
schluss ist zu erstellen, wenn die Erwerbstitigkeit erst im letzten Quartal der Steu-
erperiode aufgenommen wird.

Art. 68* Bemessung des Vermdgens

! Das steuerbare Vermdgen bemisst sich nach dem Stand am Ende der Steuerperi-
ode oder der Steuerpflicht.

2 Fiir Steuerpflichtige mit selbstindiger Erwerbstitigkeit, deren Geschiftsjahr nicht
mit dem Kalenderjahr abschliesst, bestimmt sich das steuerbare Geschéftsvermo-
gen nach dem Eigenkapital am Ende des in der Steuerperiode abgeschlossenen Ge-
schiftsjahres.

3 Besteht die Steuerpflicht nur wahrend eines Teils der Steuerperiode, wird die die-
sem Zeitraum entsprechende Steuer erhoben.

*Erbt der Steuerpflichtige wihrend der Steuerperiode Vermogen oder entféllt die
wirtschaftliche Zugehorigkeit zu einem andern Kanton wihrend der Steuerperi-
ode, gilt Abs. 3 dieser Bestimmung sachgemass.

Art. 69%  Begriindung und Auflosung der Ehe

! Bei Heirat werden die Ehegatten fiir die ganze laufende Steuerperiode gemeinsam
besteuert.

2 Bei Scheidung und bei rechtlicher oder tatsichlicher Trennung der Ehe wird je-
der Ehegatte fiir die ganze laufende Steuerperiode getrennt besteuert.

3 Bei Tod eines Ehegatten werden die Ehegatten bis zum Todestag gemeinsam be-
steuert. Der Tod gilt als Beendigung der Steuerpflicht beider Ehegatten und als Be-
ginn der Steuerpflicht des tiberlebenden Ehegatten.

Zweiter Abschnitt: Gewinn- und Kapitalsteuern (2.2)
L. Steuerpflicht (2.2.1)

Art. 70* Steuersubjekt

! Als juristische Personen werden besteuert:

a) die Kapitalgesellschaften (Aktiengesellschaften, Kommanditaktiengesell-
schaften, Gesellschaften mit beschrinkter Haftung) und die Genossenschaf-
ten;

b) die Vereine, die Stiftungen, die Korporationen des Privatrechts sowie die Kor-
perschaften und die Anstalten des 6ffentlichen Rechts.
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2 Die kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz nach Art. 58 des eidge-
nossischen Kollektivanlagengesetzes vom 23. Juni 2006 sind den juristischen Per-
sonen gleichgestellt. Die Investmentgesellschaften mit festem Kapital nach
Art. 110 des eidgendssischen Kollektivanlagengesetzes vom 23. Juni 2006'° werden
wie Kapitalgesellschaften besteuert.

3 Ausldndische juristische Personen sowie aufgrund wirtschaftlicher Zugehorigkeit
steuerpflichtige ausldndische Handelsgesellschaften und andere ausliandische Per-
sonengesamtheiten ohne juristische Personlichkeit sind den inldndischen juristi-
schen Personen gleichgestellt, denen sie rechtlich oder tatsdchlich am dhnlichsten
sind.

Art. 71 Steuerliche Zugehorigkeit
a) Personliche Zugehdirigkeit

! Juristische Personen sind aufgrund personlicher Zugehorigkeit steuerpflichtig,
wenn sich ihr Sitz oder ihre tatsdchliche Verwaltung im Kanton befindet.

Art. 72 b) Wirtschaftliche Zugehorigkeit

!Juristische Personen mit Sitz und tatsichlicher Verwaltung ausserhalb des

Kantons sind aufgrund wirtschaftlicher Zugehorigkeit steuerpflichtig, wenn sie:

a) Teilhaber an Geschiftsbetrieben im Kanton sind;

b) im Kanton Betriebsstitten unterhalten;

c) an Grundstiicken im Kanton Eigentum, dingliche Rechte oder diesen
wirtschaftlich gleichkommende personliche Nutzungsrechte haben.

2 Juristische Personen mit Sitz und tatsichlicher Verwaltung ausserhalb der

Schweiz sind ausserdem steuerpflichtig, wenn sie:

1. Gldubiger oder Nutzniesser von Forderungen sind, die durch Grund- oder
Faustpfand auf Grundstiicken im Kanton gesichert sind;

2. im Kanton gelegene Grundstiicke vermitteln.

3 Als Betriebsstitte gilt eine feste Geschiftseinrichtung, in der die Geschiftstatig-
keit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeiibt wird.

14 SR951.31.
15 SR 951.31.
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Art. 73 Umfang der Steuerpflicht

! Bei personlicher Zugehorigkeit ist die Steuerpflicht unbeschrankt; sie erstreckt
sich aber nicht auf Geschiftsbetriebe, Betriebsstitten und Grundstiicke ausserhalb
des Kantons. Eine Betriebsstitte ausserhalb der Schweiz liegt auch vor, wenn we-
nigstens 80 Prozent der Ertrage aus auslandischer Quelle stammen und gleichzei-
tig wenigstens 80 Prozent des eigenen oder durch Dritte geleisteten Beitrages zur
Leistungserstellung im Ausland erbracht wird.

2 Bei wirtschaftlicher Zugehorigkeit beschrankt sich die Steuerpflicht auf die Teile
des Gewinns und des Kapitals, fiir die geméss Art. 72 dieses Gesetzes eine Steuer-
pflicht im Kanton besteht.

Art. 74*  Steuerausscheidung

' Die Abgrenzung der Steuerpflicht fiir Geschiftsbetriebe, Betriebsstitten und
Grundstiicke erfolgt im Verhiltnis zu andern Kantonen und zum Ausland nach
den Grundsitzen des Bundesrechts iiber das Verbot der interkantonalen Doppel-
besteuerung.

2Ein schweizerisches Unternehmen kann Verluste aus einer auslindischen
Betriebsstitte mit inldndischen Gewinnen verrechnen, soweit diese Verluste im
Betriebsstittestaat nicht bereits beriicksichtigt wurden. Verzeichnet die
Betriebsstitte innert der folgenden sieben Geschiftsjahre Gewinne, erfolgt in die-
sen Geschiftsjahren die Besteuerung im Ausmass der im Betriebsstittestaat ver-
rechneten Verlustvortrige. Verluste aus ausldndischen Liegenschaften werden nur
dann beriicksichtigt, wenn im betreffenden Staat auch eine Betriebsstitte unterhal-
ten wird.

* Juristische Personen ohne Sitz oder tatsichliche Verwaltung in der Schweiz ver-
steuern fiir Geschiftsbetriebe, Betriebsstitten und Grundstiicke den im Kanton er-
zielten Gewinn und das im Kanton gelegene Kapital.

Art. 75*
Art. 76*

Art. 77%  Beginn und Ende der Steuerpflicht

! Die Steuerpflicht beginnt mit der Griindung der juristischen Person, mit der Ver-
legung ihres Sitzes oder ihrer tatsichlichen Verwaltung in den Kanton oder mit
dem Erwerb von im Kanton steuerbaren Werten.

2 Die Steuerpflicht endet mit dem Abschluss der Liquidation, mit der Verlegung
des Sitzes und der tatsidchlichen Verwaltung ausserhalb des Kantons oder mit der
Aufgabe der im Kanton steuerbaren Werte.
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3 Die Folgen des Beginns, der Anderung und des Endes der Steuerpflicht aufgrund
personlicher und wirtschaftlicher Zugehorigkeit werden im interkantonalen Ver-
hiltnis durch die Bundesgesetzgebung iiber die Steuerharmonisierung'® und durch
die Grundsitze des Bundesrechts iiber das Verbot der interkantonalen Doppelbe-
steuerung bestimmt.

Art. 78 Steuernachfolge

! Fiir die durch Fusion, Vereinigung, Umwandlung oder Ubernahme aufgeldste ju-
ristische Person treten die Rechtsnachfolger in deren Rechte und Pflichten ein.

Art. 79 Haftung

! Endet die Steuerpflicht einer juristischen Person, haften die mit ihrer Verwaltung
und die mit ihrer Liquidation betrauten Personen solidarisch fiir die von ihr ge-
schuldeten Steuern bis zum Betrag des Liquidationsergebnisses oder, falls die juris-
tische Person den Sitz oder die tatsidchliche Verwaltung ins Ausland verlegt, bis
zum Betrag ihres Reinvermdgens. Die Haftung entfillt, wenn der Haftende nach-
weist, dass er alle nach den Umsténden gebotene Sorgfalt angewendet hat.

2 Fiir die Steuern einer aufgrund wirtschaftlicher Zugehorigkeit steuerpflichtigen

juristischen Person haften solidarisch bis zum Betrag des Reinerloses Personen,

die

a) Geschaftsbetriebe oder Betriebsstiatten im Kanton auflosen;

b) Grundstiicke im Kanton oder durch solche Grundstiicke gesicherte Forderun-
gen verdussern oder verwerten.

3 Kéufer und Verkaufer einer im Kanton gelegenen Liegenschaft haften fiir die aus
der Vermittlungstitigkeit geschuldete Steuer solidarisch bis zu 3 Prozent der
Kaufsumme, wenn die die Liegenschaft vermittelnde juristische Person weder ih-
ren Sitz noch ihre tatsichliche Verwaltung in der Schweiz hat; Kaufer und Verkéu-
fer haften jedoch nur, soweit sie einem Handler oder Vermittler mit steuerrechtli-
chem Wohnsitz im Ausland einen entsprechenden Auftrag erteilt haben.

* Fiir Steuern ausldndischer Handelsgesellschaften und anderer auslandischer Per-
sonengesamtheiten ohne juristische Personlichkeit haften die Teilhaber solida-
risch.

Art. 80 Ausnahmen von der Steuerpflicht

!'Von der Steuerpflicht sind befreit:
a) der Bund und seine Anstalten, soweit das Bundesrecht es vorsieht;
b) der Staat und seine Anstalten;

16 BG iiber die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden vom
14. Dezember 1990, SR 642.14.
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der katholische und der evangelische Konfessionsteil sowie ihre Anstalten, die
Christkatholische Kirchgemeinde St.Gallen und die Israelitische Gemeinde
St.Gallen;

die politischen Gemeinden, die Schul-, die katholischen und die evangelischen
Kirchgemeinden sowie ihre Anstalten;

die Einrichtungen der beruflichen Vorsorge von Unternehmen mit Sitz oder
Betriebsstitte in der Schweiz und von ihnen nahestehenden Unternehmen so-
wie die Einrichtungen des 6ffentlichen Rechts, sofern deren Mittel dauernd
und ausschliesslich der Personalvorsorge dienen;

die inldndischen Sozialversicherungs- und Ausgleichskassen, insbesondere
Arbeitslosen-, Krankenversicherungs-, Alters-, Invaliden- und Hinterlasse-
nenversicherungskassen, soweit das Bundesrecht es vorsieht;

die juristischen Personen, die 6ffentliche oder gemeinniitzige Zwecke verfol-
gen, fiir den Gewinn und das Kapital, die ausschliesslich und unwiderruflich
diesen Zwecken gewidmet sind. Unternehmerische Zwecke sind grundsitzlich
nicht gemeinniitzig. Der Erwerb und die Verwaltung von wesentlichen Kapi-
talbeteiligungen an Unternehmen gelten als gemeinniitzig, wenn das Interesse
an der Unternehmenserhaltung dem gemeinniitzigen Zweck untergeordnet
ist und keine geschiftsleitenden Tatigkeiten ausgeiibt werden;

die juristischen Personen, die kantonal oder gesamtschweizerisch Kultuszwe-
cke verfolgen, fiir den Gewinn und das Kapital, die ausschliesslich und unwi-
derruflich diesen Zwecken gewidmet sind;

die auslandischen Staaten fiir ihre inldndischen, ausschliesslich dem unmittel-
baren Gebrauch der diplomatischen und konsularischen Vertretungen be-
stimmten Liegenschaften sowie die von der Steuerpflicht befreiten institutio-
nellen Begiinstigten nach Art. 2 Abs. 1 des eidgendssischen Gaststaatgesetzes
vom 22. Juni 2007 fiir die Liegenschaften, die Eigentum der institutionellen
Begiinstigten sind und von deren Dienststellen beniitzt werden;

die kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz, sofern deren Anle-
ger ausschliesslich steuerbefreite Einrichtungen der beruflichen Vorsorge
nach Bst. e oder steuerbefreite inldndische Sozialversicherungs- und Aus-
gleichskassen nach Bst. f dieses Absatzes sind.

die vom Bund konzessionierten Verkehrs- und Infrastrukturunternehmen,
die fiir diese Tdtigkeit Abgeltungen erhalten oder aufgrund ihrer Konzession
einen ganzjdhrigen Betrieb von nationaler Bedeutung aufrechterhalten miis-
sen. Die Steuerbefreiung erstreckt sich auch auf Gewinne aus der konzessio-
nierten Tatigkeit, die frei verfiigbar sind. Von der Steuerbefreiung werden je-
doch Nebenbetriebe und Liegenschaften ausgenommen, die keine notwendige
Beziehung zur konzessionierten Titigkeit haben.

17

SR 192.12.
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3 Fir die nach Abs. 1 Bst. e bis h und j dieser Bestimmung von der Steuerpflicht
befreiten juristischen Personen bleibt die Erhebung der Grundstiickgewinnsteuer
vorbehalten.

II. Gewinnsteuer (2.2.2.)

Art. 81 Steuerobjekt
a) Gegenstand

! Gegenstand der Gewinnsteuer ist der Reingewinn.

Art. 82* b) Berechnung des Reingewinns
1. Grundsitze

! Der steuerbare Reingewinn setzt sich zusammen aus:

a) dem Saldo der Erfolgsrechnung;

b) allen vor Berechnung des Saldos der Erfolgsrechnung ausgeschiedenen Teilen
des Geschiftsergebnisses, die nicht zur Deckung von geschiftsmassig begriin-
detem Aufwand verwendet werden, wie insbesondere:

1. Kosten fiir die Anschaffung, Herstellung oder Wertvermehrung von Gegen-

stinden des Anlagevermdgens,

geschiftsméssig nicht begriindete Abschreibungen, Wertberichtigungen und

Riickstellungen,

Einlagen in die Reserven,

Einzahlungen auf das Eigenkapital aus Mitteln der juristischen Person,

offene und verdeckte Gewinnausschiittungen sowie Gewinnvorwegnahmen,

geschiftsmissig nicht begriindete Zuwendungen an Dritte;

c) den der Erfolgsrechnung nicht gutgeschriebenen Ertrigen, mit Einschluss der
Kapital-, Aufwertungs- und Liquidationsgewinne. Der Liquidation ist die Be-
endigung der Steuerpflicht zufolge Verlegung des Sitzes oder der tatsichlichen
Verwaltung, eines Geschiftsbetriebs oder einer Betriebsstitte ins Ausland
gleichgestellt;

d) den Zinsen auf verdecktem Eigenkapital.

>

kW

2 Der steuerbare Reingewinn juristischer Personen, die keine Erfolgsrechnung er-
stellen, bestimmt sich sachgemiéss nach Abs. 1 dieser Bestimmung.

® Bei kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz gelten die Nettoertrige
aus direktem Grundbesitz als steuerbare Gewinne.
Art. 83 2. Erfolgsneutrale Vorginge

! Kein steuerbarer Gewinn entsteht durch:
a) Kapitaleinlagen von Mitgliedern von Kapitalgesellschaften und Genossen-
schaften, einschliesslich Aufgelder und Leistungen a fonds perdu;

32



811.1

b) Verlegung des Sitzes oder der tatsichlichen Verwaltung, eines Geschiftsbe-
triebs oder einer Betriebsstdtte in einen andern Kanton, soweit keine Verdus-
serung oder buchmissigen Aufwertungen vorgenommen werden;

c) Kapitalzuwachs aus Erbschaft, Vermachtnis oder Schenkung;

d) Mitgliederbeitrige bei Vereinen und Einlagen in das Vermogen von Stiftun-
gen.

Art. 84* 3. Erfolgswirksame Aufwendungen

! Aufwendungen werden beriicksichtigt, soweit sie geschiftsmassig begriindet
sind.

2 Den geschaftsmissig begriindeten Aufwendungen sind gleichgestellt:

a) die Steuern, ausgenommen Strafsteuern und Steuerbussen;

b) die als Arbeitgeber geleisteten Beitrage und Zuwendungen an Vorsorgeein-
richtungen zugunsten des eigenen Personals, wenn jede zweckwidrige Ver-
wendung ausgeschlossen ist;

c) die freiwilligen Leistungen von Geld und tibrigen Vermogenswerten bis
20 Prozent des Reingewinns an juristische Personen mit Sitz oder
Betriebsstitte in der Schweiz, die wegen Verfolgung 6ffentlicher oder gemein-
niitziger Zwecke von der Steuerpflicht befreit sind, sowie an Bund, Kantone,
Gemeinden und deren Anstalten;

d) die Rabatte, Skonti, Umsatzbonifikationen und Riickvergiitungen auf dem
Entgelt fir Lieferungen sowie die zur Verteilung an die Versicherten be-
stimmten Uberschiisse von Versicherungsgesellschaften;

e) die Riucklagen fiir Forschungs- und Entwicklungsauftrige an Dritte bis zu
10 Prozent des ausgewiesenen Gewinns, soweit ihre geschiftliche Notwendig-
keit ausgewiesen ist, insgesamt jedoch héchstens bis zu 1 Million Franken.

3 Nicht zum geschiaftsmassig begriindeten Aufwand gehoéren Zahlungen von Beste-
chungsgeldern im Sinn des schweizerischen Strafrechts an schweizerische oder
fremde Amtstréger.

* Vereine konnen die zur Erzielung ihrer steuerbaren Gewinne erforderlichen Auf-
wendungen abziehen, andere Aufwendungen nur insoweit, als sie die Mitglieder-
beitrige {ibersteigen.

Art. 85 4. Abschreibungen, Wertberichtigungen und Riickstellungen

! Abschreibungen, Wertberichtigungen und Riickstellungen werden beriicksich-
tigt, soweit sie geschiftsmassig begriindet sind.

2 Geschiftsmassig begriindet sind:
a) Abschreibungen, soweit sie einem angemessenen Ausgleich der in der Steuer-
periode eingetretenen endgiiltigen Wertverminderung entsprechen;
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b) Wertberichtigungen, soweit sie einem angemessenen Ausgleich der in der
Steuerperiode eingetretenen voriibergehenden Wertverminderung entspre-
chen;

¢) Rickstellungen, soweit sie zum Ausgleich drohender Verluste notwendig sind
oder dem Ausgleich von bestehenden Verpflichtungen dienen, deren Rechts-
bestand oder Hohe noch unbestimmt ist.

* Abschreibungen auf Beteiligungen gemaiss Art. 91 Abs. 2 dieses Gesetzes, Wert-
berichtigungen, Riickstellungen und Riicklagen gemiss Art. 84 Abs. 2 lit. e dieses
Gesetzes, die nicht mehr geschiftsmissig begriindet sind, werden dem steuerbaren
Reingewinn zugerechnet.

Art. 86* 5. Verluste

"Verluste aus den sieben der Steuerperiode vorangegangenen Geschiftsjahren
koénnen vom Reingewinn abgezogen werden, soweit sie bei der Berechnung des
steuerbaren Reingewinns dieser Jahre nicht beriicksichtigt werden konnten.

2 Mit Leistungen zum Ausgleich einer Unterbilanz im Rahmen einer Sanierung,
die nicht Kapitaleinlagen nach Art. 83 Bst. a dieses Gesetzes sind, konnen auch
Verluste verrechnet werden, die in fritheren Geschiftsjahren entstanden sind und
noch nicht mit Gewinnen verrechnet werden konnten.

Art. 87* 6. Ersatzbeschaffungen

"Werden Gegenstinde des betriebsnotwendigen Anlagevermégens ersetzt, kon-
nen die stillen Reserven auf die als Ersatz erworbenen Anlagegiiter {ibertragen
werden, wenn diese ebenfalls betriebsnotwendig sind. Ausgeschlossen ist die
Ubertragung von stillen Reserven auf Grundstiicken auf Gegenstinde des bewegli-
chen Anlagevermégens und die Ubertragung auf Vermdogen ausserhalb der
Schweiz.

2 Erfolgt die Ersatzbeschaffung nicht im gleichen Geschiftsjahr, kann im Umfang
der stillen Reserven eine Riickstellung gebildet werden. Wird diese Riickstellung
nicht innert angemessener Frist zur Abschreibung auf dem Ersatzobjekt verwen-
det, wird sie dem steuerbaren Reingewinn zugerechnet.

3 Betriebsnotwendig ist Anlagevermogen, das dem Betrieb unmittelbar dient; aus-
geschlossen sind insbesondere Vermogensobjekte, die dem Unternehmen nur als
Vermogensanlage oder nur durch ihren Ertrag dienen.

* Beim Ersatz von Beteiligungen konnen die stillen Reserven auf eine neue Beteili-
gung libertragen werden, sofern die verdusserte Beteiligung wenigstens 10 Prozent
des Grund- oder Stammbkapitals oder wenigstens 10 Prozent des Gewinns und der
Reserven der anderen Gesellschaft ausmacht und diese Beteiligung wahrend we-
nigstens eines Jahres im Besitz der Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft war.

34



811.1

Art. 88* 7. Umstrukturierungen

! Stille Reserven einer juristischen Person werden bei Umstrukturierungen, insbe-
sondere im Fall der Fusion, Spaltung oder Umwandlung, nicht besteuert, soweit
die Steuerpflicht in der Schweiz fortbesteht und die bisher fiir die Gewinnsteuer
massgeblichen Werte {ibernommen werden:

a) bei der Umwandlung in eine Personenunternehmung oder in eine andere ju-
ristische Person;

b) bei der Auf- oder Abspaltung einer juristischen Person, sofern ein oder meh-
rere Betriebe oder Teilbetriebe iibertragen werden und soweit die nach der
Spaltung bestehenden juristischen Personen einen Betrieb oder Teilbetrieb
weiterfiihren;

c) beim Austausch von Beteiligungs- oder Mitgliedschaftsrechten anlésslich von
Umstrukturierungen oder von fusionsidhnlichen Zusammenschliissen;

d) bei der Ubertragung von Betrieben oder Teilbetrieben sowie von Gegenstin-
den des betrieblichen Anlagevermdgens auf eine inlandische Tochtergesell-
schaft. Als Tochtergesellschaft gilt eine Kapitalgesellschaft oder Genossen-
schaft, an der die tibertragende Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft zu
wenigstens 20 Prozent am Grund- oder Stammkapital beteiligt ist.

2 Bei einer Ubertragung auf eine Tochtergesellschaft nach Abs. 1 Bst. d dieser Be-
stimmung werden die ibertragenen stillen Reserven im Verfahren nach
Art. 199 ft. dieses Erlasses nachtraglich besteuert, soweit wihrend den der Um-
strukturierung nachfolgenden fiinf Jahren die tibertragenen Vermdgenswerte oder
Beteiligungs- oder Mitgliedschaftsrechte an der Tochtergesellschaft verdussert
werden. Die Tochtergesellschaft kann in diesem Fall entsprechende, als Gewinn
versteuerte stille Reserven geltend machen.

3 Zwischen inlindischen Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, die nach
dem Gesamtbild der tatsichlichen Verhiltnisse durch Stimmenmehrheit oder auf
andere Weise unter einheitlicher Leitung einer Kapitalgesellschaft oder Genossen-
schaft zusammengefasst sind, konnen direkt oder indirekt gehaltene Beteiligungen
von wenigstens 20 Prozent am Grund- oder Stammbkapital einer anderen Kapital-
gesellschaft oder Genossenschaft, Betriebe oder Teilbetriebe sowie Gegenstinde
des betrieblichen Anlagevermégens zu den bisher fiir die Gewinnsteuer massgebli-
chen Werten iibertragen werden. Vorbehalten bleiben:
a) die Ubertragung auf eine Tochtergesellschaft nach Abs. 1 Bst. d dieser Bestim-
mung;
b) die Ubertragung von Gegenstinden des betrieblichen Anlagevermégens auf
eine Gesellschaft, die nach den Art. 92 oder 93 dieses Erlasses besteuert wird.
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* Werden im Fall einer Ubertragung nach Abs. 3 dieser Bestimmung wéhrend der
nachfolgenden fiinf Jahre die tibertragenen Vermogenswerte verdussert oder wird
wihrend dieser Zeit die einheitliche Leitung aufgegeben, werden die tibertragenen
stillen Reserven im Verfahren nach Art. 199 ff. dieses Erlasses nachtréglich besteu-
ert. Die begiinstigte juristische Person kann in diesem Fall entsprechende, als
Gewinn versteuerte stille Reserven geltend machen. Die im Zeitpunkt der Sperr-
fristverletzung unter einheitlicher Leitung zusammengefassten inlandischen Kapi-
talgesellschaften und Genossenschaften haften fiir die Nachsteuer solidarisch.

> Die Besteuerung der stillen Reserven kann, solange die Steuerpflicht im Kanton
besteht, auch unterbleiben, wenn eine juristische Person als Folge der Umstruktu-
rierung oder aus andern Griinden neu als Holding- oder Domizilgesellschaft be-
steuert wird.

Art. 89* Steuerberechnung
a) Kapitalgesellschaften und Genossenschaften
1. Steuersatz

' Die Kapitalgesellschaften und die Genossenschaften entrichten als einfache
Steuer 3,75 Prozent vom steuerbaren Gewinn.

Art. 90* 2. Gemischte Beteiligungsgesellschaften
2.1 Grundsatz

' Fir Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, die zu wenigstens 10 Prozent
am Grund- oder Stammkapital oder am Gewinn und an den Reserven anderer Ge-
sellschaften beteiligt sind oder deren Beteiligung an solchem Kapital einen Ver-
kehrswert von wenigstens Fr.1 000 000.- aufweist, ermdssigt sich die Gewinn-
steuer im Verhéltnis des Nettoertrags aus diesen Beteiligungen zum gesamten
Reingewinn.

2 Der Nettoertrag aus Beteiligungen entspricht dem Ertrag aus Beteiligungen, ver-
mindert um die anteiligen Verwaltungskosten von 5 Prozent oder um die nachge-
wiesenen tatsichlichen Verwaltungskosten sowie um die anteiligen Finanzierungs-
kosten. Als Finanzierungskosten gelten Schuldzinsen sowie weitere Kosten, die
wirtschaftlich den Schuldzinsen gleichzustellen sind.

3 Der Ertrag aus einer Beteiligung wird bei der Berechnung der Erméssigung nicht
beriicksichtigt, soweit auf der gleichen Beteiligung eine Abschreibung vorgenom-
men wird, die mit der Gewinnausschiittung im Zusammenhang steht.
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Art. 91* 2.2 Kapitalgewinne auf Beteiligungen

! Zum Ertrag aus Beteiligungen gehoren, unter Vorbehalt von Abs. 2 bis 4 dieser
Bestimmung, auch die Kapitalgewinne auf diesen Beteiligungen, die Erlose aus den
dazugehorigen Bezugsrechten sowie die Buchgewinne infolge Aufwertung nach
Art. 670 OR'™.

? Kapitalgewinne und Buchgewinne infolge Aufwertung nach Art. 670 OR" wer-
den bei der Berechnung der Ermiéssigung nach Art. 90 dieses Gesetzes nur beriick-
sichtigt:

a) soweit der Erlos oder die Aufwertung die Gestehungskosten {ibersteigt;

b) sofern die verdusserte oder aufgewertete Beteiligung wenigstens 10 Prozent
des Grund- oder Stammkapitals der anderen Gesellschaft betrug oder einen
Anspruch auf wenigstens 10 Prozent des Gewinns und der Reserven einer
anderen Gesellschaft begriindete und als solche wihrend wenigstens eines
Jahres im Besitz der Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft war.

3 Féllt die Beteiligungsquote infolge Teilverdusserung unter 10 Prozent, kann die
Er-missigung fiir jeden folgenden Verdusserungsgewinn nur gewiahrt werden,
wenn die Beteiligungsrechte am Ende des Steuerjahrs vor dem Verkauf einen Ver-
kehrswert von wenigstens Fr. 1'000'000.- hatten.

* Die Gestehungskosten werden um die vorgenommenen Abschreibungen herab-
gesetzt, soweit diese eine Kiirzung der Ermassigung nach Art. 90 Abs. 3 dieses Ge-
setzes zur Folge hatten. Nach einer Aufwertung nach Art. 670 OR® werden die
Gestehungskosten entsprechend erhoht. Bei Beteiligungen, die bei einer erfolgs-
neutralen Umstrukturierung zu Buchwerten iibertragen worden sind, wird auf die
urspriinglichen Gestehungskosten abgestellt.

Art. 92* 3. Holdinggesellschaften

! Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, deren statutarischer Zweck zur
Hauptsache in der dauernden Verwaltung von Beteiligungen besteht und die in
der Schweiz keine Geschiftstitigkeit ausiiben, entrichten keine Gewinnsteuer, so-
fern die Beteiligungen oder die Ertrage aus den Beteiligungen lingerfristig wenigs-
tens zwei Drittel der gesamten Aktiven oder Ertrage ausmachen.

2 Vorbehalten bleibt die Besteuerung:
a) der Ertrage aus schweizerischem Grundeigentum, unter Beriicksichtigung der
Abziige, die einer tiblichen hypothekarischen Belastung entsprechen;

18  BG betreffend die Erganzung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Fiinfter Teil: Obligatio-
nenrecht) vom 30. Mirz 1911, SR 220.

19  BG betreffend die Ergdnzung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Fiinfter Teil: Obligatio-
nenrecht) vom 30. Mirz 1911, SR 220.

20 BG betreffend die Erganzung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Fiinfter Teil: Obligatio-
nenrecht) vom 30. Mérz 1911, SR 220.
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b) der Ertrége, fiir die eine Entlastung von ausldndischen Quellensteuern bean-
sprucht wird und fiir die ein Staatsvertrag die ordentliche Besteuerung in der
Schweiz voraussetzt;

c) der Kapital- und Aufwertungsgewinne auf Beteiligungen, wenn diese:

1. von einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft als Muttergesellschaft zum
Buchwert iibertragen worden sind, bis zur Hohe der stillen Reserven, die zum
Zeitpunkt der Ubertragung bestanden haben;

2. bei Anerkennung einer bestehenden Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft
als Holdinggesellschaft bereits zu deren Aktiven gehort haben, bis zur Hohe
der stillen Reserven, die zum Zeitpunkt der Anerkennung bestanden haben;

d) der Kapital- und Aufwertungsgewinne sowie der stillen Reserven bei Beendi-
gung der Steuerpflicht im Kanton, deren Besteuerung nach Art. 32 Abs. 3 und
Art. 88 Abs. 5 dieses Erlasses unterblieb.

3 Die Besteuerung der Kapital- und Aufwertungsgewinne nach Abs. 2 Bst. c und d
dieser Bestimmung entfillt, soweit sie Kapital- und Aufwertungsgewinne auf Be-
teiligungen betriftt, fiir die im Zeitpunkt des Aufschubs der Besteuerung eine Er-
massigung auf der Gewinnsteuer nach Art. 90 und 91 dieses Erlasses moglich
gewesen ware.

Art. 93* 4. Domizilgesellschaften

! Kapitalgesellschaften, Genossenschaften und Stiftungen, die in der Schweiz eine
Verwaltungstitigkeit, aber keine Geschiftstitigkeit ausiiben, entrichten keine
Gewinnsteuer auf Ertrigen aus Beteiligungen nach Art. 90 Abs. 1 dieses Erlasses
sowie auf Kapital- und Aufwertungsgewinnen auf solchen Beteiligungen. Sie ent-
richten jedoch die Gewinnsteuer:

a) auf den ubrigen Ertrigen, einschliesslich der Kapital- und Aufwertungsge-
winne, aus der Schweiz;

b) auf einem Anteil an den tbrigen Ertrdgen, einschliesslich der Kapital- und
Aufwertungsgewinne, aus dem Ausland nach der Bedeutung der Verwal-
tungstatigkeit in der Schweiz;

c) auf Kapital- und Aufwertungsgewinnen sowie auf stillen Reserven, wenn die
Voraussetzungen nach Art. 92 Abs. 2 Bst. c oder d sowie Abs. 3 dieses Erlasses
sachgemiss erfiillt sind.

2Der geschiftsmissig begriindete Aufwand, der mit bestimmten Ertragen in
wirtschaftlichem Zusammenhang steht, wird von diesen vorweg abgezogen. Ver-
luste aus Beteiligungen, deren Ertrdge nicht der Besteuerung unterliegen, kénnen
nur mit Ertrdgen aus solchen Beteiligungen verrechnet werden.

*Von der Ermiéssigung nach Abs. 1 Bst. b dieser Bestimmung ausgeschlossen sind
Ertrage, fiir die eine Entlastung von auslandischen Quellensteuern beansprucht
wird und fiir die ein Staatsvertrag die ordentliche Besteuerung in der Schweiz vor-
aussetzt.
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Art. 94 b) Korperschaften und Anstalten des dffentlichen Rechts

! Korperschaften und Anstalten des offentlichen Rechts entrichten eine einfache
Steuer vom steuerbaren Gewinn von 3 Prozent.

Art. 95* ¢) Ubrige juristische Personen und kollektive Kapitalanlagen

'Fiir Vereine, Stiftungen, Korporationen des Privatrechts und kollektive Kapital-
anlagen mit direktem Grundbesitz berechnet sich die einfache Steuer vom steuer-
baren Gewinn nach Art. 50 Abs. 1 und 2 dieses Gesetzes. Sie betrigt jedoch we-
nigstens 3 Prozent.

2 Gewinne, die auf 12 Monate berechnet Fr. 10 000.— nicht erreichen, werden nicht
besteuert.

III. Kapitalsteuer (2.2.3.)

Art. 96 Steuerobjekt
a) Gegenstand

! Gegenstand der Kapitalsteuer ist das Eigenkapital.

Art. 97 b) Kapitalgesellschaften und Genossenschaften

' Das steuerbare Eigenkapital setzt sich bei Kapitalgesellschaften und Genossen-

schaften zusammen aus:

a) dem einbezahlten Aktien-, Grund- oder Stammkapital, dem Partizipationska-
pital, den offenen und den aus versteuertem Gewinn gebildeten stillen Reser-
ven;

b) dem Anteil am Fremdkapital, dem wirtschaftlich die Bedeutung von Eigenka-
pital zukommt;

c) bei Holding- und Domizilgesellschaften dem Anteil an den stillen Reserven,
der im Fall der Gewinnbesteuerung aus versteuertem Gewinn gebildet worden
wire.

Art. 98* ¢) Ubrige juristische Personen und kollektive Kapitalanlagen

! Als steuerbares Eigenkapital gilt bei:

a) den iibrigen juristischen Personen das Reinvermogen;

b) den kollektiven Kapitalanlagen der auf den direkten Grundbesitz entfallende
Anteil am Reinvermégen.

2 Die Vermogenswerte werden nach den fiir die Vermdgenssteuer natiirlicher Per-
sonen geltenden Grundsitzen bewertet.
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3Bei Verdusserung oder Zweckentfremdung von zum Ertragswert bewerteten
land- oder forstwirtschaftlichen Grundstiicken wird eine erginzende Kapitalsteuer
von 0,3 Promille einfache Steuer erhoben. Die Bestimmungen iiber die ergidnzende
Vermogenssteuer natiirlicher Personen werden sachgemass angewendet.

Art. 99* Steuerberechnung

! Die einfache Steuer vom Eigenkapital betragt:
a) 0,01 Promille, wenigstens Fr. 300.-, fiir Holding- und Domizilgesellschaften;
b) 0,2 Promille fiir die anderen juristischen Personen.

2 Die Gewinnsteuer wird an die Kapitalsteuer angerechnet.

® Fiir gemischte Beteiligungsgesellschaften ermassigt sich die Kapitalsteuer im Ver-
hiltnis der Beteiligungen zu den gesamten Aktiven.

* Eigenkapital der tibrigen juristischen Personen und der kollektiven Kapitalanla-
gen mit direktem Grundbesitz unter Fr. 50 000.— wird nicht besteuert.

IIIbis. Mindeststeuer* (2.2.3%s.,)

Art. 99%*  Steuerberechnung

! Die Kapitalgesellschaften und die Genossenschaften entrichten ab dem fiinften
Geschiftsjahr nach der Griindung eine einfache Mindeststeuer von Fr. 250.-,
wenn die einfachen Gewinn- und Kapitalsteuern zusammen diesen Betrag nicht
erreichen.

IV. Minimalsteuer auf Grundstiicken (2.2.4.)
Art. 100*
Art. 101*
V. Zeitliche Bemessung (2.2.5.)

Art. 102 Steuerperiode

! Die Steuern vom Reingewinn und vom Eigenkapital werden fiir jede Steuerperi-
ode festgesetzt und erhoben. Der Steueranspruch entsteht mit Beginn der Steuer-
periode. Anwendbar sind die am Ende der Steuerperiode geltenden Steuersitze
und Steuerfiisse.

2 Als Steuerperiode gilt das Geschiftsjahr.
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3 In jedem Kalenderjahr, ausgenommen im Griindungsjahr, wird ein Geschiftsab-
schluss mit Bilanz und Erfolgsrechnung erstellt. Ausserdem ist ein Geschiftsab-
schluss erforderlich bei Beendigung der Steuerpflicht zufolge Verlegung des Sitzes,
der tatsachlichen Verwaltung, eines Geschéftsbetriebs oder einer Betriebsstitte ins
Ausland sowie bei Abschluss der Liquidation.

Art. 103 Bemessung des Reingewinns

! Der steuerbare Gewinn bemisst sich nach dem Ergebnis der Steuerperiode.

2 Umfasst das Geschiftsjahr mehr oder weniger als zwolf Monate, werden fiir die
Bestimmung des Steuersatzes die ordentlichen Gewinne und Aufwendungen auf
zwoOlf Monate umgerechnet. Ausserordentliche Gewinne und Aufwendungen so-
wie verrechenbare Verluste werden nicht umgerechnet.

Art. 104  Bemessung des Eigenkapitals

! Das steuerbare Eigenkapital bemisst sich nach dem Stand am Ende der Steuerpe-
riode.

2 Umfasst das Geschiftsjahr mehr oder weniger als zwolf Monate, bestimmt sich
die Hohe der Kapitalsteuer nach der Dauer des Geschiftsjahres.

Dritter Abschnitt: Quellensteuern fiir natiirliche und juristische Personen (2.3.)

I. Natiirliche Personen mit steuerrechtlichem Wohnsitz oder Aufenthalt im
Kanton (2.3.1.)

Art. 105*  Der Quellensteuerpflicht unterliegende Personen

! Ausléndische Arbeitnehmer, welche die fremdenpolizeiliche Niederlassungsbe-
willigung nicht besitzen, im Kanton jedoch steuerrechtlichen Wohnsitz oder Auf-
enthalt haben, unterliegen fiir ihre Einkiinfte aus unselbstindiger Erwerbstitigkeit
und die an dessen Stelle tretenden Ersatzeinkiinfte einem Steuerabzug an der
Quelle. Davon ausgenommen sind Einkiinfte, die der Besteuerung nach Art. 122
ff. dieses Erlasses unterliegen.

2 Ehegatten, die in rechtlich und tatsichlich ungetrennter Ehe leben, werden im
ordentlichen Verfahren veranlagt, wenn einer der Ehegatten das Schweizer Biir-
gerrecht oder die Niederlassungsbewilligung besitzt.

Art. 106*  Steuerbare Leistungen

! Die Quellensteuer wird von den Bruttoeinkiinften berechnet.
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2 Steuerbar sind:

a) alle Einkiinfte aus Arbeitsverhiltnis mit Einschluss der Nebeneinkiinfte wie
Entschidigungen fiir Sonderleistungen, Provisionen, Zulagen, Dienstalters-
und Jubildumsgeschenke, Gratifikationen, Trinkgelder, Tantiemen, geldwerte
Vorteile aus Mitarbeiterbeteiligungen und andere geldwerte Vorteile;

b) alle an die Stelle des Erwerbseinkommens tretenden Ersatzeinkiinfte aus
Arbeitsverhdltnis sowie aus Kranken-, Unfall-, Haftpflicht-, Invaliden- und
Arbeitslosenversicherung. Dazu gehoren insbesondere Taggelder, Entschadi-
gungen, Teilrenten und an deren Stelle tretende Kapitalleistungen.

Art. 107 Steuerabzug auf Erwerbseinkiinften
a) Grundlage

! Die Regierung bestimmt die Quellensteuertarife entsprechend den fiir die Ein-
kommenssteuer natiirlicher Personen geltenden Steuersétzen. Sie kann fiir gering-
fugige Nebenerwerbseinkiinfte einen proportionalen Satz vorsehen.

2 Der Steuerabzug umfasst die Steuern des Staates, der Gemeinden und der Kon-
fessionsteile sowie die direkte Bundessteuer.

3 Die Gemeindesteuern werden nach dem Mittel der Gemeindesteuern im Kanton
berechnet.

Art. 108 b) Ausgestaltung

' Bei der Festsetzung der Steuertarife werden Pauschalen fiir Abziige bei unselb-
staindigem Erwerb und Versicherungspramien mit Ausnahme der Beitrdge an die
gebundene Selbstvorsorge sowie Abziige fiir Familienlasten beriicksichtigt.

2 Der Steuerabzug fiir die in rechtlich und tatsichlich ungetrennter Ehe lebenden
Ehegatten, die beide erwerbstitig sind, richtet sich nach Tarifen, die ihrem Ge-
samteinkommen Rechnung tragen und die Pauschalen und Abziige nach Abs. 1
dieser Bestimmung sowie den Abzug bei Erwerbstitigkeit beider Ehegatten be-
riicksichtigen.

3 Die nachtrégliche Gewdhrung von Abziigen, die nicht in den Tarifen beriicksich-
tigt sind, bleibt vorbehalten. Die Regierung regelt das Verfahren.

Art. 109 Steuerabzug auf Ersatzeinkiinften

! Der Steuerabzug auf Kapitalabfindungen fiir wiederkehrende Leistungen und bei
Beendigung des Arbeitsverhiltnisses sowie auf Entschidigungen fiir die Aufgabe
oder Unterlassung einer Titigkeit wird nach dem massgebenden Tarif fiir Er-
werbseinkiinfte zum Satz einer entsprechenden wiederkehrenden Leistung berech-
net, wenigstens zum Satz jahrlicher Bruttoeinkiinfte von Fr. 32 000.-.
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2 Taggelder und andere Ersatzeinkiinfte, die der Arbeitgeber ausrichtet, unterlie-
gen dem Steuerabzug nach dem massgebenden Tarif fiir Erwerbseinkiinfte.

3 Taggelder und andere Ersatzeinkiinfte, welche die Versicherungseinrichtung di-
rekt dem Arbeitnehmer ausrichtet, unterliegen dem Steuerabzug nach dem
massgebenden Tarif fiir Erwerbseinkiinfte. Vorbehalten bleiben Leistungen, wel-
che die Versicherungseinrichtung nicht nach Massgabe des versicherten Verdiens-
tes ausrichtet oder die neben allfilligen Erwerbseinkiinften ausgerichtet werden
konnen. Fiir diese kann die Regierung einen proportionalen Satz vorsehen.

Art. 110 Abgegoltene Steuer

! Der Steuerabzug tritt an die Stelle der im ordentlichen Verfahren zu veranlagen-
den Steuern.

2 Art. 111 und 112 dieses Gesetzes bleiben vorbehalten.

Art. 111 Vorbehalt der ordentlichen Veranlagung
a) Erginzende ordentliche Veranlagung

! Die der Quellensteuerpflicht unterliegenden Personen werden fiir ihr Einkom-
men, das dem Steuerabzug an der Quelle nicht unterworfen ist, sowie fiir ihr Ver-
mogen im ordentlichen Verfahren veranlagt. Fiir den Steuersatz wird Art. 18 die-
ses Gesetzes sachgemass angewendet.

Art. 112 b) Nachtrdigliche ordentliche Veranlagung

! Ubersteigen die dem Steuerabzug an der Quelle unterliegenden Bruttoeinkiinfte
eines Steuerpflichtigen in einem Kalenderjahr den durch die Regierung festgeleg-
ten Betrag, wird eine nachtréigliche Veranlagung fiir das gesamte Einkommen und
Vermogen durchgefiihrt. Die an der Quelle abgezogene Steuer wird zinslos ange-
rechnet; zuviel bezogene Steuern werden zinslos zuriickbezahlt.

2 Hat die Steuerpflicht im Kanton nicht wihrend eines vollen Kalenderjahres be-
standen, sind die an der Quelle besteuerten, auf zwolf Monate umgerechneten
Bruttoeinkiinfte massgebend.

*In den nachfolgenden Jahren wird bis zum Ende der Quellensteuerpflicht eine
nachtrégliche Veranlagung fiir das gesamte Einkommen und Vermdégen auch
dann durchgefiihrt, wenn der durch die Regierung festgelegte Betrag voriiberge-
hend oder dauernd unterschritten wird.
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Art. 113*  ¢) Wechsel zwischen Quellensteuerabzug und ordentlicher Veranla-
gung

! Die Regierung regelt den Wechsel vom Quellensteuerverfahren in das ordentli-
che Veranlagungsverfahren und vom ordentlichen Veranlagungsverfahren in das
Quellensteuerverfahren durch Verordnung, insbesondere den genauen Zeitpunkt
und die Anrechnung bereits bezogener Steuern.

Art. 114 d) Vergiitungen aus dem Ausland

! Auslandische Arbeitnehmer, die ihre Einkiinfte von einem Arbeitgeber mit
Wohnsitz oder Sitz im Ausland erhalten und die nicht einer Betriebsstitte in der
Schweiz belastet werden, werden im ordentlichen Verfahren veranlagt.

II. Natiirliche und juristische Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder
Aufenthalt in der Schweiz (2.3.2))

Art. 115 Arbeitnehmer

'Im Ausland wohnhafte Arbeitnehmer unterliegen fiir ihre Einkiinfte aus unselb-
stindiger Erwerbstitigkeit und die an deren Stelle tretenden Ersatzeinkiinfte ei-
nem Steuerabzug an der Quelle, wenn sie:

a) fiir kurze Dauer, als Grenzganger oder Wochenaufenthalter oder als leitende
Angestellte fiir einen Arbeitgeber mit Wohnsitz, Sitz oder Betriebsstitte im
Kanton erwerbstitig sind;

b) fiir Arbeit im internationalen Verkehr an Bord eines Schiffes oder eines Luft-
fahrzeuges oder bei einem Transport auf der Strasse Lohn oder andere Vergii-
tungen von einem Arbeitgeber mit Wohnsitz, Sitz oder Betriebsstitte im
Kanton erhalten.

2 Der Steuerabzug wird nach den Tarifen gemiss Art. 107 bis 109 dieses Gesetzes
berechnet. Die nachtrigliche Gewdhrung von Abziigen, die nicht in den Tarifen
beriicksichtigt sind, ist ausgeschlossen.

Art. 116 Kiinstler, Sportler und Referenten

'Im Ausland wohnhafte Kiinstler, wie Bithnen-, Film-, Rundfunk- oder Fernseh-
kiinstler, Musiker und Artisten, sowie Sportler und Referenten unterliegen fiir
Einkiinfte aus ihrer im Kanton ausgeiibten personlichen Tétigkeit einem Steuerab-
zug an der Quelle.

2 Als steuerbare Einkiinfte gelten die Bruttoeinkiinfte, einschliesslich aller Zulagen
und Nebenbeziige, nach Abzug der Gewinnungskosten. Dazu gehoren auch Ein-
kiinfte und Entschadigungen, die nicht dem Kiinstler, Sportler oder Referenten
selber, sondern einem Dritten zufliessen, der seine Tatigkeit organisiert hat.
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3 Die Steuer betrigt:

a) bei Tageseinkiinften bis Fr. 200.- 9 Prozent
b) Dbei Tageseinkiinften von Fr. 201.- bis Fr. 1000.- 12 Prozent
c) bei Tageseinkiinften von Fr. 1001.- bis Fr. 3000.- 15 Prozent
d) bei Tageseinkiinften iber Fr. 3000.- 18 Prozent

* Die Regierung kann anstelle des Abzugs der nachgewiesenen Gewinnungskosten
gemdss Abs. 2 dieser Bestimmung Pauschalabziige festsetzen. Der Nachweis hohe-
rer Kosten bleibt vorbehalten.

Art. 117%  Organe juristischer Personen

"Im Ausland wohnhafte Mitglieder der Verwaltung oder der Geschiftsfithrung
von juristischen Personen mit Sitz oder tatséchlicher Verwaltung im Kanton und
von ausldndischen Unternehmen, die im Kanton Betriebsstitten unterhalten, un-
terliegen fiir die ihnen ausgerichteten Tantiemen, Sitzungsgelder, festen Entscha-
digungen, Mitarbeiterbeteiligungen und dhnlichen Vergiitungen einem Steuerab-
zug an der Quelle.

2 Als steuerbare Einkiinfte gelten die Bruttoeinkiinfte, einschliesslich aller Zulagen
und Nebenbeziige. Dazu gehoren auch die Entschiddigungen, die nicht dem Steu-
erpflichtigen selber, sondern einem Dritten zufliessen.

3 Die Steuer betrégt 20 Prozent der steuerbaren Einkiinfte.

Art. 117°%*  Empfinger von Mitarbeiterbeteiligungen

'Im Ausland wohnhafte Personen unterliegen fiir geldwerte Vorteile aus gesperr-
ten oder nicht borsenkotierten Mitarbeiteroptionen im Zeitpunkt der Ausiibung
einem Steuerabzug an der Quelle.

2 Als steuerbare Einkiinfte gelten anteilmissig die geldwerten Vorteile im Verhalt-
nis zwischen der gesamten Zeitspanne von Erwerb bis Entstehen des Ausiibungs-
rechts zu der in der Schweiz verbrachten Zeitspanne.

3 Die Steuer betragt 20 Prozent der steuerbaren Einkiinfte.

Art. 118 Hypothekargliubiger

'Im Ausland wohnhafte Glaubiger oder Nutzniesser von Forderungen, die durch
Grund- oder Faustpfand auf Grundstiicken im Kanton gesichert sind, unterliegen
fur die ihnen ausgerichteten Zinsen einem Steuerabzug an der Quelle.

2 Als steuerbare Einkiinfte gelten die Bruttoeinkiinfte. Dazu gehoren auch die Zin-
sen, die nicht dem Steuerpflichtigen selber, sondern einem Dritten zufliessen.

* Die Steuer betragt 20 Prozent der steuerbaren Einkiinfte.
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Art. 119 Empfinger von Vorsorgeleistungen

'Im Ausland wohnhafte Steuerpflichtige, die aufgrund eines fritheren 6ffentlich-
rechtlichen Arbeitsverhdltnisses von einem Arbeitgeber oder einer Vorsorgeein-
richtung mit Sitz oder Betriebsstitte im Kanton oder aus privatrechtlichen Ein-
richtungen der beruflichen Vorsorge oder aus anerkannten Formen der gebunde-
nen Selbstvorsorge mit Sitz oder Betriebsstitte im Kanton Renten, Pensionen, Ru-
hegehilter, Kapitalleistungen oder andere Vergiitungen erhalten, unterliegen fiir
diese Leistungen einem Steuerabzug an der Quelle.

2 Als steuerbare Einkiinfte gelten die Bruttoeinkiinfte.

3 Die Steuer betrigt 6 Prozent der steuerbaren Einkiinfte.

Art. 120 Mindesteinkommen

! Die Regierung kann Einkommensgrenzen festsetzen, bis zu denen ein Steuerab-
zug wegen Geringfugigkeit entfallt.

Art. 121 Begriffsbestimmung

! Als im Ausland wohnhafte Steuerpflichtige nach Art. 115 bis 119 dieses Gesetzes
gelten natiirliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in
der Schweiz und juristische Personen ohne Sitz oder tatsichliche Verwaltung in
der Schweiz.

Art. 122 Abgegoltene Steuer
! Der Steuerabzug tritt an die Stelle der im ordentlichen Verfahren zu veranlagen-

den Steuern.

IIbis. Natiirliche Personen mit kleinen Arbeitsentgelten aus unselbstindiger
Erwerbstitigkeit* (2.3.20%)

Art. 122Y*  Der Quellensteuerpflicht unterliegende Personen

! Arbeitnehmer unterliegen fiir kleine Arbeitsentgelte aus unselbstindiger Er-
werbstatigkeit einem Steuerabzug an der Quelle.

2 Voraussetzung ist, dass der Arbeitgeber die Steuer im Rahmen des vereinfachten
Abrechnungsverfahrens nach Art. 2 und 3 des Bundesgesetzes gegen die Schwarz-
arbeit vom 17. Juni 2005 entrichtet.

21 SR 82241.
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Art. 122¢*  Steuerbare Leistungen

! Die Quellensteuer wird auf der Grundlage des vom Arbeitgeber der AHV-Aus-
gleichskasse gemeldeten Bruttolohns ohne Beriicksichtigung der iibrigen Ein-
kiinfte, allfalliger Berufskosten und Sozialabziige erhoben.

Art. 122aater* Steyerabzug

! Der Steuerabzug umfasst die Einkommenssteuern des Staates und der Gemein-
den sowie die direkte Bundessteuer.

2 Der Steuersatz fiir die Einkommenssteuern des Staates und der Gemeinden be-
tragt insgesamt 4,5 Prozent.

3 Der Steuerabzug tritt an die Stelle der im ordentlichen Verfahren zu veranlagen-
den Steuern.

III. Gemeinsame Bestimmungen (2.3.3.)

Art. 123 Filligkeit

! Die an der Quelle zu erhebende Steuer wird im Zeitpunkt der Auszahlung, Uber -
weisung, Gutschrift oder Verrechnung der steuerbaren Leistung fillig und unge-
achtet allfalliger Einwénde von der steuerbaren Leistung abgezogen.

Art. 124*  Bezugsprovision

' Der Schuldner der steuerbaren Leistung erhalt, ausgenommen bei Quellensteu-
ern auf kleinen Arbeitsentgelten aus unselbstdndiger Tatigkeit?, fiir seine Mitwir-
kung eine Bezugsprovision. Die Regierung legt den Ansatz fest.

?Kommt der Schuldner der steuerbaren Leistung seinen Mitwirkungspflichten
nicht oder ungeniigend nach, kann die Steuerbehérde die Bezugsprovision herab-
setzen oder ausschliessen.

3 Die zustidndige AHV-Ausgleichskasse erhilt fiir den Bezug der Quellensteuer auf
kleinen Arbeitsentgelten aus unselbstindiger Erwerbstitigkeit?® eine Bezugsprovi-
sion, deren Hohe das Bundesrecht* festlegt.

22 BG gegen die Schwarzarbeit vom 17. Juni 2005, SR 822.41.

23 BG gegen die Schwarzarbeit vom 17. Juni 2005, SR 822.41.

24  Art.1Abs.5 der Verordnung iiber Massnahmen zur Bekdmpfung der Schwarzarbeit, SR
822.411.
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Art. 125 Haftung

! Der Schuldner der steuerbaren Leistung haftet fiir die Entrichtung der Quellen-
steuer.

2 Der mit der Organisation der Darbietung eines Kiinstlers, Sportlers oder Refe-
renten in der Schweiz beauftragte Veranstalter haftet solidarisch fiir die Entrich-
tung der Quellensteuer.

Art. 126 Interkantonale Verhdltnisse
a) Ausserkantonaler Steuerpflichtiger

'Ist der Steuerpflichtige, fiir den der Schuldner der steuerbaren Leistung mit
Wohnsitz, Sitz oder Betriebsstatte im Kanton den Steuerabzug vorgenommen hat,
nicht im Kanton steuerpflichtig, iiberweist die Steuerbehorde die abgelieferten
Steuern der zustidndigen Steuerbehdrde des zur Besteuerung befugten Kantons.

Art. 127 b) Ausserkantonaler Schuldner der steuerbaren Leistung

! Im Kanton unbeschréinkt oder beschrankt Steuerpflichtige, fiir die ein ausserkan-
tonaler Schuldner der steuerbaren Leistung den Steuerabzug vorgenommen hat,
unterliegen der Quellensteuerpflicht nach diesem Gesetz.

2 Die vom ausserkantonalen Schuldner abgezogene und tiberwiesene Steuer wird
an die nach diesem Gesetz geschuldete Steuer zinslos angerechnet.

3 Zuviel bezogene Steuern werden dem Steuerpflichtigen zinslos zuriickbezahlt; zu-
wenig bezogene Steuern werden von ihm zinslos nachgefordert.

Art. 128 Internationale Verhdltnisse

! Bei internationalen Verhiltnissen bleiben abweichende Vorschriften von Staats-
vertrigen vorbehalten.

2 Die Regierung regelt die Einzelheiten des Vollzugs.

Art. 129%  Gemeindeanteile

! Die im Steuerabzug enthaltenen Gemeindeanteile kommen der Gemeinde zu, in

der bei Falligkeit:

a) der im Kanton unbeschrankt steuerpflichtige ausldndische Arbeitnehmer sei-
nen steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt hat;

b) der Arbeitgeber des im Ausland wohnhaften Arbeitnehmers Wohnsitz, Sitz
oder Betriebsstitte hat;

¢) der im Ausland wohnhafte Kiinstler, Sportler oder Referent seine Tatigkeit
ausiibt;
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d) die juristische Person oder die ausldndische Unternehmung, in deren Verwal-
tung oder Geschiftstithrung ein im Ausland wohnhafter Steuerpflichtiger tétig
ist, Sitz oder Betriebsstitte hat;

e) das Grundstiick liegt, auf dem eine Forderung eines im Ausland wohnhaften
Gldubigers oder Nutzniessers durch Grund- oder Faustpfand gesichert ist.

?Die Gemeindeanteile an den Steuern auf kleinen Arbeitsentgelten aus unselb-
standiger Erwerbstatigkeit” werden nach dem Mittel der Gemeindesteuern im
Kanton berechnet.

* Die Gemeindeanteile an den Steuern auf Vorsorgeleistungen werden auf die poli-
tischen Gemeinden nach Massgabe der Einwohnerzahl am Ende des Vorjahres
nach der eidgendssischen Statistik des jahrlichen Bevolkerungsstandes verteilt.

Vierter Abschnitt: Grundstiickgewinnsteuer (24.)

Art. 130*  Gegenstand

!'Der Grundstiickgewinnsteuer unterliegen die Gewinne, die aus Verdusserung
von Grundstiicken des Privatvermégens oder von Anteilen an solchen erzielt wer-
den.

2 Der Grundstiickgewinnsteuer unterliegen ausserdem:

a) Gewinne aus Verdusserung land- und forstwirtschaftlicher Grundstiicke na-
tiirlicher Personen;

b) ..

¢) Gewinne aus Verdusserung von Grundstiicken juristischer Personen, die nach
Art. 80 Abs. 1 Bst. e bis h und j dieses Gesetzes von der Steuerpflicht befreit
sind.

Art. 131 Verdusserungen
a) Steuerbegriindende Verdusserungen

' Als Verdusserung gelten jeder Eigentumswechsel und jede Ubertragung der
wirtschaftlichen Verfiigungsgewalt iiber ein Grundstiick.

2 Die Uberfithrung von Privatvermogen in das Geschiftsvermogen ist einer Ver-
dusserung gleichgestellt.

3 Als Verdusserung gelten auch entgeltliche Belastungen von Grundstiicken mit
privatrechtlichen Dienstbarkeiten oder 6ffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschran-
kungen, wenn diese die Bewirtschaftung oder den Verdusserungswert der Grund-
stiicke dauernd und wesentlich beeintrichtigen.

25 BG gegen die Schwarzarbeit vom 17. Juni 2005, SR 822.41.
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Art. 132*  b) Steueraufschiebende Verdusserungen

! Die Besteuerung wird aufgeschoben bei:

a)
b)

<)

d)

e)

Eigentumswechsel durch Erbgang (Erbfolge, Erbteilung, Vermichtnis), Erb-
vorbezug oder Schenkung;

Eigentumswechsel unter Ehegatten zur Abgeltung giiter- und scheidungs-
rechtlicher Anspriiche sowie ausserordentlicher Beitrage nach Art. 165 ZGB?,
auf Begehren beider Ehegatten;

Landumlegung, Giiterzusammenlegung, Quartierplanung, Grenzbereinigung,
Abrundung landwirtschaftlicher Heimwesen sowie bei Landumlegung im
Enteignungsverfahren oder bei drohender Enteignung;

vollstandiger oder teilweiser Verdusserung eines selbst bewirtschafteten land-
oder forstwirtschaftlichen Grundstiicks, soweit der Erlos innert angemessener
Frist zum Erwerb eines in der Schweiz gelegenen Ersatzobjekts oder zur Ver-
besserung der eigenen, selbst bewirtschafteten land- oder forstwirtschaftlichen
Grundstiicke verwendet wird;

Verdusserung eines betriebsnotwendigen Grundstiicks, das im Eigentum ei-
ner juristischen Person steht, die nach Art. 80 Abs. 1 Bst. e bis h dieses Geset-
zes von der Steuerpflicht befreit ist, soweit der Erlos innert angemessener Frist
zum Erwerb eines in der Schweiz gelegenen Ersatzobjekts verwendet wird. Bei
einer Umstrukturierung wird Art. 88 dieses Gesetzes sachgemiss angewendet;
Verdusserung einer dauernd und ausschliesslich selbst genutzten Wohnlie-
genschaft (Einfamilienhaus oder Eigentumswohnung), soweit der Erl6s innert
angemessener Frist zum Erwerb oder zum Bau einer gleich genutzten Ersatz-
liegenschaft in der Schweiz verwendet wird.

2 Bei einer Ersatzbeschaffung nach Abs. 1 Bst. ¢ bis f dieser Bestimmung in einem
anderen Kanton wird der aufgeschobene Gewinn nach Art. 199 bis 203 dieses Ge-
setzes nachbesteuert, wenn das Ersatzobjekt steuerbegriindend verdussert wird
und dieser Kanton im analogen Fall die Nachbesteuerung beansprucht.

Art. 133 Steuersubjekt und Steueranspruch

! Steuerpflichtig ist der Verausserer.

2 Mehrere Verdusserer entrichten die Steuern entsprechend ihren Anteilen unter
solidarischer Haftbarkeit.

3 Der Steueranspruch entsteht mit der Verdusserung.

26
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Art. 134 Steuerobjekt
a) Grundstiickgewinn

! Der Grundstiickgewinn entspricht dem Betrag, um den der Erlés die Anlagekos-
ten (Erwerbspreis und Aufwendungen) tibersteigt.

Art. 135 b) Erlos
! Als Erlos gilt der Verkaufspreis mit allen weiteren Leistungen des Erwerbers.
2 Wird kein Kaufpreis festgelegt, gilt der Verkehrswert als Verkaufspreis.

3 Nicht zum Erlos zéhlen Entschddigungen fiir nachweisbare Inkonvenienzen im
Enteignungsverfahren oder bei freiwilliger Abtretung von Grundstiicken, an de-
nen ein Enteignungsrecht besteht.

Art. 136 c¢) Anlagekosten
1. Erwerbspreis

' Als Erwerbspreis gilt der durch die Grundbuchbelege ausgewiesene Kaufpreis
mit allen weiteren Leistungen des Erwerbers oder der tatsdchlich bezahlte niedri-
gere Preis.

2 Liegt kein Kaufpreis vor, wird der Erwerbspreis nach dem Verkehrswert im Zeit-
punkt des Erwerbs bestimmt.

* Bei Erwerb durch einen Pfandgldubiger oder Pfandbiirgen, der das Grundstiick
im Zwangsverwertungsverfahren erworben hat, gelten die erlittenen Verluste als
Teil des Erwerbspreises.

*Bei Erwerb aus Eigentumswechsel mit Steueraufschub ist der Erwerbspreis bei
der letzten Verdusserung massgebend, die keinen Steueraufschub bewirkt hat oder
bewirkt hitte.

5 Leistungen, fiir die eine Steuerhinterziehung eingetreten ist, die nicht mehr ge-
ahndet werden kann, werden nicht angerechnet.

Art. 137 2. Aufwendungen

! Als Aufwendungen sind anrechenbar:

a) Ausgaben, die eine dauerhafte Werterhéhung des Grundstiickes bewirkt ha-
ben, wie Kosten fiir Planung, Bau und Verbesserung;

b) Grundeigentiimerbeitrige, wie Perimeterbeitrage fiir Bau und Korrektion von
Strassen und Wegen, fiir Bodenverbesserungen und fiir Wasserbau;

¢) durch eigene Arbeitsleistung geschaffene Mehrwerte, soweit diese mit der
Einkommenssteuer erfasst wurden oder werden;

d) Schuldzinsen, soweit sie als Anlagekosten gelten;
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e) Provisionen an Drittpersonen, soweit sie ortsiiblich sind und fiir eine Tatig-
keit entrichtet wurden, die zum Vertragsabschluss gefiihrt hat;

f)  die mit dem Erwerb und der Verdusserung unmittelbar zusammenhéngenden
Kosten;

g) bei Teilverdusserung eines Grundstiicks Verluste aus fritheren Teilverdusse-
rungen.

2 Aufwendungen, die steuerlich bereits abgezogen worden sind, werden nicht
angerechnet.

Art. 138 3. Leistungen Dritter

! Leistungen Dritter, insbesondere Versicherungsleistungen, Subventionen und
Beitrage, fiir die der Verdusserer nicht ersatz- oder riickerstattungspflichtig ist,
werden von den Anlagekosten abgerechnet.

Art. 139 4. Anlagekosten in besonderen Fillen

!'Wird nur ein Teil eines Grundstiicks verdussert, berechnen sich die Anlagekosten
nach seinem wertmaissigen Anteil am Erwerbspreis und an den Aufwendungen.

2 Bei Verdusserung eines Grundstiickes, bei dessen Erwerb oder Verbesserung die
Besteuerung im Sinne von Art. 132 Abs. 1 lit. d bis f dieses Gesetzes oder einer ent-
sprechenden Bestimmung eines andern Kantons aufgeschoben wurde, wird der
wieder angelegte, aufgeschobene Gewinn von den Anlagekosten abgezogen.

3 Liegt der massgebende Erwerb mehr als 50 Jahre zuriick, kann der Steuerpflich-
tige anstelle der tatsdchlichen Kosten den amtlichen Verkehrswert oder bei land-
und forstwirtschaftlichen Grundstiicken den amtlichen Ertragswert vor 50 Jahren
als Anlagekosten geltend machen.

Art. 140*%  Steuerberechnung
a) Steuersatz

! Die einfache Grundstiickgewinnsteuer betragt:
a) 0 Prozent fiir die ersten Fr. 2 200.—

b) 0,5 Prozent fiir die weiteren Fr. 2 800.—
¢) 1 Prozent fir die weiteren Fr. 2 700.—
d) 2 Prozent fiir die weiteren Fr. 2 100.—
e) 3 Prozent fiir die weiteren Fr. 2 100.—
f) 4 Prozent fiir die weiteren Fr. 2 600.—
g) 5 Prozent fiir die weiteren Fr. 3 700.-
h) 6 Prozent fiir die weiteren Fr. 6 900.—
i) 7 Prozent fiir die weiteren Fr. 9 600.—
j) 8 Prozent fiir die weiteren Fr. 16 000.—
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k) 9 Prozent fur die weiteren Fr. 21 100.-
1) 10 Prozent fiir die weiteren Fr. 176 200.—

2 Fir Gewinne iiber Fr. 248 000.- betrigt die einfache Steuer zusatzlich:
a) 10,5 Prozent fiir die weiteren Fr. 208 000.—
b) 11 Prozent fir die weiteren Fr. 144 000.—

3Fiir Gewinne {iiber Fr. 600 000.— betrdgt die einfache Steuer fiir den ganzen
Gewinn einheitlich 10 Prozent.

Art. 141 b) Zuschlige und Ermdssigungen

!'War das Grundstiick weniger als fiinf Jahre im Eigentum des Verdusserers, wird
der Steuerbetrag fiir das fiinfte und jedes volle Jahr weniger um 1 Prozent erhéht.

2 War das Grundstiick wiahrend mehr als 15 Jahren im Eigentum des Verdusserers,

wird der Steuerbetrag fiir jedes weitere volle Jahr ermissigt:

a) auf einem Gewinnanteil von hochstens Fr. 500 000.— um 1,5 Prozent, héchs-
tens aber um 40,5 Prozent, wenn der Verdusserer das Grundstiick wenigstens
15 Jahre selbst bewohnt hat;

b) auf Gewinnanteilen iiber Fr. 500 000.— gemiss lit. a dieses Absatzes sowie in
den anderen Fillen um 1,5 Prozent, hochstens aber um 30 Prozent.

3 Bei Erwerb des Grundstiickes aus steueraufschiebender Verdusserung wird fiir
die Berechnung der Eigentumsdauer und der Selbstnutzung durch den Verdusse-
rer oder dessen Ehegatten auf die letzte steuerbegriindende Verdusserung abge-
stellt.

Fiinfter Abschnitt: Erbschafts- und Schenkungssteuern (2.5.)

Art. 142 Gegenstand
a) Allgemeines
1. Erbschaftssteuer

! Der Erbschaftssteuer unterliegen alle Zuwendungen kraft Erbrechts.

2 Steuerbar sind insbesondere Zuwendungen aufgrund gesetzlicher Erbfolge, von
Erbvertrag oder letztwilliger Verfiigung, namentlich durch Erbeinsetzung oder
Vermichtnis, Schenkung auf den Todesfall, Errichtung einer Stiftung auf den To-
desfall oder Nacherbeneinsetzung.

Art. 143 2. Schenkungssteuer

! Der Schenkungssteuer unterliegen freiwillige Zuwendungen unter Lebenden, so-
weit der Empfinger aus dem Vermogen eines anderen ohne entsprechende Ge-
genleistung bereichert wird.
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2 Steuerbar sind insbesondere Schenkungen unter Lebenden, Vorempfinge in An-
rechnung an die kiinftige Erbschaft sowie Zuwendungen zur Errichtung einer
Stiftung und an eine bestehende Stiftung.

Art. 144 3. Anspriiche aus Versicherungen

! Versicherungsanspriiche, die zufolge Todes tibergehen oder zu Lebzeiten des
Schenkers fillig werden, sind steuerbar, soweit sie nicht beim Empfinger der Ein-
kommens- oder der Gewinnsteuer unterliegen.

Art. 145 Steuerfreie Vermogensiiberginge
a) An juristische Personen

! Steuerfrei sind Zuwendungen an juristische Personen des 6ffentlichen und priva-
ten Rechts mit Sitz im Kanton, die gemdss Art. 80 Abs. 1 dieses Gesetzes von der
Gewinn- und Kapitalsteuerpflicht ausgenommen sind.

2 Zuwendungen an ausserkantonale juristische Personen, die von der Steuerpflicht
ausgenommen sind, sind steuerfrei, soweit das Bundesrecht es vorsieht oder deren
Sitzkanton Gegenrecht halt.

Art. 146*  b) An natiirliche Personen

! Zuwendungen an den Ehegatten, die Nachkommen sowie die Stief- und Pflege-
kinder sind steuerfrei.

2 Steuerfrei sind ausserdem:

a) die Zuwendung von Hausrat und personlichen Gebrauchsgegenstinden ge-
mass Art. 63 lit. a dieses Gesetzes;

b) bliche Gelegenheitsgeschenke bis zum Betrag von Fr. 5000.-.

Art. 147 Steuerpflicht
a) Steuerliche Zugehirigkeit

! Die Steuerpflicht besteht, wenn:

a) der Erblasser seinen letzten Wohnsitz im Kanton hatte oder der Erbgang im
Kanton eroffnet wurde;

b) der Schenker im Zeitpunkt der Zuwendung seinen Wohnsitz im Kanton hat;

c) im Kanton gelegene Grundstiicke oder Rechte an solchen iibergehen.

2Im internationalen Verhiltnis besteht die Steuerpflicht ausserdem, wenn im
Kanton steuerbares bewegliches Vermogen tibergeht.
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Art. 148 b) Steuersubjekt

! Steuerpflichtig ist der Empfinger der Zuwendung (Erbe, Vermichtnisnehmer,
Beschenkter, Begiinstigter oder sonstiger Berechtigter).

2 Bei Zuwendungen von Nutzniessungen oder wiederkehrenden Leistungen ist der
Nutzniesser oder Leistungsempfanger steuerpflichtig.

3 Bei Zuwendungen an eine Kapitalgesellschaft oder eine Genossenschaft ist der
Eigentiimer der Beteiligung steuerpflichtig.

* Bei einer Nacherbeneinsetzung sind sowohl der Vor- als auch der Nacherbe steu-
erpflichtig.

Art. 149 ¢) Steueranspruch

! Der Steueranspruch entsteht:

a) bei Zuwendungen auf den Todesfall im Zeitpunkt, in dem der Erbgang eroft-
net wird;

b) bei Zuwendungen aus Nacherbschaft im Zeitpunkt, in dem die Vorerbschaft
ausgeliefert wird;

¢) bei Schenkungen im Zeitpunkt des Vollzugs;

d) bei Zuwendungen mit aufschiebender Bedingung im Zeitpunkt, in dem die
Bedingung eintritt.

Art. 150 Steuerbemessung
a) Bewertung
1. Grundsatz

' Das iibergehende Vermogen wird zum Verkehrswert im Zeitpunkt der Entste-
hung des Steueranspruchs bewertet, soweit Art. 151 dieses Gesetzes nichts anderes
vorsieht.

2 Art. 55 bis 58 dieses Gesetzes werden sachgemass angewendet.

Art. 151* 2. Besondere Fiille

! Fir Grundstiicke konnen die Steuerbehorde und der Steuerpflichtige eine Neu-
schitzung verlangen.

2 Nutzniessungen, Renten und andere wiederkehrende Leistungen werden nach
ihrem Kapitalwert bewertet.

3 Bei einer Nacherbeneinsetzung, die sich nicht auf den Uberrest beschrankt, wird
das auf den Vorerben iibergehende Vermogen zum Kapitalwert der Vorerbschaft
bewertet.
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*Bei Vermogensiibergangen aus Versicherungsvertrag ist fiir die Bewertung der
Riickkaufswert oder die ausbezahlte Versicherungsleistung massgebend.

> Wird die Erbschaftssteuer dem Nachlass tiberbunden oder wird die Schenkungs-
steuer vom Schenker iibernommen, erh6ht sich die steuerbare Zuwendung um
den entsprechenden Steuerbetrag.

Art. 152 b) Abziige

! Fiir die Steuerbemessung werden abgezogen:

a) die Schulden des Erblassers und die mit der Zuwendung an den Empfanger
iibertragenen Schulden;

b) die Todesfallkosten sowie die Kosten der Erbteilung, der Willensvollstreckung
und der amtlichen Erbschaftsverwaltung, soweit sie die Zuwendung mindern;

c) die Anspriiche der Hausgenossen gemiss Art. 606 ZGB¥;

d) die Entschadigungen gemiss Art. 334 und 334" ZGB?.

2Ist das tibergehende Vermogen mit einer Nutzniessung oder einer wiederkehren-
den Leistung belastet, wird der Kapitalwert der Belastung abgezogen. Dieser
Abzug entfillt zur Halfte, wenn der Nutzniesser oder Leistungsempfinger steuer-
frei ist.

Art. 153*  Steuerberechnung
a) Steuerfreie Betrdge

!Von den steuerbaren Zuwendungen werden fiir die Berechnung der Steuer abge-

zogen:

a) fir jeden Elternteil, Stief- und Pflegeelternteil sowie die Nachkommen von
Stief- und Pflegekindern Fr. 25 000.-;

b) fiir die iibrigen Empfénger Fr. 10 000.-.

2 Bei mehreren Zuwendungen vom gleichen Erblasser oder Schenker an den glei-
chen Empfanger wird der steuerfreie Betrag insgesamt nur einmal abgezogen.

3 Fur Empfénger, die nur fiir einen Teil der Zuwendung im Kanton steuerpflichtig
sind, wird der steuerfreie Betrag anteilig gewdhrt.
Art. 154*  b) Steuersitze

! Die Steuer betragt:
a) 10 Prozent fiir die Eltern, Stief- und Pflegeeltern sowie die Nachkommen von
Stief- und Pflegekindern;

27  Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. Dezember 1907, SR 210.
28  Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. Dezember 1907, SR 210.
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b) 20 Prozent fiir die Geschwister, Schwiegereltern, Schwiegersohn, Schwieger-
tochter und Grosseltern;
¢) 30 Prozent fiir die iibrigen Empfanger.

2 Fur Nacherben ist das Verwandtschaftsverhiltnis zum ersten Erblasser massge-

bend.

Art. 155 ¢) Ermdssigung bei Unternehmensnachfolge
1. Grundsatz

! Die nach Art. 153 und 154 dieses Gesetzes berechnete Steuer ermdssigt sich um
75 Prozent, soweit dem Empfinger Geschiftsvermdgen zugewendet oder diesem
bei der Erbteilung zugeschieden wird, das ganz oder vorwiegend der selbstindigen
Erwerbstitigkeit des Empfangers dient.

2 Die gleiche Ermissigung wird gewiéhrt, soweit dem Empfinger eine Beteiligung
an einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, die einen Geschiftsbetrieb fiihrt,
zugewendet oder diesem bei der Erbteilung zugeschieden wird und der Empfinger
als Arbeitnehmer im Geschiftsbetrieb titig ist.

3 Als Beteiligungen im Sinne von Abs. 2 dieser Bestimmung gelten Vermdogens-
rechte (insbesondere Aktien, Aktienzertifikate, Genussaktien, Genussscheine, Par-
tizipationsscheine, Wandelobligationen, Stammeinlagen und Anteilscheine), wenn
die Beteiligung wenigstens 40 Prozent des einbezahlten Grund-, Stamm- oder Ein-
lagekapitals ausmacht oder der Beteiligte nach den Stimmrechtsverhéltnissen tiber
wenigstens 40 Prozent des Kapitals bestimmt.

Art. 156 2. Wegfall der Ermdissigung

! Die Ermissigung der Steuer fillt nachtriglich dahin, wenn und soweit innert 15

Jahren:

a) zugewendetes oder zugeschiedenes Geschiftsvermogen, das die Ermassigung
bewirkt hat, verdussert oder einer Person, die fiir sich keine Ermissigung der
Steuer beanspruchen kann, zu Lebzeiten zugewendet wird, in das Privatver-
mogen iberfithrt wird oder wenn die selbstindige Erwerbstitigkeit aufgege-
ben wird;

b) die zugewendete oder zugeschiedene Beteiligung, welche die Ermissigung be-
wirkt hat, verdussert oder einer Person, die fiir sich keine Ermissigung der
Steuer beanspruchen kann, zu Lebzeiten zugewendet wird oder wenn die un-
selbstindige Erwerbstatigkeit im Geschéftsbereich der Kapitalgesellschaft oder
Genossenschaft aufgegeben wird.

2 Der Betrag, um den die Steuer ermdssigt wurde, wird als Nachsteuer erhoben.
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Art. 157 Haftung

'Fiir die Erbschaftssteuer haften Erben und Vermachtnisnehmer solidarisch bis
zum Betrag, der dem Wert des auf sie {ibergegangenen Vermdgens entspricht. Mit
ihrem ganzen Vermogen haften Erben, Erbschaftsverwalter, Willensvollstrecker,
Vermichtnisnehmer und andere mit der Teilung des Nachlasses betraute Perso-
nen, die Erbanteile oder Vermichtnisse ausrichten, bevor die hiefiir geschuldeten
Erbschaftssteuern entrichtet sind.

2 Fur die Schenkungssteuer haftet der Schenker solidarisch.
Sechster Abschnitt: Organisation und Verfahren (2.6.)
I. Steuerbeh6rden (2.6.1.)

Art. 158 Kantonales Steueramt

! Der Vollzug der Bestimmungen iiber die Staatssteuern obliegt dem kantonalen
Steueramt, soweit die nachstehenden Bestimmungen nichts anderes regeln.

2 Das kantonale Steueramt sorgt insbesondere fiir eine vollstindige Erfassung aller
Steuerpflichtigen, fiir gleichmaissige Steuerveranlagungen und einen einheitlichen
Steuerbezug.

3Fur die Erfiilllung der Aufgaben, die gemidss Art. 160 dieses Gesetzes dem
Gemeindesteueramt iibertragen sind, kann das kantonale Steueramt Weisungen
erteilen und Vorgaben festlegen. Es regelt insbesondere die elektronische Erfas-
sung und Verarbeitung der fiir den Vollzug notwendigen Daten sowie deren Aus-
tausch und stellt die Steuerformulare zur Verfiigung.

Art. 159*

Art. 160 Gemeindesteueramt

! Die politische Gemeinde fiihrt, allein oder in Zusammenarbeit mit andern politi-
schen Gemeinden, zur Mitwirkung beim Vollzug der Bestimmungen tiber die Ein-
kommens- und Vermdgenssteuern ein Gemeindesteueramt.

2 Das Gemeindesteueramt fiithrt nach den Weisungen und Vorgaben des kantona-
len Steueramtes das Steuerregister, bereitet die Veranlagungen administrativ vor
und nach und bezieht die im ordentlichen Verfahren veranlagten Steuern. Es kann
bei der Veranlagung einfacher Fille mitwirken.

3 Firr die Erfllung der Aufgaben des Gemeindesteueramtes fiir den Staat erhlt die
politische Gemeinde eine von der Regierung festgelegte Entschadigung, die ihren
Aufwand deckt.
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II. Allgemeine Verfahrensgrundsitze (2.6.2.)

Art. 161 Massgebendes Recht

! Soweit dieser Abschnitt nichts anderes bestimmt, richtet sich das Verfahren vor
den Steuerbehérden, der Verwaltungsrekurskommission und dem Verwaltungsge-
richt nach den Vorschriften des Gesetzes iiber die Verwaltungsrechtspflege®.

Art. 162 Geheimhaltungspflicht

! Die mit dem Vollzug dieses Gesetzes betrauten Personen sind zur Geheimhal-
tung verpflichtet.

2 Die letzten rechtskraftigen Steuerfaktoren gemass der Veranlagung von natiirli-
chen Personen fiir Einkommen und Vermdégen sowie von juristischen Personen
fir Gewinn und Kapital werden gegen Gebiihr einem Dritten, der ein wirtschaftli-
ches Interesse nachweist, mitgeteilt. Der Steuerpflichtige wird tiber diese Mittei-
lung in Kenntnis gesetzt.

3 Verwaltungsbehérden und Gerichte erhalten Auskiinfte aus den Steuerakten, so-
weit ein begriindetes Interesse nachgewiesen wird. Gesuche um Auskunft beurteilt
das Finanzdepartement endgiiltig. Es kann fiir bestimmte Auskiinfte generelle Er-
machtigungen erteilen.

Art. 163*  Amitshilfe
a) Grundsatz

' Die Steuerbehorden erteilen den Steuerbehérden des Bundes und der andern
Kantone kostenlos die benétigten Auskiinfte, gewédhren ihnen auf Verlangen Ein-
sicht in amtliche Akten und geben ihnen die Daten weiter, die fiir die Erfiillung ih-
rer Aufgaben dienlich sein kénnen. Ist eine Person mit Wohnsitz oder Sitz im
Kanton aufgrund der Steuererklirung auch in einem andern Kanton steuerpflich-
tig, gibt die Veranlagungsbehorde der Steuerbehorde des andern Kantons Kennt-
nis von der Steuererkldrung und von der Veranlagung.

2Die Verwaltungsbehorden, Strafuntersuchungsbehorden und Gerichte erteilen
den Steuerbehorden ungeachtet einer allfilligen Geheimhaltungspflicht auf Ver-
langen aus jhren Akten Auskunft und geben ihnen die Daten weiter, die fiir die
Durchfithrung dieses Erlasses von Bedeutung sein konnen. Sie konnen die Steuer-
behérden von sich aus darauf aufmerksam machen, wenn sie vermuten, dass eine
Veranlagung unvollstindig ist.

29 sGS951.1.
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3 Die Regierung kann Verwaltungsbehdrden des Staates und der Gemeinden ver-
pflichten, den Steuerbehdrden von sich aus bestimmte, von ihr bezeichnete Tatsa-
chen, die fiir die Besteuerung erheblich sind, kostenlos zu melden.

Art. 163¥* b) Datenbearbeitung

! Die Daten nach Art. 163 dieses Erlasses werden einzeln, auf Listen oder auf elek-
tronischen Datentrdgern iibermittelt. Sie konnen auch mittels eines Abrufverfah-
rens zuginglich gemacht werden. Diese Amtshilfe ist kostenlos.

2 Weitergegeben werden die Daten von Steuerpflichtigen, die zur Veranlagung und

Erhebung der Steuer dienen kénnen, namentlich:

a) die Personalien;

b) Angaben iiber den Zivilstand, den Wohn- und Aufenthaltsort, die Aufent-
haltsbewilligung und die Erwerbstatigkeit;

c) Rechtsgeschifte;

d) Leistungen eines Gemeinwesens.

Art. 164 Verfahrensrechtliche Stellung der Ehegatten bei den Einkommens- und
Vermogenssteuern

! Ehegatten, die in rechtlich und tatsachlich ungetrennter Ehe leben, iiben die nach
diesem Gesetz dem Steuerpflichtigen zukommenden Verfahrensrechte und Ver-
fahrenspflichten gemeinsam aus.

2 Die Ehegatten unterschreiben die Steuererklirung gemeinsam. Ist die Steuerer-
kldrung nur von einem Ehegatten unterzeichnet, wird dem nicht unterzeichnen-
den Ehegatten eine Frist eingerdaumt. Nach deren unbenutztem Ablauf wird die
vertragliche Vertretung unter Ehegatten angenommen.

* Rechtsmittel und andere Eingaben gelten als rechtzeitig eingereicht, wenn ein
Ehegatte innert Frist handelt.

Art. 165 Verfahrensrechte des Steuerpflichtigen
a) Akteneinsicht

! Der Steuerpflichtige kann die Akten, die er eingereicht oder unterzeichnet hat,
einsehen. Die iibrigen Akten stehen ihm nach abgeschlossener Ermittlung des
Sachverhaltes zur Einsicht offen, soweit nicht o6ffentliche oder private Interessen
entgegenstehen.

2 Wird einem Steuerpflichtigen die Einsichtnahme in ein Aktenstiick verweigert,
darf darauf zum Nachteil des Steuerpflichtigen nur abgestellt werden, wenn ihm
die Behorde von dem fiir die Sache wesentlichen Inhalt miindlich oder schriftlich
Kenntnis und ausserdem Gelegenheit gegeben hat, sich zu dussern und Gegenbe-
weismittel zu bezeichnen.
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3 Auf Begehren des Steuerpflichtigen bestitigt die Behorde die Verweigerung der
Akteneinsicht durch eine Verfiigung, die mit Rekurs und Beschwerde angefochten
werden kann.

Art. 166 b) Beweisabnahme

! Die vom Steuerpflichtigen angebotenen Beweise werden abgenommen, soweit sie
geeignet sind, die fiir die Veranlagung erheblichen Tatsachen festzustellen.

Art. 167 c¢) Vertragliche Vertretung

! Der Steuerpflichtige kann sich vor den mit dem Vollzug dieses Gesetzes betrau-
ten Behorden vertraglich vertreten lassen, soweit seine personliche Mitwirkung
nicht notwendig ist.

2 Die Steuerbehorden konnen von einem Steuerpflichtigen mit Wohnsitz oder Sitz
im Ausland sowie von einem Steuerpflichtigen, der lingere Zeit von seinem
schweizerischen Wohnsitz abwesend ist, verlangen, dass er einen Vertreter in der
Schweiz bezeichnet.

III. Veranlagung (2.6.3.)

Art. 168 Verfahrenspflichten des Steuerpflichtigen
a) Steuererkldrung

! Die Steuerpflichtigen werden durch 6ffentliche Bekanntgabe oder Zustellung des
Formulars aufgefordert, die Steuererklirung einzureichen. Steuerpflichtige, die
kein Formular erhalten, miissen es bei der zustindigen Behorde verlangen.

2 Der Steuerpflichtige muss die Steuererklirung wahrheitsgemass und vollstindig
ausfiillen, personlich unterzeichnen und zusammen mit den vorgeschriebenen
Beilagen fristgemaiss der zustindigen Behorde einreichen.

3Der Steuerpflichtige, der die Steuererklirung nicht oder mangelhaft ausgefiillt
einreicht, wird aufgefordert, das Versdumte innert angemessener Frist nachzuho-
len.

Art. 169 b) Beilagen zur Steuererklirung

! Natiirliche Personen miissen der Steuererkldrung fiir die Einkommens- und Ver-

mogenssteuern insbesondere beilegen:

a) Lohnausweise tiber alle Einkiinfte aus unselbstdndiger Erwerbstatigkeit;

b) Ausweise liber Beziige als Mitglied der Verwaltung oder eines anderen Organs
einer juristischen Person;

¢) Verzeichnisse iiber saimtliche Wertschriften, Forderungen und Schulden.
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2 Natiirliche Personen mit Einkommen aus selbstdndiger Erwerbstitigkeit und ju-
ristische Personen miissen der Steuererklirung die unterzeichneten Jahresrech-
nungen der Steuerperiode oder, wenn sie nach dem Obligationenrecht® nicht zur
Fithrung von Geschiftsbiichern verpflichtet sind, Aufstellungen iiber Aktiven und
Passiven, Einnahmen und Ausgaben sowie Privatentnahmen und Privateinlagen
beilegen.

Art. 170 ¢) Weitere Mitwirkungspflichten des Steuerpflichtigen

! Der Steuerpflichtige muss alles tun, um eine vollstdndige und richtige Veranla-
gung zu ermoglichen.

2Er muss auf Verlangen der Veranlagungsbehorde insbesondere miindlich oder
schriftlich Auskunft erteilen, Geschiftsbiicher, Belege und weitere Bescheinigun-
gen sowie Urkunden iiber den Geschiftsverkehr vorlegen.

Art. 171 d) Aufbewahrungspflichten

! Natiirliche Personen mit Einkommen aus selbstdndiger Erwerbstatigkeit und ju-
ristische Personen miissen Urkunden und sonstige Belege, die mit ihrer Tatigkeit
in Zusammenhang stehen, wihrend zehn Jahren aufbewahren.

Art. 172 Verfahrenspflichten Dritter
a) Bescheinigungspflicht Dritter

! Gegeniiber dem Steuerpflichtigen sind zur Ausstellung schriftlicher Bescheini-

gungen verpflichtet:

a) Arbeitgeber iiber ihre Leistungen an Arbeitnehmer;

b) Gldubiger und Schuldner tiber Bestand, Hohe, Verzinsung und Sicherstellung
von Forderungen;

c) Versicherer iiber den Riickkaufswert von Versicherungen und iiber die aus
dem Versicherungsverhiltnis ausbezahlten oder geschuldeten Leistungen;

d) Treuhdnder, Vermogensverwalter, Pfandglaubiger, Beauftragte und andere
Personen, die Vermégen des Steuerpflichtigen in Besitz oder in Verwaltung
haben oder hatten, tiber dieses Vermogen und seine Ertrdgnisse;

e) Personen, die mit dem Steuerpflichtigen Geschifte titigen oder getitigt ha-
ben, tiber die beiderseitigen Anspriiche und Leistungen.

2 Reicht der Steuerpflichtige die Bescheinigung trotz Mahnung nicht ein, kann die
Veranlagungsbehorde diese vom Dritten einfordern. Das gesetzlich geschiitzte
Berufsgeheimnis bleibt gewahrt.

30 BG betreffend die Erganzung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Fiinfter Teil: Obligatio-
nenrecht) vom 30. Mirz 1911, SR 220.
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Art. 173 b) Auskunftspflicht Dritter

! Gesellschafter, Miteigentimer und Gesamteigentiimer miissen der Veranla-
gungsbehorde auf Verlangen iiber ihr Rechtsverhéltnis zum Steuerpflichtigen Aus-
kunft erteilen, insbesondere {iber dessen Anteile, Anspriiche und Beziige.

Art. 174%  ¢) Meldepflicht Dritter

' Der Veranlagungsbehorde miissen fiir jede Steuerperiode eine Bescheinigung

einreichen:

a) juristische Personen iiber die den Mitgliedern der Verwaltung und anderer
Organe ausgerichteten Leistungen; Stiftungen reichen zusitzlich eine Beschei-
nigung tiber die ihren Begiinstigten erbrachten Leistungen ein;

b) Einrichtungen der beruflichen Vorsorge und der gebundenen Selbstvorsorge
iiber die den Vorsorgenehmern oder Begiinstigten erbrachten Leistungen;

c) einfache Gesellschaften und Personengesellschaften tiber alle Verhaltnisse, die
fir die Veranlagung der Teilhaber von Bedeutung sind, insbesondere tiber ih-
ren Anteil an Einkommen und Vermogen der Gesellschaft;

d) die Arbeitgeber iiber die geldwerten Vorteile aus echten Mitarbeiterbeteili-
gungen sowie iiber die Zuteilung und die Ausiibung von Mitarbeiteroptionen.

Art. 175%  d) Pflichten der kollektiven Kapitalanlagen

! Die kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz miissen der Veranla-
gungsbehorde fiir jede Steuerperiode eine Bescheinigung iiber alle Verhaltnisse
einreichen, die fiir die Besteuerung des direkten Grundbesitzes und dessen Ertrage
massgeblich sind.

Art. 176 Veranlagung
a) Durchfiihrung

! Die Veranlagungsbehorde priift die Steuererklarung, nimmt die erforderlichen
Untersuchungen vor und stellt die fiir eine vollstindige und richtige Besteuerung
massgebenden tatsdchlichen und rechtlichen Verhéltnisse fest.

2 Die Veranlagungsbehoérde kann insbesondere Sachverstdndige beiziehen, Augen-
scheine durchfiithren sowie Geschiftsbiicher und Belege an Ort und Stelle einse-
hen. Die sich daraus ergebenden Kosten konnen ganz oder teilweise dem Steuer-
pflichtigen oder jeder andern zur Auskunft verpflichteten Person auferlegt werden,
die diese durch eine schuldhafte Verletzung von Verfahrenspflichten notwendig
gemacht haben.
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Art. 177 b) Ermessensveranlagung

! Die Veranlagungsbehorde nimmt die Veranlagung nach pflichtgeméssem Ermes-
sen vor, wenn Steuerfaktoren oder Steuersubstrat mangels zuverldssiger Unterla-
gen nicht einwandfrei ermittelt werden konnen oder der Steuerpflichtige seine
Verfahrenspflichten trotz Mahnung nicht erfiillt hat. Sie kann dabei Erfahrungs-
zahlen, Vermoégensentwicklung und Lebensaufwand des Steuerpflichtigen bertick-
sichtigen.

Art. 178% ) Erdffnung
1. Veranlagung

! Die Verfiigung der Veranlagungsbehorde weist die Steuerfaktoren oder das Steu-
ersubstrat sowie das Steuermass und die Steuerbetrége aus.

2 Abweichungen von der Steuererkldrung gibt die Veranlagungsbehoérde dem Steu-
erpflichtigen spitestens bei der Eroffnung der Veranlagungsverfiigung bekannt.

* Das Veranlagungsverfahren ist kostenfrei. Art. 176 Abs. 2 dieses Gesetzes bleibt
vorbehalten.
Art. 178%* 2. Grundstiickwerte

! Die Veranlagungsbehorde kann die fiir die Veranlagung massgebenden Grund-
stiickwerte vorgingig mit besonderer Verfiigung eréffnen.

2 Rechtskriftige Grundstiickwerte sind fiir die Veranlagung der laufenden Steuer-
periode verbindlich.

* Die Regierung regelt das Verfahren durch Verordnung.

Art. 179 Elektronischer Datenaustausch

! Das kantonale Steueramt regelt die Voraussetzungen fiir den elektronischen Aus-
tausch von Daten zwischen dem Steuerpflichtigen und der Steuerbehéorde.

Art. 180*  Einsprache
a) Voraussetzungen

' Gegen die Veranlagungsverfiigung und die besondere Verfiigung tiber die
Grundstiickwerte kann der Steuerpflichtige innert 30 Tagen seit der Eroffnung bei
der Veranlagungsbehorde schriftlich Einsprache erheben.

2 Eine Ermessensveranlagung kann der Steuerpflichtige nur wegen offensichtlicher
Unrichtigkeit anfechten. Die Einsprache ist zu begriinden und muss allféllige Be-
weismittel nennen.

64



811.1

Art. 181 b) Verfahren

! Die Bestimmungen des Veranlagungsverfahrens werden im Einspracheverfahren
sachgemiss angewendet.

2Der Steuerpflichtige ist berechtigt, seine Einsprache vor der Veranlagungsbe-
hérde miindlich zu begriinden.

3 Einem Riickzug der Einsprache wird keine Folge geleistet, wenn nach den Um-
stinden anzunehmen ist, dass die Veranlagung unrichtig war.

Art. 182 ¢) Entscheid

! Die Veranlagungsbehorde entscheidet gestiitzt auf die Untersuchung iiber die
Einsprache. Sie kann alle Steuerfaktoren oder das Steuersubstrat neu festsetzen
und die Veranlagung nach Anhoren des Steuerpflichtigen auch zu dessen Nachteil
andern.

2 Der Entscheid wird begriindet. Wird die Einsprache gutgeheissen oder stimmt
der Steuerpflichtige schriftlich zu, kann auf eine Begriindung verzichtet werden.

3 Richtet sich die Einsprache gegen eine einldsslich begriindete Veranlagungsverfii-
gung, kann sie mit Zustimmung des Steuerpflichtigen als Rekurs an die Verwal-
tungsrekurskommission weitergeleitet werden.

* Das Einspracheverfahren ist kostenfrei. Art. 176 Abs. 2 dieses Gesetzes wird sach-
gemadss angewendet.

Art. 183 Veranlagungsverjihrung

! Das Recht, eine Steuer zu veranlagen, verjahrt fiinf Jahre nach Ablauf der Steuer-
periode. Vorbehalten bleibt die Erhebung von Nachsteuern und Bussen.

2 Die Verjahrung beginnt nicht oder steht still:

a) wihrend eines Einsprache-, Rekurs-, Beschwerde- oder Revisionsverfahrens;

b) solange die Steuerforderung sichergestellt oder gestundet ist;

c) solange weder der Steuerpflichtige noch der Mithaftende in der Schweiz steu-
errechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt haben.

3 Die Verjahrung wird unterbrochen und beginnt neu mit:

1. jeder auf Feststellung oder Geltendmachung der Steuerforderung gerichteten
Amtshandlung, die einem Steuerpflichtigen oder Mithaftenden zur Kenntnis
gebracht wird;

2. jeder ausdriicklichen Anerkennung der Steuerforderung durch den Steuer-
pflichtigen oder den Mithaftenden;

3. der Einreichung eines Erlassgesuches;
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4. der Einleitung einer Strafverfolgung wegen vollendeter Steuerhinterziehung
oder wegen Steuervergehens.

* Das Recht, eine Steuer zu veranlagen, ist 15 Jahre nach Ablauf der Steuerperiode
auf jeden Fall verjahrt.

IV. Besondere Verfahrensbestimmungen (2.6.4.)

Art. 184*  a) fiir Quellensteuer
1. Pflichten des Schuldners der steuerbaren Leistung

! Der Schuldner der steuerbaren Leistung hat alle fiir die vollstindige Steuererhe-

bung notwendigen Massnahmen vorzukehren. Er hat insbesondere:

a) der Steuerbehorde alle natiirlichen und juristischen Personen zu melden, de-
nen er der Quellensteuer unterliegende Leistungen ausrichtet;

b) bei Filligkeit von Geldleistungen die geschuldete Steuer zuriickzubehalten
und bei anderen Leistungen, namentlich Naturalleistungen und Trinkgelder,
die geschuldete Steuer vom Steuerpflichtigen einzufordern;

c) den Steuerabzug auch vorzunehmen, wenn der Steuerpflichtige in einem
andern Kanton der Besteuerung unterliegt;

d) der Steuerbehérde bzw. bei Quellensteuern auf kleinen Arbeitsentgelten aus
unselbstindiger Erwerbstitigkeit® der zustindigen AHV-Ausgleichskasse die
Steuern fristgerecht abzuliefern und mit ihnen dariiber periodisch abzurech-
nen;

e) der Steuerbehorde zur Kontrolle der Steuererhebung Einblick in alle Unterla-
gen zu gewihren und ihr tiber die fiir die Erhebung der Quellensteuer massge-
benden Verhiltnisse miindlich oder schriftlich Auskunft zu erteilen;

f) dem Steuerpflichtigen eine Aufstellung oder eine Bestatigung tiber die Hohe
des Steuerabzugs sowie auf Verlangen gegebenenfalls einen Lohnausweis aus-
zustellen;

g) Steuerpflichtige, die der nachtraglichen ordentlichen Veranlagung nach
Art. 112 dieses Gesetzes unterliegen, der Steuerbehorde alljahrlich unaufge-
fordert zu melden;

h) die anteilmissigen Steuern auf im Ausland ausgeiibten Mitarbeiteroptionen
zu entrichten. Der Arbeitgeber schuldet die anteilmissige Steuer auch dann,
wenn der geldwerte Vorteil von einer auslindischen Konzerngesellschaft aus-
gerichtet wird.

31 BG gegen die Schwarzarbeit vom 17. Juni 2005, SR 822.41.
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Art. 184%* 1bis. Pflichten der AHV-Ausgleichskasse bei Quellensteuern auf klei-
nen Arbeitsentgelten aus unselbstindiger Erwerbstditigkeit’

! Die AHV-Ausgleichskasse:

a) stellt dem Steuerpflichtigen eine Aufstellung oder Bestatigung tiber die Hohe
des Steuerabzugs aus;

b) iiberweist die einkassierten Steuerzahlungen nach Abzug der ihr zustehenden
Bezugsprovision der Steuerbehérde des Kantons, in dem der steuerpflichtige
Arbeitnehmer wohnt.

Art. 185 2. Pflichten des Steuerpflichtigen

! Der Steuerpflichtige hat der Steuerbehdrde und dem Schuldner der steuerbaren
Leistung tiber die fiir die Erhebung der Quellensteuer massgebenden Verhiltnisse
miindlich oder schriftlich Auskunft zu erteilen.

2 Die Steuerbehorde kann den Steuerpflichtigen zur Nachzahlung der von ihm ge-
schuldeten Quellensteuer verpflichten, wenn die steuerbare Leistung nicht oder
nicht vollstaindig um die Quellensteuer gekiirzt ausbezahlt worden ist und ein
Nachbezug beim Schuldner der steuerbaren Leistung nicht maéglich ist.

Art. 186 3. Verfiigung

'Ist der Steuerpflichtige oder der Schuldner der steuerbaren Leistung mit dem
Steuerabzug nicht einverstanden, kann er bis Ende Mirz des auf die Filligkeit der
Leistung folgenden Kalenderjahres von der Steuerbehdrde eine Verfiigung tiber
Bestand und Umfang der Steuerpflicht verlangen.

2 Der Schuldner der steuerbaren Leistung bleibt bis zum rechtskréftigen Entscheid
zum Steuerabzug verpflichtet.
Art. 187 4. Ablieferung

! Der Schuldner der steuerbaren Leistung reicht der Steuerbehérde innert 15 Ta-
gen nach Ablauf der von der Regierung festgelegten Abrechnungsperiode die Ab-
rechnung iiber die abgezogenen Steuern ein und {iberweist die Steuern innert
60 Tagen nach Ablauf der Abrechnungsperiode.

2 Bei verspiteter Uberweisung wird ein Verzugszins berechnet.

32 BG gegen die Schwarzarbeit vom 17. Juni 2005, SR 822.41.
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Art. 188 5. Nachforderung und Riickerstattung

! Hat der Schuldner der steuerbaren Leistung den Steuerabzug nicht oder ungenti-
gend vorgenommen, verfiigt die Steuerbehoérde die Nachzahlung. Der Riickgrift
des Schuldners auf den Steuerpflichtigen bleibt vorbehalten.

2 Hat der Schuldner der steuerbaren Leistung einen zu hohen Steuerabzug vorge-
nommen, zahlt er dem Steuerpflichtigen den Differenzbetrag zuriick.

3 Ergibt sich erst nach der Ablieferung, dass eine zu hohe Steuer abgezogen wor-
den ist, kann die Steuerbehérde den Differenzbetrag dem Steuerpflichtigen direkt
zuriickzahlen.

Art. 189 6. Einsprache

! Gegen eine Verfiigung iiber die Quellensteuer kann neben dem Steuerpflichtigen
auch der Schuldner der steuerbaren Leistung Einsprache gemiss Art. 180 dieses
Gesetzes erheben.

Art. 190 b) fiir Grundstiickgewinnsteuer

! Die Veranlagungsbehorde stellt bei einem Aufschub der Besteuerung zufolge
Ersatzbeschaffung gemass Art. 132 Abs. 1 lit. ¢ bis f dieses Gesetzes den aufgescho-
benen Gewinn in einer anfechtbaren Verfiigung fest.

Art. 191 c) fiir Erbschafts- und Schenkungssteuern
1. Veranlagungsgrundlage

! Die Erbschaftssteuer wird aufgrund des amtlichen Inventars gemadss Art. 204 die-
ses Gesetzes oder eines Erbeninventars sowie der Teilungsakten veranlagt.

Art. 192*% 2. Verfahrenspflichten

! Die Erben miissen, wenn kein amtliches Inventar aufgenommen wird, das Erben-
inventar als Steuererklirung im Sinn von Art. 168 dieses Erlasses ausfiillen, per-
sonlich unterzeichnen und zusammen mit den notwendigen Beilagen innert vier
Monaten seit dem Tod des Erblassers oder des Vorerben dem kantonalen Steuer-
amt einreichen.

2 Wird das Erbeninventar nicht von allen Erben oder nur von einem Vermachtnis-
nehmer, vom Willensvollstrecker, vom Erbschaftsverwalter oder vom Erbenvertre-
ter unterzeichnet, wird die vertragliche Vertretung fiir die nicht unterzeichnenden
Erben angenommen.
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3 Personen, die eine steuerbare Schenkung erhalten haben, miissen diese dem
kantonalen Steueramt innert 60 Tagen seit Vollzug unter Angabe von Gegenstand,
Wert und verwandtschaftlicher Beziehung zum Schenker anzeigen.

* Art. 206 und 207 dieses Erlasses gelten sachgemiss.

Art. 193 3. Vertretung
! Willensvollstrecker und Erbschaftsverwalter gelten als Inhaber einer Vertre-
tungsvollmacht des Steuerpflichtigen, fiir den sie handeln.
V. Rekurs und Beschwerde (2.6.5.)
Art. 194 Rekurs

a) Voraussetzungen

! Der Steuerpflichtige kann den Einspracheentscheid innert 30 Tagen bei der Ver-
waltungsrekurskommission anfechten.

2Im Verfahren bei Erhebung der Quellensteuer steht das Rekursrecht auch dem
Schuldner der steuerbaren Leistung zu.

Art. 195*  b) Entscheid

! Die Verwaltungsrekurskommission kann Entscheide ohne Begriindung oder mit
Kurzbegriindung mitteilen und den Beteiligten anzeigen, dass sie innert 10 Tagen
schriftlich die ausfithrliche Begriindung verlangen konnen, ansonsten der Ent-
scheid in Rechtskraft erwachse. In diesen Fallen wird die Entscheidgebithr um die
Hilfte ermissigt.

Art. 196*  Beschwerde

! Die Beteiligten konnen den Entscheid der Verwaltungsrekurskommission innert
30 Tagen beim Verwaltungsgericht anfechten.

2Das Verwaltungsgericht entscheidet, ohne an die Begehren der Beteiligten ge-
bunden zu sein.

3Ist vor Verwaltungsrekurskommission eine ausfiihrliche Begriindung des Ent-
scheides verlangt worden, beginnt die Frist mit der Eréffnung des ausfiihrlich be-
griindeten Entscheides zu laufen.
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VI. Anderung rechtskriftiger Verfiigungen und Entscheide (2.6.6.)

Art. 197*%  Revision

! Eine rechtskriftige Verfiigung oder ein rechtskraftiger Entscheid kann auf Antrag

oder von Amtes wegen zugunsten des Steuerpflichtigen revidiert werden:

a) wenn erhebliche Tatsachen oder entscheidende Beweismittel entdeckt wer-
den;

b) wenn die erkennende Behorde erhebliche Tatsachen oder entscheidende Be-
weismittel, die ihr bekannt waren oder bekannt sein mussten, ausser acht ge-
lassen oder in anderer Weise wesentliche Verfahrensgrundsitze verletzt hat;

c) wenn ein Verbrechen oder ein Vergehen die Verfiigung oder den Entscheid
beeinflusst hat;

d) wenn bei interkantonalen oder internationalen Doppelbesteuerungskonflikten
die erkennende Behorde zum Schluss kommt, dass nach den anwendbaren
Regeln zur Vermeidung der Doppelbesteuerung der Kanton St.Gallen sein Be-
steuerungsrecht einschrianken miisste;

e) wenn die Voraussetzungen fiir einen Aufschub der Grundstiickgewinnsteuer
gemiss Art. 132 Abs.1 lit. d bis f dieses Gesetzes erst nach rechtskraftiger Ver-
anlagung erfiillt werden.

2 Auf ein Revisionsbegehren wird nicht eingetreten, wenn der Antragsteller als Re-
visionsgrund vorbringt, was er bei der ihm zumutbaren Sorgfalt schon im ordent-
lichen Verfahren hitte geltend machen konnen. Auf ein Revisionsbegehren ge-
mass Abs. 1lit. d dieser Bestimmung wird nicht eingetreten, wenn die Doppelbe-
steuerung Folge einer Gewinnverschiebung ist, welche der Antragsteller absicht-
lich oder fahrléssig selbst veranlasst hat.

* Gegen einen Nichteintretensentscheid oder die Abweisung eines Revisionsbegeh-
rens ist die Einsprache ausgeschlossen. Der Steuerpflichtige kann den Entscheid
innert 30 Tagen mit Rekurs bei der Verwaltungsrekurskommission anfechten. Im
tibrigen richtet sich das Verfahren nach Art. 82 ff. des Gesetzes tiber die Verwal-
tungsrechtspflege®.

Art. 198  Berichtigung

! Rechnungsfehler und Schreibversehen in rechtskriftigen Verfiigungen und Ent-
scheiden konnen innert fiinf Jahren nach Eroffnung auf Antrag oder von Amtes
wegen von der Behorde, der sie unterlaufen sind, berichtigt werden.

2 Gegen die Berichtigung oder ihre Ablehnung kénnen Rekurs und Beschwerde er-
hoben werden.

33 sGS951.1.
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Art. 199 Nachsteuer
a) Grundsatz

! Ergibt sich aufgrund von Tatsachen oder Beweismitteln, die der Steuerbehérde
nicht bekannt waren, dass eine Veranlagung zu Unrecht unterblieben oder eine
rechtskriftige Veranlagung unvollstindig ist, oder ist eine unterbliebene oder un-
vollstindige Veranlagung auf ein Verbrechen oder Vergehen gegen die Steuerbe-
horde zuriickzufithren, wird die nicht erhobene Steuer samt Zins als Nachsteuer
eingefordert.

2 Hat der Steuerpflichtige die Bestandteile der steuerbaren Leistungen und Werte
in seiner Steuererkldrung vollstindig und genau angegeben und waren die fir die
Bewertung der einzelnen Bestandteile erforderlichen Grundlagen der Veranla-
gungsbehorde bekannt, kann wegen ungentigender Bewertung keine Nachsteuer
erhoben werden.

Art. 200*  b) Besondere Fiille

! Eine Nachsteuer ohne Zins wird erhoben, wenn:

a)

b) sich nachtriglich herausstellt, dass bei einer internationalen Steuerausschei-
dung Verluste aus einer auslandischen Betriebsstitte nach Art. 16 Abs. 1 die-
ses Gesetzes zu Unrecht mit inlandischen Einkiinften oder Gewinnen verrech-
net wurden;

¢) nachtraglich die Ermissigung der Erbschafts- oder Schenkungssteuer nach
Art. 156 dieses Gesetzes dahinfillt.

Art. 201*%  ¢) Verfahren

! Die Einleitung des Nachsteuerverfahrens wird dem Steuerpflichtigen unter An-
gabe des Grundes schriftlich mitgeteilt. Dabei wird er auf die Moglichkeit der spé-
teren Einleitung eines Strafverfahrens wegen Steuerhinterziehung aufmerksam ge-
macht, wenn ein solches bei der Einleitung des Nachsteuerverfahrens weder einge-
leitet wird noch hingig ist, noch von vornherein ausgeschlossen werden kann.

2 Das Nachsteuerverfahren, das beim Tod des Steuerpflichtigen noch nicht einge-
leitet oder noch nicht abgeschlossen ist, wird gegeniiber den Erben eingeleitet oder
weitergefiihrt.

3 Die Vorschriften iiber das Veranlagungs-, das Rekurs- und das Beschwerdever-
fahren werden sachgemass angewendet.
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Art. 202 d) Kosten und Haftung

! Die Kosten des Nachsteuerverfahrens werden dem Steuerpflichtigen auferlegt,
wenn dieser das Verfahren durch eine schuldhafte Verletzung von Verfahrens-
pflichten notwendig gemacht hat. Endet das Verfahren ergebnislos, entfillt die
Kostenpflicht.

2 Die Erben haften solidarisch fiir die Nachsteuern und Kosten bis zum Betrag ih-
res Erbteils.

Art. 203*  e) Verwirkung

! Das Recht, ein Nachsteuerverfahren einzuleiten, erlischt zehn Jahre, in Féllen ge-
mdss Art. 132 Abs. 2 und Art. 200 lit. ¢ dieses Gesetzes zwanzig Jahre nach Ablauf
der Steuerperiode, fiir die eine Veranlagung zu Unrecht unterblieben oder eine
rechtskriftige Veranlagung unvollstindig ist. Bei nicht periodisch geschuldeten
Steuern beginnt die Frist nach Ablauf der Steuerperiode, in welcher der Steueran-
spruch entstand.

2 Als abgelaufen gilt eine Steuerperiode, fiir die eine rechtskriftige oder noch keine
Veranlagung besteht.

3Das Recht, die Nachsteuer festzusetzen, erlischt 15 Jahre, in Fillen gemaiss
Art. 132 Abs. 2 und Art. 200 lit. ¢ dieses Gesetzes 25 Jahre nach Ablauf der Steuer-
periode, auf die sie sich bezieht.

Art. 203%*  f) Vereinfachte Nachbesteuerung von Erben

! Die Erben haben unabhingig voneinander Anspruch auf eine vereinfachte Nach-

besteuerung der vom Erblasser hinterzogenen Bestandteile von Vermdgen und

Einkommen, wenn:

a) die Hinterziehung keiner Steuerbehdrde bekannt ist;

b) sie die zustindige Behorde bei der Feststellung der hinterzogenen Vermo-
gens- und Einkommenselemente vorbehaltlos unterstiitzen und

c) sie sich ernstlich um die Bezahlung der geschuldeten Nachsteuer bemiihen.

2 Die Nachsteuer wird fiir die letzten drei vor dem Todesjahr abgelaufenen Steuer-
perioden nach den Vorschriften tiber die ordentliche Veranlagung berechnet und
samt Zins nachgefordert.

3 Die vereinfachte Nachbesteuerung ist ausgeschlossen, wenn die Erbschaft amtlich
oder konkursamtlich liquidiert wird.

4 Willensvollstrecker und Erbschaftsverwalter konnen um vereinfachte Nachbe-
steuerung ersuchen.
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VII. Inventar (2.6.7.)

Art. 204 Inventarpflicht

! Nach dem Tod eines Steuerpflichtigen wird innert zwei Wochen ein amtliches
Inventar aufgenommen.

2 Die Aufnahme des Inventars kann unterbleiben, wenn anzunehmen ist, dass kein
oder ein unbedeutendes Vermogen vorhanden ist.

Art. 205%  Gegenstand

!'In das Inventar wird das Vermdégen des Erblassers, seines in rechtlich ungetrenn-
ter Ehe lebenden Ehegatten und der unter seiner elterlichen Sorge stehenden min-
derjahrigen Kinder, fiir die er einen Kinderabzug gemiss Art. 48 Abs. 1 lit. a dieses
Gesetzes beanspruchen kann, nach Bestand und Wert am Todestag aufgenom-
men.

2 Tatsachen, die fiir die Veranlagung von Bedeutung sind, werden festgestellt und
im Inventar vorgemerkt.

Art. 206 Inventarverfahren
a) Mitwirkungspflichten

! Die Erben, die gesetzlichen Vertreter von Erben, die Erbschaftsverwalter und die

Willensvollstrecker sind verpflichtet:

a) uber alle Verhaltnisse, die fiir die Feststellung der Steuerfaktoren des Erblas-
sers von Bedeutung sein konnen, wahrheitsgemiss Auskunft zu erteilen;

b) alle Geschiftsbiicher, Urkunden, Ausweise und Aufzeichnungen, die iiber den
Nachlass Aufschluss verschaffen kénnen, vorzuweisen;

¢) alle Raumlichkeiten und Behailtnisse zu 6ffnen, die dem Erblasser zur Verfii-
gung gestanden haben.

2Erben und gesetzliche Vertreter von Erben, die mit dem Erblasser in einem
gemeinsamen Haushalt gelebt oder Vermogensgegenstinde des Erblassers ver-
wahrt oder verwaltet haben, miissen auch Einsicht in jhre Rdume und Behiltnisse
gewihren.

3 Erhilt ein Erbe, ein gesetzlicher Vertreter von Erben, ein Erbschaftsverwalter
oder ein Willensvollstrecker nach Aufnahme des Inventars Kenntnis von Gegen-
stainden des Nachlasses, die nicht im Inventar verzeichnet sind, muss er diese in-
nert zehn Tagen der Inventarbehdrde bekanntgeben.
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Art. 207 b) Auskunfts- und Bescheinigungspflichten

! Dritte, die Vermogenswerte des Erblassers verwahrten oder verwalteten oder de-
nen gegeniiber der Erblasser geldwerte Rechte oder Anspriiche hatte, sind ver-
pflichtet, den Erben zuhanden der Inventarbehorde auf Verlangen schriftlich alle
damit zusammenhéngenden Auskiinfte zu erteilen.

2 Stehen der Erfiillung dieser Auskunftspflicht wichtige Griinde entgegen, kann der
Dritte die verlangten Angaben direkt der Inventarbehérde bekanntgeben.

3 Im tibrigen gelten die Art. 172 und 173 dieses Gesetzes sachgemass.

Art. 208 c) Sicherung der Inventaraufnahme

! Die Erben, die Bedachten und die Personen, die das Nachlassvermogen verwalten
oder verwahren, diirfen tiber dieses vor Aufnahme des Inventars nur mit Zustim-
mung der Inventarbehorde verfiigen.

2 Zur Sicherung des Inventars kann die Inventarbehérde die sofortige Siegelung
vornehmen. Diese Massnahme kann auch das Gemeindesteueramt ergreifen.
Art. 209 d) Mitwirkung der Gemeindebehirden

! Das Gemeindesteueramt wirkt bei der administrativen Vorbereitung der Inven-
taraufnahme nach den Weisungen des kantonalen Steueramtes mit.

2 Der Gemeinderat bestimmt die Urkundsperson der Gemeinde, die bei jeder In-
ventaraufnahme und bei jeder Siegelung mitwirkt.

3Fur die Mitarbeit der Gemeindebehorden erhilt die politische Gemeinde eine
von der Regierung festgelegte, angemessene Entschadigung.

Siebter Abschnitt: Steuerbezug (2.7.)
I. Steuerbezug und Steuererlass (2.7.1.)

Art. 210%  Vorldufige Steuerrechnung

! Eine vorldufige Steuerrechnung wird dem Steuerpflichtigen zugestellt:

a) bei periodischen Einkommens- und Vermdgenssteuern in jedem Kalender-
jahr fiir die Steuerperiode, die im gleichen Jahr endet;

b) bei Gewinn- und Kapitalsteuern fiir die abgelaufene Steuerperiode;

c) bei nicht periodischen Steuern, wenn die Hohe des mutmasslich geschuldeten
Steuerbetrags eine vorldufige Steuerrechnung rechtfertigt oder der Steuer-
pflichtige eine solche verlangt.
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2 Die vorldufige Steuerrechnung kann fiir die periodischen Einkommens- und Ver-
mogenssteuern in Raten aufgeteilt werden.

*Grundlage der vorldufigen Rechnung sind die Steuererkldrung, die letzte
rechtskraftige Veranlagung oder der mutmasslich geschuldete Steuerbetrag.

* Eine Akontozahlung kann verfiigt werden, wenn die vorldufige Steuerrechnung:
a) bei periodischen Steuern nicht bis am Ende der Steuerperiode bezahlt wird;
b) bei nicht periodischen Steuern nicht innerhalb von 90 Tagen bezahlt wird.

Art. 211*  Schlussrechnung

! Die Schlussrechnung wird dem Steuerpflichtigen nach Vornahme der Veranla-
gung zugestellt. Sie kann mit der Eroffnung der Veranlagung verbunden werden.

2Wird gegen die Veranlagung Einsprache erhoben, gilt die Schlussrechnung als
aufgehoben. Eine neue Schlussrechnung wird dem Steuerpflichtigen nach dem
Entscheid tiber die Veranlagung zugestellt. Sie kann mit der Er6finung des Ent-
scheids iiber die Veranlagung verbunden werden.

*Wird gegen den Entscheid tiber die Veranlagung Rekurs erhoben, gilt die
Schlussrechnung als aufgehoben. Eine neue Schlussrechnung wird dem Steuer-
pflichtigen nach Abschluss des Rechtsmittelverfahrens zugestellt.

Art. 212 Ausgleichszinsen

! Mit der Schlussrechnung werden Ausgleichszinsen berechnet:

a) zugunsten des Steuerpflichtigen auf allen Zahlungen, die er aufgrund einer
vorldufigen Rechnung bis zur Schlussrechnung geleistet hat;

b) zulasten des Steuerpflichtigen auf dem veranlagten Steuerbetrag ab dem Ver-
falltag.

2 Als Verfalltag gilt bei nicht periodischen Steuern der 90. Tag nach Entstehen des
Steueranspruchs. Der Verfalltag fiir periodische Steuern wird durch die Verord-
nung bestimmt.

Art. 213 Sonderregel fiir Erbschaftssteuern

! Die Erbschaftssteuer wird fiir jeden Erben oder Verméichtnisnehmer einzeln be-
rechnet, jedoch gesamthaft fiir alle Steuerpflichtigen in Rechnung gestellt.

2 Erben, Erbschaftsverwalter, Willensvollstrecker, Verméchtnisnehmer und andere
mit der Teilung des Nachlasses betraute Personen miissen die Steuerbetrige von
den Zuwendungen vor deren Ausrichtung abziehen.
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Art. 214%  Zahlungsfrist und Verzugszins

! Fiir Betrdge, die mit der Akontozahlungsverfiigung oder der Schlussrechnung in
Rechnung gestellt werden, wird eine Zahlungsfrist von dreissig Tagen gewahrt.

2 Auf dem Steuerbetrag der Schlussrechnung wird nach Ablauf der Zahlungsfrist,
ungeachtet eines allfilligen Einsprache-, Rekurs- oder Beschwerdeverfahrens, ein
Verzugszins geschuldet.

Art. 215 Verzicht wegen Geringfiigigkeit

! Bei geringfiigigem Steuerbetrag, Ausgleichs- oder Verzugszins wird auf einen Be-
zug verzichtet. Die Regierung setzt die Hohe fest.

Art. 216*  Betreibung

! Die Betreibung wird eingeleitet, wenn der aufgrund der Akontozahlungsverfii-
gung oder der Schlussrechnung geschuldete Betrag trotz Mahnung nicht bezahlt
wird.

2Die rechtskriftigen Verfiigungen und Entscheide iiber Steuern, Bussen und
Kosten sind gemdss Art. 80 Abs. 2 SchKG* vollstreckbaren gerichtlichen Urteilen
gleichgestellt.

Art. 217 Bezugsverjihrung

! Steuerforderungen verjéhren finf Jahre, nachdem die Veranlagung rechtskraftig
geworden ist.

2Stillstand  und  Unterbrechung der Verjihrung richten sich nach
Art. 183 Abs. 2 lit. b und c sowie Abs. 3 dieses Gesetzes.

3 Die Verjahrung tritt in jedem Fall zehn Jahre nach Ablauf des Jahres ein, in dem
die Steuern rechtskriftig festgesetzt worden sind.

Art. 218 Steuerriickerstattung
a) An ungetrennt lebende Ehegatten

! Bei Riickerstattung von Einkommens- und Vermdogenssteuern an Ehegatten, die
in rechtlich und tatsachlich ungetrennter Ehe leben, gilt jeder Ehegatte als berech-
tigt, Zahlungen entgegenzunehmen, wenn diese Steuern betreffen, die fiir beide
Ehegatten geleistet wurden.

2 Steuerriickerstattungen konnen mit vorldufigen Steuerrechnungen oder mit
Schlussrechnungen verrechnet werden.

34 BG iiber Schuldbetreibung und Konkurs vom 11. April 1889, SR 281.1.
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Art. 219 b) An geschiedene oder getrennt lebende Ehegatten

!'Wurden die Ehegatten geschieden oder haben sie sich rechtlich oder tatsachlich
getrennt und sind in der Folge Einkommens- und Vermogenssteuerbetrage zu-
riickzuerstatten, die noch aufgrund von vorlaufigen Rechnungen oder Schluss-
rechnungen fiir beide Ehegatten geleistet wurden, erfolgt die Riickerstattung je zur
Hilfte an jeden der beiden Ehegatten.

2 Steuerriickerstattungen konnen verrechnet werden:

a) entweder mit vorldufigen Steuerrechnungen oder mit Schlussrechnungen fiir
beide Ehegatten;

b) oder je zur Hilfte mit vorldufigen Steuerrechnungen oder mit Schlussrech-
nungen fiir jeden Ehegatten.

Art. 220 ¢) Riickforderung bei rechtskrdftiger Veranlagung

! Ein bezahlter Steuerbetrag, der durch eine rechtskriftige Veranlagung festgesetzt
worden ist, kann mit Zinsen zuriickgefordert werden, wenn die Steuer in einem
Revisions- oder einem Berichtigungsverfahren herabgesetzt worden ist.

2 Der Riickforderungsanspruch erlischt fiinf Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres,
in dem die Zahlung geleistet worden ist. Wird der Anspruch erst im letzten Jahr
dieser Frist oder nach ihrem Ablauf durch Revision oder Berichtigung festgestellt,
kann er noch innert einem Jahr geltend gemacht werden.

3 Uber den Riickforderungsanspruch entscheidet das kantonale Steueramt.

Art. 221 Ausfithrungsbestimmungen

! Die Einzelheiten des Bezugsverfahrens werden durch Verordnung festgelegt.

2 Die Regierung setzt die Hohe der Ausgleichs-, Verzugs- und Riickerstattungszin-
sen fest.

Art. 222*%  Einsprache, Rekurs und Beschwerde

! Beim kantonalen Steueramt kann Einsprache erhoben werden gegen:
a) die Akontozahlungsverfiigung;

b) die Schlussrechnung;

c) die Verfiigung von Verzugszinsen;

d) die Verfigung tiber einen Riickforderungsanspruch.

> Im Ubrigen gelten die Bestimmungen iiber das Rekurs- und das Beschwerdever-
fahren sachgemiss.
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Art. 223 Ablieferung

! Das kantonale Steueramt und die Gemeinden iiberweisen monatlich die bezoge-
nen Steueranteile, die dem anderen Gemeinwesen zustehen, und rechnen jéhrlich
ab. Bei verspateter Uberweisung wird ein Verzugszins berechnet.

Art. 224*%  Stundung und Erlass

! Steuerpflichtigen, die in Not geraten sind oder fiir welche die Bezahlung der
Steuern, der Zinsen, der Bussen oder der Kosten eine grosse Hirte bedeutet, kann
der geschuldete Betrag gestundet oder ganz oder teilweise erlassen werden.

2 Gesuche um Stundung und Erlass sind innert der Zahlungsfrist schriftlich und
begriindet der Bezugsstelle einzureichen. Auf Gesuche, die nach Zustellung des
Zahlungsbefehls eingereicht werden, wird nicht eingetreten.

3 Das kantonale Steueramt entscheidet, bei Einkommens- und Verméogenssteuern
nach Anhoéren des Gemeinderates, iiber Stundung und Erlass. Das Gemeindesteu-
eramt kann, soweit das Gesuch die Einkommens- und Vermdgenssteuern betriftt,
bei dessen Bearbeitung nach Vorgabe des kantonalen Steueramtes mitwirken.

* Stundungsentscheide sind endgiiltig. Erlassentscheide konnen mit Rekurs und
Beschwerde angefochten werden.

IL. Sicherung der Steuer (2.7.2.)

Art. 225 Sicherstellung

"' Hat der Steuerpflichtige keinen Wohnsitz in der Schweiz oder besteht Gefahr,
dass die von einem Steuerpflichtigen geschuldete Steuer nicht bezahlt wird, kann
das kantonale Steueramt oder das Gemeindesteueramt jederzeit, selbst vor der
rechtskraftigen Veranlagung, die Sicherstellung des mutmasslich geschuldeten
Steuerbetrags verfiigen. Die Verfiigung gibt den sicherzustellenden Betrag an und
ist sofort vollstreckbar. Sie ist geméss Art. 80 Abs. 2 ScChKG* einem gerichtlichen
Urteil gleichgestellt.

2 Die Sicherstellung muss in Geld, durch Hinterlegung sicherer Wertschriften oder
durch Bankgarantie geleistet werden.

3 Die Sicherstellungsverfiigung kann innert fiinf Tagen mit Rekurs bei der Verwal-
tungsrekurskommission angefochten werden. Der Rekurs hemmt die Vollstre-
ckung nicht.

35 BG iiber Schuldbetreibung und Konkurs vom 11. April 1889, SR 281.1.
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Art. 226 Arrest

! Die Sicherstellungsverfiigung gilt als Arrestbefehl nach Art. 274 SchKG?¢. Der Ar-
rest wird durch das zustidndige Betreibungsamt vollzogen.

2 Die Einsprache gegen den Arrestbefehl nach Art. 278 SchKG¥ ist nicht zulassig.

Art. 227 Gesetzliches Pfandrecht

' Dem Staat steht fiir Grundstiickgewinnsteuern einschliesslich Ausgleichszinsen
ein gesetzliches Pfandrecht am Grundstiick zu.

DRITTER TEIL: GEMEINDESTEUERN (3.)
Erster Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen (3.1.)

Art. 228 Veranlagungs- und Bezugsstellen

! Der Gemeinderat der politischen Gemeinde bezeichnet die Bezugs- und, soweit
notwendig, die Veranlagungsstellen fiir die von der Gemeinde zu erhebenden
Steuern.

Art. 229 Steuerpflicht, Verfahren und Steuerbezug

! Die Vorschriften des zweiten Teils dieses Gesetzes iiber die Steuerpflicht, das
Verfahren und den Steuerbezug werden sachgemiss angewendet, soweit die nach-
stehenden Vorschriften nichts anderes bestimmen.

Art. 230 Einsprache

! Der Steuerpflichtige kann gegen eine Veranlagungsverfiigung, welche die Grund-
steuer oder die Handidnderungssteuer betriftt, innert 30 Tagen seit der Er6ffnung
beim Gemeinderat Einsprache erheben.

Art. 231 Gesetzliches Pfandrecht

! Der politischen Gemeinde steht fiir Grund- und Handénderungssteuerforderun-
gen ein gesetzliches Pfandrecht am Grundstiick zu.

36 BG iiber Schuldbetreibung und Konkurs vom 11. April 1889, SR 281.1.
37 BG iiber Schuldbetreibung und Konkurs vom 11. April 1889, SR 281.1.
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Zweiter Abschnitt: Einkommens- und Vermdgenssteuern (3.2)

Art. 232 Steuererhebung

! Die Steuererhebung erfolgt aufgrund der Veranlagung der Staatssteuer.

Art. 233%  Abgrenzung zwischen Gemeinden
a) Wechsel der Steuerpflicht innerhalb des Kantons

! Fiir die Folgen des Beginns, der Anderung und des Endes der Steuerpflicht auf-
grund personlicher und wirtschaftlicher Zugehorigkeit werden im interkommuna-
len Verhiltnis die Grundsitze der Bundesgesetzgebung tiber die Steuerharmoni-
sierung® und des Bundesrechts iiber das Verbot der interkantonalen Doppelbe-
steuerung sachgemass angewendet.

Art. 234 b) Gleichzeitige Steuerpflicht in mehreren Gemeinden

' Eine Steuerausscheidung zwischen gleichartigen Gemeinden erfolgt, wenn ein
Steuerpflichtiger ausserhalb der Wohnsitzgemeinde Geschiftsbetriebe oder
Betriebsstitten unterhélt oder an Grundstiicken Eigentum, dingliche Rechte oder
diesen wirtschaftlich gleichkommende personliche Nutzungsrechte hat.

2 Die Steuerausscheidung wird durch Verordnung geregelt.

Art. 235 c) Verfahren

! Das Gemeindesteueramt der Wohnsitzgemeinde nimmt die Steuerausscheidung
vor und erdffnet sie dem Steuerpflichtigen und den beteiligten Gemeinden.

2 Der Steuerpflichtige und die beteiligten Gemeinden konnen gegen die Ausschei-
dung innert 30 Tagen beim Gemeindesteueramt der Wohnsitzgemeinde Einspra-
che erheben.

Art. 236 Steuerbezug

! Die Bezugsstelle der politischen Gemeinde besorgt gegen angemessene Entscha-
digung den Steuerbezug fiir die Kirchgemeinden und die Konfessionsteile sowie
fur die steuererhebenden Ortsgemeinden und offentlich-rechtlichen Korporatio-
nen, wenn diese es verlangen.

38 BG iiber die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden vom
14. Dezember 1990, SR 642.14.
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Dritter Abschnitt: Grundsteuer (3.3.)

Art. 237 Gegenstand und Steueranspruch

! Die Grundsteuer wird jéhrlich auf den in der Gemeinde gelegenen Grundstiicken
erhoben.

2 Der Steueranspruch entsteht mit Beginn des Kalenderjahres und wird mit der
Rechnungstellung fillig.

Art. 238 Steuersubjekt

! Steuerpflichtig sind die natiirlichen und die juristischen Personen, die zu Beginn
des Kalenderjahres Eigentiimer oder Nutzniesser des Grundstiickes sind.

Art. 239%  Steuerbemessung

' Die Steuer wird nach dem fir die Vermogenssteuer massgebenden Wert des
Grundstiickes am Ende des vorausgegangenen Kalenderjahres bemessen. Die
Schulden werden nicht beriicksichtigt.

Art. 240%  Berechnung

! Die Steuer betragt:

a) 0,2 bis 0,8 Promille fiir Grundstiicke von natiirlichen und juristischen Perso-
nen;

b) 0,2 Promille fiir Grundstiicke von juristischen Personen, die von der Steuer-
pflicht befreit sind und deren Grundstiicke unmittelbar 6ffentlichen oder
gemeinniitzigen Zwecken dienen.

?Die zustindigen Gemeindeorgane bestimmen jihrlich den Steuersatz gemiss
Abs. 1 Bst. a dieser Bestimmung.

Vierter Abschnitt: Handinderungssteuer (3.4.)

Art. 241 Gegenstand und Steueranspruch

! Die Handénderungssteuer wird erhoben bei Handidnderungen in der Gemeinde
gelegener Grundstiicke oder Grundstiickanteile.

> Als Handédnderung gelten jeder Eigentumswechsel und jede Ubertragung der
wirtschaftlichen Verfiigungsgewalt iiber ein Grundstiick.
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3 Als Handédnderung gelten auch entgeltliche Belastungen von Grundstiicken mit
privatrechtlichen Dienstbarkeiten oder 6ffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschréin-
kungen, wenn diese die Bewirtschaftung oder den Verdusserungswert der Grund-
stiicke dauernd und wesentlich beeintrachtigen.

*Der Steueranspruch entsteht mit der Handdnderung und wird mit der Rech-
nungstellung fillig.

Art. 242 Steuersubjekt

! Steuerpflichtig ist der Erwerber des Grundstiickes. Bei Erwerb von Gesamteigen-
tum oder Miteigentum ist jeder Beteiligte entsprechend seinem Anteil steuer-
pflichtig.

2 Der Verausserer haftet solidarisch.

Art. 243 Steuerbemessung

! Die Steuer wird nach dem Kaufpreis mit allen weiteren Leistungen des Erwerbers
bemessen.

2 Ist kein Kaufpreis vereinbart oder liegt der Kaufpreis unter dem Verkehrswert, ist
dieser massgebend.

3 Bei Erwerb von land- oder forstwirtschaftlichen Grundstiicken, die fiir die Ver-
mogenssteuer zum Ertragswert bewertet werden, ist dieser massgebend, wenn der
Kaufpreis darunter liegt.

Art. 244 Steuerfreie Handdnderungen

! Von der Steuerpflicht sind befreit:

a) Handidnderungen von Grundstiicken, die unmittelbar Offentlichen oder
gemeinniitzigen Zwecken dienen;

b) Handédnderungen zufolge erbrechtlichen Erwerbs von Grundstiicken durch
eine Erbengemeinschaft, wenn dieser Erwerb innert zwei Jahren nach dem
Tod des Erblassers im Grundbuch eingetragen wird;

¢) Handanderungen zufolge Landumlegung, Giiterzusammenlegung, Quartier-
planung, Grenzbereinigung, Abrundung landwirtschaftlicher Heimwesen,
Enteignung oder freiwilliger Abtretung von Grundstiicken, an denen ein Ent-
eignungsrecht besteht;

d) Handanderungen im Zwangsverwertungs- und im gerichtlichen Nachlassver-
fahren, wenn der Erwerb des Grundstiickes durch den Pfandgldubiger, Pfand-
eigentiimer, Pfandbiirgen, den nicht entlassenen Pfandschuldner oder den
Solidarschuldner zu einem Verlust fiithrt;

e) Handanderungen unter Ehegatten;
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f) Handidnderungen bei Umstrukturierungen gemass Art. 32 und 88 dieses Ge-
setzes.

Art. 245  Berechnung

! Der Steuersatz betragt 1 Prozent.

2 Der Steuersatz wird um die Halfte erméssigt bei Handdnderungen zwischen EIl-
tern und ihren Kindern, Adoptiv-, Stief- oder Pflegekindern sowie zwischen Ge-
schwistern bei der Teilung des elterlichen Nachlasses. Sind Geschwister vorver-
storben, gilt die Erméssigung auch fiir ihre Nachkommen.

Fiinfter Abschnitt: Vergniigungssteuer (3.5.)

Art. 246*

VIERTER TEIL: STEUERSTRAFRECHT (4.

Erster Abschnitt: Verletzung von Verfahrenspflichten und Steuerhinterziehung
(4.1.)

I. Straftatbestinde und strafbare Personen (4.1.1.)

Art. 247 Verletzung von Verfahrenspflichten

!'Wer einer Pflicht, die ihm nach den Bestimmungen dieses Gesetzes oder nach ei-
ner aufgrund dieses Gesetzes getroffenen Anordnung obliegt, trotz Mahnung vor-
sitzlich oder fahrldssig nicht nachkommt, wird mit Busse bis zu Fr. 1000.-, in
schweren Fillen oder im Wiederholungsfall bis zu Fr. 10 000.- bestraft.

Art. 248*%  Steuerhinterziehung
a) Vollendete Steuerhinterziehung
1. Grundsatz

!'Wer als Steuerpflichtiger vorsitzlich oder fahrldssig bewirkt, dass eine Veranla-
gung zu Unrecht unterbleibt oder dass eine rechtskriftige Veranlagung unvoll-
standig ist,

2 wer als zum Steuerabzug an der Quelle Verpflichteter vorsitzlich oder fahrlissig
einen Steuerabzug nicht oder nicht vollstindig vornimmt,

3wer als Steuerpflichtiger oder als zum Steuerabzug an der Quelle Verpflichteter
vorsitzlich oder fahrlissig eine unrechtmassige Riickerstattung oder einen unge-
rechtfertigten Erlass erwirkt,
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4 wird mit Busse bestraft.

5 Die Busse betrigt in der Regel das Einfache der hinterzogenen Steuer. Sie kann
bei leichtem Verschulden bis auf einen Drittel ermissigt, bei schwerem Verschul-
den bis auf das Dreifache erh6ht werden.

Art. 248%* 2. Straflose Selbstanzeige

! Zeigt der Steuerpflichtige erstmals eine Steuerhinterziehung selbst an, wird von

einer Strafverfolgung abgesehen, wenn:

a) die Hinterziehung keiner Steuerbehorde bekannt ist;

b) er die zustindige Behorde bei der Festsetzung der Nachsteuer vorbehaltlos
unterstiitzt und

c) er sich ernstlich um die Bezahlung der geschuldeten Nachsteuer bemiiht.

2 Bei jeder weiteren Selbstanzeige wird die Busse unter den Voraussetzungen nach
Abs. 1 dieser Bestimmung auf einen Fiinftel der hinterzogenen Steuer erméssigt.
Art. 249 b) Versuchte Steuerhinterziehung

! Der Versuch einer Steuerhinterziehung ist strafbar.

2 Die Busse betragt zwei Drittel der Busse, die bei vollendeter Steuerhinterziehung
festzusetzen wire.

Art. 250%  ¢) Mitwirkung Dritter

! Wer vorsitzlich zu einer Steuerhinterziehung anstiftet oder Hilfe leistet, wer vor-
sitzlich als Vertreter des Steuerpflichtigen eine Steuerhinterziehung bewirkt oder
an einer solchen mitwirkt, wird ohne Riicksicht auf die Strafbarkeit des Steuer-
pflichtigen mit Busse bestraft.

2 Die Busse betrégt bis zu Fr. 10 000.-, in schweren Fillen oder im Wiederholungs-
fall bis zu Fr. 50 000.-.

3 Der mitwirkende Dritte haftet iiberdies fiir die Nachsteuer solidarisch bis zum
Betrag der hinterzogenen Steuer.

* Zeigt sich eine nach Abs. 1 dieser Bestimmung strafbare Person erstmals selbst an
und sind die Voraussetzungen nach Art. 248" Abs. 1 Bst. a und b dieses Erlasses
erfiillt, wird von einer Strafverfolgung abgesehen. Die Solidarhaftung entfillt.
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Art. 251%  d) Verheimlichung oder Beiseiteschaffung von Nachlasswerten im In-
ventarverfahren
1. Grundsatz

!'Wer Nachlasswerte, zu deren Bekanntgabe er im Inventarverfahren verpflichtet
ist, verheimlicht oder beiseite schafft in der Absicht, sie der Inventaraufnahme zu
entziehen,

2wer zu einer solchen Handlung anstiftet oder dazu Hilfe leistet, wird mit Busse
bestraft.

* Die Busse betrigt bis zu Fr. 10 000.-, in schweren Féllen oder im Wiederholungs-
fall bis zu Fr. 50 000.-.

*Der Versuch einer Verheimlichung oder Beiseiteschaffung von Nachlasswerten
ist strafbar.

Art. 251%* 2. Straflose Selbstanzeige

1 Zeigt sich eine nach Art. 251 Abs. 1 dieses Erlasses strafbare Person erstmals

selbst an, wird von einer Strafverfolgung wegen Verheimlichung oder Beiseite-

schaffung von Nachlasswerten im Inventarverfahren und wegen allfalliger anderer

in diesem Zusammenhang begangener Straftaten abgesehen, wenn:

a) die Widerhandlung keiner Steuerbehérde bekannt ist und

b) die Person die zustindige Behorde bei der Berichtigung des Inventars vorbe-
haltlos unterstiitzt.

Art. 252*

Art. 253 f) Steuerhinterziehung von Ehegatten

! Der in rechtlich oder tatsichlich ungetrennter Ehe lebende Steuerpflichtige wird
nur firr die Hinterziehung seiner eigenen Steuerfaktoren gebiisst. Art. 250 dieses
Gesetzes bleibt vorbehalten.

2 Das Unterzeichnen der Steuererklarung vermag fiir sich allein beziiglich der Fak-
toren des andern Ehegatten keine Mitwirkung im Sinne von Art. 250 Abs. 1 dieses
Gesetzes zu begriinden.

Art. 254*  Juristische Personen
a) Strafbarkeit

!'Werden mit Wirkung fiir eine juristische Person Verfahrenspflichten verletzt,
Steuern hinterzogen oder Steuern zu hinterziehen versucht, wird die juristische
Person gebiisst.
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?Werden im Geschiftsbereich einer juristischen Person Teilnahmehandlungen
(Anstiftung, Gehilfenschaft, Mitwirkung) an Steuerhinterziehungen Dritter began-
gen, ist Art. 250 dieses Erlasses auf die juristische Person anwendbar.

* Die Bestrafung der handelnden Organe oder Vertreter nach Art. 250 dieses Ge-
setzes bleibt vorbehalten.

*Bei Korperschaften und Anstalten des auslindischen Rechts und bei ausldndi-
schen Personengesamtheiten ohne juristische Personlichkeit gelten Abs. 1 bis 3
dieser Bestimmung sachgemiss.

Art. 254%* b) Straflose Selbstanzeige

! Zeigt eine steuerpflichtige juristische Person erstmals eine in ihrem Geschiftsbe-

reich begangene Steuerhinterziehung selbst an, wird von einer Strafverfolgung ab-

gesehen, wenn:

a) die Hinterziehung keiner Steuerbehorde bekannt ist;

b) die juristische Person die zustindige Behorde bei der Festsetzung der Nach-
steuer vorbehaltlos unterstiitzt und

c) die juristische Person sich ernstlich um die Bezahlung der geschuldeten Nach-
steuer bemiiht.

2 Die straflose Selbstanzeige kann auch eingereicht werden:

1. nach einer Anderung der Firma oder einer Verlegung des Sitzes innerhalb der
Schweiz;

2. nach einer Umwandlung nach Art. 53 bis 68 des eidgendssischen Fusionsge-
setzes vom 3. Oktober 2003* durch die neue juristische Person fiir die vor der
Umwandlung begangenen Steuerhinterziehungen;

3. nach einer Absorption nach Art. 3 Abs. 1 Bst. a oder einer Abspaltung nach
Art. 29 Bst.b des eidgenossischen Fusionsgesetzes vom 3. Oktober 2003
durch die weiterbestehende juristische Person fiir die vor der Absorption oder
Abspaltung begangenen Steuerhinterziehungen.

3 Die straflose Selbstanzeige ist von den Organen oder Vertretern der juristischen
Person einzureichen. Von einer Strafverfolgung gegen die Organe oder Vertreter
wird abgesehen. Deren Solidarhaftung entfillt.

* Zeigt ein ausgeschiedenes Organmitglied oder ein ausgeschiedener Vertreter der
juristischen Person diese wegen Steuerhinterziehung erstmals an und ist die Steu-
erhinterziehung keiner Steuerbehorde bekannt, wird von einer Strafverfolgung der
juristischen Person, der aktuellen und ausgeschiedenen Mitglieder der Organe so-
wie der aktuellen und ausgeschiedenen Vertreter abgesehen. Deren Solidarhaftung
entfallt.

39 SR221.301.
40 SR 221.301.
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5 Bei jeder weiteren Selbstanzeige wird die Busse unter den Voraussetzungen nach
Abs. 1 dieser Bestimmung auf einen Fiinftel der hinterzogenen Steuer erméssigt.

¢ Nach Beendigung der Steuerpflicht einer juristischen Person in der Schweiz kann
keine Selbstanzeige mehr eingereicht werden.

I1. Strafverfahren (4.1.2)

Art. 255 Verfahren vor den Steuerbehdrden
a) Zustindigkeit

'Das kantonale Steueramt ahndet Verletzungen von Verfahrenspflichten und
Steuerhinterziehungen, welche die Staatssteuern, bei Einkommens- und Vermo-
genssteuern einschliesslich die Gemeindesteuern, betreffen.

2 Die vom Gemeinderat der politischen Gemeinde bezeichnete Stelle ahndet Ver-
letzungen von Verfahrenspflichten und Steuerhinterziehungen, welche die
Gemeindesteuern betreffen.

Art. 256*%  b) Bussenverfiigung

! Erscheint aufgrund der Akten und vorldufiger Abklirungen der Tatbestand der
Verletzung von Verfahrenspflichten als erfiillt, wird eine Bussenverfiigung erlas-
sen.

2 Die Bussenverfiigung bezeichnet den Fehlbaren, die ihm zur Last gelegte Hand-
lung, die angewendeten Gesetzesbestimmungen, die Beweismittel, die Busse und
weist auf die Moglichkeit der Einsprache sowie die Folgen der Unterlassung hin.
Es werden keine Kosten berechnet.

3 Die Bussenverfiigung wird rechtskriftig, wenn der Fehlbare nicht innert dreissig
Tagen bei der verfiigenden Behorde schriftlich Einsprache erhebt oder die Ein-
sprache vor Erlass eines Strafbefehls zuriickzieht.

Art. 257%  ¢) Untersuchung und Strafbefehl
1. Eréffnung der Untersuchung

! Die Einleitung des Untersuchungsverfahrens wegen Steuerhinterziehung wird
dem Angeschuldigten unter Angabe des Anfangsverdachts schriftlich eréffnet.

2 Dem Angeschuldigten wird Gelegenheit gegeben, sich zu der gegen ihn erhobe-
nen Anschuldigung zu dussern. Er wird auf sein Recht hingewiesen, die Aussage
und seine Mitwirkung zu verweigern.*!

41  Der unverinderte Abs. 2 wurde im Rahmen der Anderung durch das EG-StPO irrtiimlicher-
weise nicht mitgefiihrt. Der Fehler wird bei der nichsten Anderung des StG im ordentlichen
Verfahren berichtigt.
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3 Das Untersuchungsverfahren wegen Verletzung von Verfahrenspflichten wird
er6ffnet, wenn der Angeschuldigte gegen die Bussenverfiigung Einsprache erhebt.

Art. 258 2. Verteidigung und Ubersetzung
! Der Angeschuldigte kann jederzeit einen Verteidiger beiziehen.

2 In Fillen, in denen die Sach- oder Rechtslage erhebliche Schwierigkeiten bietet,
wird dem Angeschuldigten auf sein Begehren hin ein amtlicher Verteidiger be-
stellt, wenn er nicht iiber die Mittel zur Bezahlung eines Verteidigers verfiigt. Uber
das Begehren entscheidet der Prasident der Verwaltungsrekurskommission.

®Kann der Angeschuldigte dem Strafverfahren wegen Steuerhinterziehung nicht
folgen, weil er die deutsche Sprache nicht versteht, wird, soweit nétig, ein Dolmet-
scher beigezogen.

Art. 259*% 3. Untersuchung

' Das kantonale Steueramt oder die zustindige Gemeindestelle untersucht den
Sachverhalt. Die untersuchende Person kann insbesondere den Angeschuldigten
befragen und Zeugen einvernehmen.

2 Beweismittel aus einem Nachsteuerverfahren diirfen in einem Strafverfahren we-
gen Steuerhinterziehung nur verwendet werden, wenn sie weder unter Androhung
einer Veranlagung nach pflichtgemassem Ermessen mit Umkehr der Beweislast im
Sinn von Art. 180 Abs. 2 dieses Erlasses noch unter Androhung einer Busse wegen
Verletzung von Verfahrenspflichten beschafft wurden.

* Der Angeschuldigte kann in die Akten Einsicht nehmen, sobald dies ohne Ge-
fihrdung des Untersuchungszwecks moglich ist. Im Ubrigen gelten die im Veran-
lagungsverfahren anwendbaren Bestimmungen iiber die Verfahrensrechte des
Steuerpflichtigen und die Mitwirkungspflichten von Drittpersonen und Amtsstel-
len sachgemiss.

¢ Uber die wesentlichen Verhandlungen und die Verfiigungen werden fortlaufend
Protokolle gefiihrt, welche iiber Inhalt, Ort und Zeit der Handlungen und die Na-
men der anwesenden Personen Auskunft geben.

Art. 260* 4. Zeugeneinvernahme

! Die Zeugeneinvernahme richtet sich nach den Bestimmungen der Schweizeri-
schen Strafprozessordnung vom 5. Oktober 2007,

2 Das Bankgeheimnis bleibt zusatzlich vorbehalten.

42 Schweizerische Strafprozessordnung vom 5. Oktober 2007 (SR 312.0; abgekiirzt StPO).
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Art. 261* 5. Abschluss der Untersuchung

"' Nach Abschluss der Untersuchung wird das Strafverfahren aufgehoben oder ein
Strafbefehl erlassen.

2Vor Erlass eines Strafbefehls wird dem Angeschuldigten Gelegenheit zur Stel-
lungnahme eingerdumt.

Art. 262* 6. Strafbefehl

! Der Strafbefehl bezeichnet den Angeschuldigten, die dem Angeschuldigten zur
Last gelegte Handlung, die angewendeten Gesetzesbestimmungen, die Beweismit-
tel, die Strafe und weist auf die Moglichkeit der Einsprache sowie die Folgen der
Unterlassung hin. Zudem werden Kosten berechnet.

2 Der Strafbefehl wird kurz begriindet.

Art. 263 Verjihrung der Strafverfolgung

! Die Strafverfolgung verjahrt:

a) bei Verletzung von Verfahrenspflichten zwei Jahre und bei versuchter Steuer-
hinterziehung vier Jahre nach dem rechtskriftigen Abschluss des Verfahrens,
in dem die Verfahrenspflichten verletzt oder die versuchte Steuerhinterzie-
hung begangen wurden;

b) bei vollendeter Steuerhinterziehung zehn Jahre nach dem Ablauf der Steuer-
periode, fiir die der Steuerpflichtige nicht oder unvollstindig veranlagt wurde
oder der Steuerabzug an der Quelle nicht gesetzmissig erfolgte, oder zehn
Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem eine unrechtmassige Riicker-
stattung oder ein ungerechtfertigter Erlass erwirkt wurde oder Vermogens-
werte im Inventarverfahren verheimlicht oder beiseite geschafft wurden.

2 Die Verjahrung wird durch jede Strafverfolgungshandlung gegeniiber dem Steu-
erpflichtigen oder gegeniiber einer der in Art. 250 dieses Gesetzes genannten Per-
sonen unterbrochen. Die Unterbrechung wirkt sowohl gegeniiber dem Steuer-
pflichtigen als auch gegeniiber diesen andern Personen. Mit jeder Unterbrechung
beginnt die Verjahrungsfrist neu zu laufen; sie kann aber insgesamt nicht um
mehr als die Hélfte ihrer urspriinglichen Dauer verldngert werden.

Art. 264*%  Gerichtliche Beurteilung durch die Verwaltungsrekurskommission
a) Einsprache

! Der Angeschuldigte kann gegen den Strafbefehl innert dreissig Tagen seit der Er-
offnung schriftlich Einsprache beim kantonalen Steueramt oder, wenn dieser
Straftatbestand in Gemeindesteuersachen betriftt, beim Gemeinderat erheben.
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2 Ist Einsprache erhoben worden, erfolgt die Uberweisung zur gerichtlichen Beur-
teilung.

3 Der Strafbefehl wird rechtskraftig, wenn keine Einsprache erhoben oder die Ein-
sprache vor Beginn der Gerichtsverhandlung zuriickgezogen wird.
Art. 265*  b) Uberweisung der Akten und Anklage

! Die Einsprache wird mit den Akten unverziiglich an die Verwaltungsrekurskom-
mission iiberwiesen.

2 Der Strafbefehl gilt als Anklage.

Art. 266 c) Vorbereitung der Hauptverhandlung

! Die Verwaltungsrekurskommission trifft von sich aus oder auf Antrag einer Par-
tei die notigen Vorkehren zur Erganzung der Untersuchung.

Art. 267 d) Hauptverhandlung

! Die Verhandlung ist miindlich und 6ffentlich. Zur Wahrung wesentlicher 6ffent-
licher oder privater Interessen kann die Verwaltungsrekurskommission von sich
aus oder auf Antrag einer Partei die Offentlichkeit von den Verhandlungen ganz
oder teilweise ausschliessen.

2 Soweit erforderlich fithrt die Verwaltungsrekurskommission ein Beweisverfahren
durch.

® Die Verwaltungsrekurskommission wiirdigt die Beweise frei. Sie ist an die Veran-
lagung einer Nachsteuer nicht gebunden.

* Die Urteilsverkiindung ist 6ffentlich.

Art. 268*%  e) Erscheinungspflicht des Angeschuldigten

! Der Angeschuldigte hat personlich vor der Verwaltungsrekurskommission zu er-
scheinen. Der Président kann das personliche Erscheinen aus wichtigen Griinden
erlassen.

2 Wird dem Angeschuldigten das personliche Erscheinen nicht erlassen und er-
scheint er innert einer halben Stunde nach der festgesetzten Zeit unentschuldigt
nicht zur Verhandlung, wird Riickzug seines Begehrens um gerichtliche Beurtei-
lung angenommen.

3War der Angeschuldigte unverschuldet verhindert, an der Hauptverhandlung
teilzunehmen, kann er innert zehn Tagen seit der Urteilszustellung eine Neubeur-
teilung verlangen.
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Art. 269 f) Verweisung auf das Rekursverfahren

! Soweit die vorstehenden Vorschriften nichts anderes bestimmen, gelten die Vor-
schriften tiber das Rekursverfahren bei der Veranlagung fiir die Staatssteuer sach-
gemass.

Art. 270 Beschwerde

! Gegen den Entscheid der Verwaltungsrekurskommission konnen der Verurteilte,
das kantonale Steueramt und, wenn dieser Straftatbestinde in Gemeindesteuersa-
chen betrifft, der Gemeinderat innert 14 Tagen Beschwerde beim Verwaltungsge-
richt erheben.

2 Die Vorschriften tiber das Verfahren vor Verwaltungsrekurskommission gelten
sachgemass.

Art. 271 Bezug

! Die Bussen, welche Straftatbestinde in Gemeindesteuersachen betreffen, werden
durch die zustdndige Bezugsstelle der politischen Gemeinde bezogen und kom-
men dieser zu.

2 Alle tibrigen Bussen werden durch das kantonale Steueramt bezogen und kom-
men dem Staat zu.

? Die Bestimmungen tiber den Steuerbezug gelten sachgemaiss.
Zweiter Abschnitt: Steuervergehen (4.2.)

Art. 272%  Steuerbetrug

"Wer zum Zweck der Steuerhinterziehung nach Art. 248 bis 250 dieses Erlasses
gefilschte, verfilschte oder inhaltlich unwahre Urkunden wie Geschiftsbiicher, Bi-
lanzen, Erfolgsrechnungen oder Lohnausweise und andere Bescheinigungen Drit-
ter zur Tauschung gebraucht, wird mit Gefingnis oder mit Busse bis zu
Fr. 30 000.- bestraft.

2 Die Bestrafung wegen Steuerhinterziehung bleibt vorbehalten.

3 Liegt eine Selbstanzeige nach Art. 248" Abs. 1 oder Art. 254" Abs. 1 dieses Erlas-
ses vor, wird von einer Strafverfolgung wegen allen anderen Straftaten abgesehen,
die zum Zweck dieser Steuerhinterziehung begangen wurden. Diese Bestimmung
wird auch in den Fillen nach Art. 250 Abs. 4 und Art. 254% Abs. 3 und 4 dieses
Erlasses angewendet.
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Art. 273%  Veruntreuung von Quellensteuern

!'Wer zum Steuerabzug an der Quelle verpflichtet ist und abgezogene Steuern zu
seinem oder eines andern Nutzen verwendet, wird mit Gefingnis oder mit Busse
bis zu Fr. 30 000.- bestraft.

2 Werden Quellensteuern im Geschiftsbereich einer juristischen Person, eines Per-
sonenunternehmens oder einer Koérperschaft oder Anstalt des 6ffentlichen Rechts
veruntreut, ist Abs. 1 dieser Bestimmung auf die Personen anwendbar, die fiir sie
gehandelt haben oder hitten handeln sollen.

® Liegt eine Selbstanzeige nach Art. 248 Abs. 1 oder Art. 254% Abs. 1 dieses Erlas-
ses vor, wird von einer Strafverfolgung wegen Veruntreuung von Quellensteuern
und anderen Straftaten, die zum Zweck der Veruntreuung von Quellensteuern be-
gangen wurden, abgesehen. Diese Bestimmung wird auch in den Féllen nach
Art. 250 Abs. 4 und Art. 254% Abs. 3 und 4 dieses Erlasses angewendet.

Art. 274%  Verfahren

! Das Verfahren richtet sich nach den Bestimmungen der Schweizerischen Straf-
prozessordnung vom 5. Oktober 2007,

Art. 275 Verjihrung der Strafverfolgung

! Die Strafverfolgung der Steuervergehen verjahrt nach Ablauf von zehn Jahren,
seitdem der Téter die letzte strafbare Tétigkeit ausgefiihrt hat.

2 Die Verjahrung wird durch jede Strafverfolgungshandlung gegeniiber dem Titer,
dem Anstifter oder dem Gehilfen unterbrochen. Die Unterbrechung wirkt gegen-
tiber allen Beteiligten. Mit jeder Unterbrechung beginnt die Verjahrungsfrist neu
zu laufen; sie kann aber insgesamt nicht um mebhr als fiinf Jahre hinausgeschoben
werden.

FUNFTER TEIL: SCHLUSSBESTIMMUNGEN (5.)
Art. 276 “
Art. 277 *
Art. 278 *

43 Schweizerische Strafprozessordnung vom 5. Oktober 2007 (SR 312.0; abgekiirzt StPO).
44  Anderungen bisherigen Rechts werden nicht aufgefiihrt.
45  Anderungen bisherigen Rechts werden nicht aufgefiihrt.
46  Anderungen bisherigen Rechts werden nicht aufgefiihrt.
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Art. 279 Aufhebung bisherigen Rechts

! Das Steuergesetz vom 23. Juni 1970 wird aufgehoben.

Art. 280 Ubergangsbestimmungen
a) Leistungen aus beruflicher Vorsorge und aus obligatorischer Unfall-
versicherung

!Von den Leistungen aus beruflicher Vorsorge®, die vor dem 1. Januar 1987 erst-
mals fillig wurden, von den Leistungen, die auf einem vor dem 1. Januar 1985 be-
griindeten Vorsorgeverhaltnis beruhen und vor dem 1. Januar 2002 erstmals fallig
werden, sowie von den gesetzlichen Renten und Abfindungen fiir Nichtberufsun-
falle®, die sich vor dem 1. Januar 1987 ereignet haben, sind steuerfrei:

a) 40 Prozent der Einkiinfte, wenn die Leistungen, auf denen der Anspruch des
Steuerpflichtigen beruht, ausschliesslich vom Steuerpflichtigen erbracht und
nach Art. 26 Abs. 11it. g des gemiss Art. 279 dieses Gesetzes aufgehobenen
Steuergesetzes abgezogen worden sind;

b) 20 Prozent der Einkiinfte, wenn die Leistungen, auf denen der Anspruch des
Steuerpflichtigen beruht, teilweise, wenigstens aber zu 20 Prozent vom Steuer-
pflichtigen erbracht worden sind.

2 Als Leistungen des Steuerpflichtigen gelten auch Leistungen Angehdriger sowie,
wenn der Steuerpflichtige den Anspruch durch Erbgang, Verméchtnis oder Schen-
kung erworben hat, die Leistungen Dritter.

Art. 281 b) Kapitalversicherungen mit Einmalprdmie

! Ertrage aus riickkaufsfihigen Kapitalversicherungen mit Einmalpramie, die bis
Ende 1993 abgeschlossen worden sind, bleiben steuerfrei, wenn bei Auszahlung
das Vertragsverhiltnis wenigstens zehn Jahre gedauert oder der Versicherte das
60. Altersjahr vollendet hat.

Art. 282*

Art. 283*%  d) Erginzende Vermogenssteuer
1. Beginn fiir die Berechnung

U Fiir die Berechnung der erginzenden Vermogenssteuer nach Art. 61 dieses Ge-
setzes gilt als frithester Zeitpunkt der 1. Januar 1987.

47 nGS 29-70.

48 Vgl. Art. 83 des BG tuiber die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge vom
25. Juni 1982, SR 831.40.

49  Vgl. BG iiber die Unfallversicherung vom 20. Miarz 1981, SR 832.20.
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Art. 283%* 2. Grundlage fiir die Berechnung

'Fallt der Anfang der massgebenden Dauer fiir die Berechnung der erginzenden
Vermogenssteuer gemdss Art. 61 Abs. 1 dieses Gesetzes in die Zeit vor Vollzugsbe-
ginn des Gesetzes iiber die Durchfithrung der Grundstiickschatzung, ist die da-
mals geltende amtliche Grundstiickschétzung fiir den Ertrags- und den Verkehrs-
wert des Grundstiicks massgebend.

Art. 284 e) Kapitalgewinne bei gemischten Beteiligungsgesellschaften

! Kapitalgewinne auf Beteiligungen sowie der Erlos aus dem Verkauf von zugeho-
rigen Bezugsrechten werden bei der Berechnung des Nettoertrages gemass Art. 90
dieses Gesetzes nicht beriicksichtigt, wenn die betreffenden Beteiligungen schon
vor dem 1. Januar 1997 im Besitz der Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft wa-
ren und die erwdhnten Gewinne vor dem 1. Januar 2007 erzielt werden.

2 Fur Beteiligungen, die vor dem 1. Januar 1997 im Besitz der Kapitalgesellschaft
oder Genossenschaft waren, gelten die Gewinnsteuerwerte zu Beginn des Ge-
schiftsjahres, das im Kalenderjahr 1997 endet, als Gestehungskosten.

3 Ubertrigt eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft eine Beteiligung von we-
nigstens 20 Prozent am Grund- oder Stammkapital anderer Gesellschaften, die vor
dem 1.Januar 1997 in ihrem Besitz war, auf eine auslindische Konzerngesell-
schaft, so wird die Differenz zwischen dem Gewinnsteuerwert und dem Verkehrs-
wert der Beteiligung zum steuerbaren Reingewinn gerechnet. In diesem Fall geho-
ren die betreffenden Beteiligungen weiterhin zum Bestand der vor dem 1. Januar
1997 gehaltenen Beteiligungen. Gleichzeitig ist die Kapitalgesellschaft oder Genos-
senschaft berechtigt, in der Hohe dieser Differenz eine unbesteuerte Reserve zu
bilden. Diese Reserve wird steuerlich wirksam aufgelost, wenn die iibertragene Be-
teiligung an einen konzernfremden Dritten verdussert wird, wenn die Gesellschaft,
deren Beteiligungsrechte iibertragen wurden, ihre Aktiven und Passiven in we-
sentlichem Umfang verdussert oder wenn sie liquidiert wird. Die Kapitalgesell-
schaft oder Genossenschaft hat jeder Steuererkldrung ein Verzeichnis der Beteili-
gungen beizulegen, fiir die eine unbesteuerte Reserve im Sinn dieser Bestimmung
besteht. Am 31. Dezember 2006 wird die unbesteuerte Reserve steuerneutral auf-
gelost.

Art. 285*
Art. 286*
Art. 287*

Art. 288*
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Art. 310*
Art. 311*
Art. 312*
Art. 313*
Art. 314*
Art. 315*
Art. 316*

Art. 316"* Riickwirkung neuen Rechts

U Art. 48 Abs. 1 Bst. ¢ und Art. 50 Abs. 4 dieses Erlasses in der Fassung gemaiss II.
Nachtrag vom 24. September 2006* sowie Art. 52 dieses Erlasses in der Fassung
gemiss Verordnung iiber die Anderung des Steuergesetzes vom 22. November
2005°" werden riickwirkend auf alle rechtskriftigen und noch nicht rechtskriftigen
Veranlagungen der Steuerperioden 2001 bis 2006 angewendet. Die Anwendung
bisherigen Rechts bleibt vorbehalten, wenn dieses fiir den Steuerpflichtigen eine
tiefere Steuerbelastung zur Folge hat.

Art. 317%  Anpassung an verdnderte Verhdltnisse

!'Wenn sich der Landesindex der Konsumentenpreise gegeniiber dem Index des
Monats Dezember 2010 um wenigstens 3 Prozent verdndert, unterbreitet die Re-
gierung dem Kantonsrat Bericht und Antrag, ob und wie bei der Steuer vom Ein-
kommen der natiirlichen Personen die Steuersitze sowie die in Frankenbetragen
festgesetzten Abziige den veridnderten Verhaltnissen anzupassen sind. Die Anpas-
sung erfolgt auf die tibernachste Steuerperiode.

2 Ist eine Anpassung erfolgt und hat sich der Landesindex der Konsumentenpreise
seit der letzten Anpassung erneut um wenigstens 3 Prozent verandert, unterbreitet
die Regierung wieder Bericht und Antrag fiir eine allfillige weitere Anpassung auf
die tibernichste Steuerperiode.

3 Der Kantonsrat behandelt und verabschiedet die Gesetzesvorlage spétestens im
Juni der néachsten Steuerperiode.

50 nGS41-85 (sGS811.1).
51 nGS41-18 (sGS 811.110).
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Art. 318 Verordnung

' Die Regierung erldsst die Vorschriften, deren Festsetzung dieses Gesetz durch
Verordnung vorsieht, sowie die weiteren, zum Vollzug dieses Gesetzes erforderli-
chen Vorschriften.

2 Die Regierung erlésst auch die zum Vollzug der Steuergesetzgebung des Bundes
erforderlichen kantonalen Vorschriften, soweit dieses Gesetz und andere kanto-
nale Gesetze keine Regelung vorsehen.

* Die Regierung kann im Rahmen dieser Befugnisse Vereinbarungen mit andern
Kantonen und Staaten abschliessen.

Art. 319 Vollzugsbeginn

! Dieses Gesetz wird ab 1. Januar 1999 angewendet.

Art. 320%  Ubergangsbestimmung des X. Nachtrags vom 5. August 2014%

U Art. 99bis dieses Erlasses wird auf alle Geschaftsjahre angewendet, die nach dem
31. Dezember 2014 enden.

Ubergangsbestimmung des ITI. Nachtrags vom 28. September 2008

IIL.

Verluste gelten nach Art. 86 Abs. 1 dieses Erlasses als berticksichtigt, wenn fiir eine
Steuerperiode die Minimalsteuer nach Art. 100 dieses Erlasses nach bisherigem
Recht entrichtet wurde.

Ubergangsbestimmung des V1. Nachtrags vom 28. Juli 20095

III.

Auf Erbginge, die vor dem 1. Januar 2010 er6ffnet wurden, wird Art. 203bis dieses
Erlasses nicht angewendet.

Ubergangsbestimmung des VIII. Nachtrags vom 27. November 20115

III.

Fiir Personen, die bei Vollzugsbeginn dieses Nachtrags nach dem Aufwand be-
steuert werden, wird noch wihrend drei Jahren Art. 27 des Steuergesetzes vom
9. April 1998 in der Fassung vor Erlass dieses Nachtrags angewendet.

52 nGS2014-074.
53  nGS43-159.
54 nGS44-119.
55 nGS47-24.
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* Anderungstabelle - Nach Bestimmung

Bestimmung Anderungstyp | nGS-Fundstelle | Erlassdatum | Vollzugsbeginn
Erlass Grunderlass 33-116 09.04.1998 | 01.01.1999
Art. 1 geandert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 2 gedndert 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art.7 gedndert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 8 geandert 44-119 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 8, Abs. 1, a) gedndert 44-119 01.01.2010 keine Angabe
Art. 10 aufgehoben 36-75 24.09.2000 | keine Angabe
Art. 120 geandert 41-85 24.09.2006 | keine Angabe
Art. 14 gedndert 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 16 geandert 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 17 aufgehoben 47-147 26.06.2012 | 01.01.2013
Art. 19 gedndert 35-63 26.05.2000 | keine Angabe
Art. 20 geandert 47-149 24.04.2012 01.01.2013
Art. 21 geandert 35-63 26.05.2000 | keine Angabe
Art. 22 gedndert 35-63 26.05.2000 | keine Angabe
Art. 22 eingefiigt 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 23 geandert 35-63 26.05.2000 | keine Angabe
Art. 24 gedndert 41-85 24.09.2006 | keine Angabe
Art. 25 gedndert 35-63 26.05.2000 | keine Angabe
Art. 27 geandert 47-24 27.11.2011 | keine Angabe
Art. 28 gedndert 44-119 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 30 geandert 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 30 eingefiigt 47-147 26.06.2012 | 01.01.2013
Art. 30%" eingefiigt 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 31 gedndert 35-63 26.05.2000 | keine Angabe
Art. 32 geandert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 325 eingefiigt 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 33 gedndert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 330 eingefiigt 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 34 gedndert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 35 geandert 35-63 26.05.2000 | keine Angabe
Art. 36 geandert 35-63 26.05.2000 | keine Angabe
Art. 37 gedndert 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 40 gedndert 35-63 26.05.2000 | keine Angabe
Art. 43 geandert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 44 gedndert 44-119 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 45 geandert 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 46 geandert 41-85 24.09.2006 | keine Angabe
Art. 48 gedndert 44-120 16.06.2009 | keine Angabe
Art. 49 gedndert 35-63 26.05.2000 | keine Angabe
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Art. 49 aufgehoben 41-85 24.09.2006 | keine Angabe
Art. 50 geandert 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 52 geandert 41-85 24.09.2006 | keine Angabe
Art. 520 eingefiigt 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 53 gedndert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 55 geandert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 56 geandert 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 57 gedndert 35-64 09.11.2000 | keine Angabe
Art. 58 geandert 35-64 09.11.2000 | keine Angabe
Art. 61 geandert 35-64 09.11.2000 | keine Angabe
Art. 64 gedndert 35-63 26.05.2000 | keine Angabe
Art. 65 geandert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 68 geandert 41-85 24.09.2006 | keine Angabe
Art. 69 geandert 35-63 26.05.2000 | keine Angabe
Art. 70 geandert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 74 geandert 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 75 aufgehoben 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 76 aufgehoben 41-85 24.09.2006 | keine Angabe
Art. 77 geandert 35-63 26.05.2000 | keine Angabe
Art. 80 geandert 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 82 geandert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 84 geandert 41-85 24.09.2006 | keine Angabe
Art. 86 gedndert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 87 geandert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 88 geandert 41-85 24.09.2006 | keine Angabe
Art. 89 gedndert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 90 geandert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 91 geandert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 92 gedndert 41-85 26.05.2000 | keine Angabe
Art. 93 geandert 41-85 24.09.2006 | keine Angabe
Art. 95 geandert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 98 gedndert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 99 geandert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Gliederungstitel 2.2.3%. | eingefiigt 2014-074 05.08.2014 | 01.01.2015
Art. 99 eingefiigt 2014-074 05.08.2014 01.01.2015
Art. 100 aufgehoben 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 101 aufgehoben 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 105 gedndert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 106 geandert 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 113 geandert 35-63 26.05.2000 | keine Angabe
Art. 117 geandert 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 117% eingefiigt 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Gliederungstitel 2.3.2%%. | eingefiigt 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
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Art. 122% eingefiigt 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 122 eingefiigt 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art, 122uater eingefiigt 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 124 geandert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 129 gedndert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 130 geandert 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 132 geandert 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 140 gedndert 41-85 24.09.2006 | keine Angabe
Art. 146 geandert 35-63 26.05.2000 | keine Angabe
Art. 151 geandert 41-85 24.09.2006 | keine Angabe
Art. 153 gedndert 35-63 26.05.2000 | keine Angabe
Art. 154 geandert 35-63 26.05.2000 | keine Angabe
Art. 159 aufgehoben 35-64 09.11.2000 | keine Angabe
Art. 163 gedndert 41-85 24.09.2006 | keine Angabe
Art. 163" geandert 41-85 24.09.2006 | keine Angabe
Art. 174 geandert 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 175 gedndert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 178 geandert 35-64 09.11.2000 | keine Angabe
Art. 178 eingefiigt 35-64 09.11.2000 | keine Angabe
Art. 180 gedndert 35-64 09.11.2000 | keine Angabe
Art. 184 geandert 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 184 eingefiigt 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 192 gedndert 41-85 24.09.2006 | keine Angabe
Art. 195 geandert 35-63 26.05.2000 | keine Angabe
Art. 196 geandert 41-85 24.09.2006 | keine Angabe
Art. 197 gedndert 35-63 26.05.2000 | keine Angabe
Art. 200 geandert 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 201 geandert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 203 gedndert 35-63 26.05.2000 | keine Angabe
Art. 203" eingefiigt 44-119 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 205 geandert 35-63 26.05.2000 | keine Angabe
Art. 210 gedndert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 211 geandert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 214 geandert 41-85 24.09.2006 | keine Angabe
Art. 216 gedndert 41-85 24.09.2006 | keine Angabe
Art. 222 geandert 41-85 26.05.2000 | keine Angabe
Art. 224 geandert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 233 gedndert 35-63 26.05.2000 | keine Angabe
Art. 239 geandert 41-85 24.09.2006 | keine Angabe
Art. 240 geandert 44-119 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 246 aufgehoben 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 248 geandert 44-119 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 248 eingefiigt 44-119 28.07.2009 | keine Angabe
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Art. 250 geandert 44-119 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 251 gedndert 44-119 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 251% eingefiigt 44-119 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 252 aufgehoben 41-85 24.09.2006 | keine Angabe
Art. 254 gedndert 44-119 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 254 eingefiigt 44-119 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 256 geandert 45-102 03.08.2010 | keine Angabe
Art. 257 gedndert 45-102 03.08.2010 | keine Angabe
Art. 259 geandert 43-159 28.09.2008 | keine Angabe
Art. 260 geandert 45-102 03.08.2010 | keine Angabe
Art. 261 gedndert 45-102 03.08.2010 | keine Angabe
Art. 262 geandert 45-102 03.08.2010 | keine Angabe
Art. 264 geandert 45-102 03.08.2010 | keine Angabe
Art. 265 gedndert 45-102 03.08.2010 | keine Angabe
Art. 268 geandert 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 272 geandert 44-119 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 273 gedndert 44-119 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 274 geandert 45-102 03.08.2010 | keine Angabe
Art. 282 aufgehoben 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 283 gedndert 35-64 09.11.2000 | keine Angabe
Art. 283 geandert 35-64 09.11.2000 | keine Angabe
Art. 285 aufgehoben 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 286 aufgehoben 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 287 aufgehoben 47-147 26.06.2012 | 01.01.2013
Art. 288 aufgehoben 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 289 aufgehoben 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 290 aufgehoben 47-147 26.06.2012 | 01.01.2013
Art. 291 aufgehoben 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 292 aufgehoben 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 293 aufgehoben 47-147 26.06.2012 | 01.01.2013
Art. 294 aufgehoben 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 295 aufgehoben 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 296 aufgehoben 47-147 26.06.2012 | 01.01.2013
Art. 297 aufgehoben 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 298 aufgehoben 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 299 aufgehoben 47-147 26.06.2012 | 01.01.2013
Art. 300 aufgehoben 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 301 aufgehoben 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 302 aufgehoben 47-147 26.06.2012 | 01.01.2013
Art. 303 aufgehoben 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 304 aufgehoben 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 305 aufgehoben 47-147 26.06.2012 | 01.01.2013
Art. 306 aufgehoben 47-147 26.06.2012 01.01.2013
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Art. 307 aufgehoben 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 308 aufgehoben 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 309 aufgehoben 47-147 26.06.2012 | 01.01.2013
Art. 310 aufgehoben 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 311 aufgehoben 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 312 aufgehoben 47-147 26.06.2012 | 01.01.2013
Art. 313 aufgehoben 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 314 aufgehoben 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 315 aufgehoben 47-147 26.06.2012 | 01.01.2013
Art. 316 aufgehoben 47-147 26.06.2012 01.01.2013
Art. 316" eingefiigt 43-140 10.06.2008 | keine Angabe
Art. 317 geandert 44-119 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 320 eingefiigt 2014-074 05.08.2014 01.01.2015
* Anderungstabelle - Nach Erlassdatum

Erlassdatum | Vollzugsbeginn | Bestimmung Anderungstyp | nGS-Fundstelle
09.04.1998 | 01.01.1999 Erlass Grunderlass 33-116
26.05.2000 | keine Angabe Art. 19 gedndert 35-63
26.05.2000 | keine Angabe Art. 21 gedndert 35-63
26.05.2000 | keine Angabe Art. 22 geandert 35-63
26.05.2000 | keine Angabe Art. 23 gedndert 35-63
26.05.2000 | keine Angabe Art. 25 gedndert 35-63
26.05.2000 | keine Angabe Art. 31 geandert 35-63
26.05.2000 | keine Angabe Art. 35 gedndert 35-63
26.05.2000 | keine Angabe Art. 36 geandert 35-63
26.05.2000 | keine Angabe Art. 40 geandert 35-63
26.05.2000 | keine Angabe Art. 49 gedndert 35-63
26.05.2000 | keine Angabe Art. 64 gedndert 35-63
26.05.2000 | keine Angabe Art. 69 geandert 35-63
26.05.2000 | keine Angabe Art. 77 gedndert 35-63
26.05.2000 | keine Angabe Art. 92 gedndert 41-85
26.05.2000 | keine Angabe Art. 113 geandert 35-63
26.05.2000 | keine Angabe Art. 146 gedndert 35-63
26.05.2000 | keine Angabe Art. 153 gedndert 35-63
26.05.2000 | keine Angabe Art. 154 geandert 35-63
26.05.2000 | keine Angabe Art. 195 gedndert 35-63
26.05.2000 | keine Angabe Art. 197 gedndert 35-63
26.05.2000 | keine Angabe Art. 203 geandert 35-63
26.05.2000 | keine Angabe Art. 205 gedndert 35-63
26.05.2000 | keine Angabe Art. 222 gedndert 41-85
26.05.2000 | keine Angabe Art. 233 geandert 35-63
24.09.2000 | keine Angabe Art. 10 aufgehoben 36-75
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09.11.2000 | keine Angabe Art. 57 geandert 35-64
09.11.2000 | keine Angabe Art. 58 gedndert 35-64
09.11.2000 | keine Angabe Art. 61 geandert 35-64
09.11.2000 | keine Angabe Art. 159 aufgehoben 35-64
09.11.2000 | keine Angabe Art. 178 gedndert 35-64
09.11.2000 | keine Angabe Art. 178 eingefiigt 35-64
09.11.2000 | keine Angabe Art. 180 geandert 35-64
09.11.2000 | keine Angabe Art. 283 gedndert 35-64
09.11.2000 | keine Angabe Art. 283 geandert 35-64
24.09.2006 | keine Angabe Art. 120 geandert 41-85
24.09.2006 | keine Angabe Art. 24 gedndert 41-85
24.09.2006 | keine Angabe Art. 46 geandert 41-85
24.09.2006 | keine Angabe Art. 49 aufgehoben 41-85
24.09.2006 | keine Angabe Art. 52 gedndert 41-85
24.09.2006 | keine Angabe Art. 68 geandert 41-85
24.09.2006 | keine Angabe Art. 76 aufgehoben 41-85
24.09.2006 | keine Angabe Art. 84 gedndert 41-85
24.09.2006 | keine Angabe Art. 88 geandert 41-85
24.09.2006 | keine Angabe Art. 93 geandert 41-85
24.09.2006 | keine Angabe Art. 140 gedndert 41-85
24.09.2006 | keine Angabe Art. 151 geandert 41-85
24.09.2006 | keine Angabe Art. 163 geandert 41-85
24.09.2006 | keine Angabe Art. 163 gedndert 41-85
24.09.2006 | keine Angabe Art. 192 geandert 41-85
24.09.2006 | keine Angabe Art. 196 geandert 41-85
24.09.2006 | keine Angabe Art. 214 gedndert 41-85
24.09.2006 | keine Angabe Art. 216 geandert 41-85
24.09.2006 | keine Angabe Art. 239 geandert 41-85
24.09.2006 | keine Angabe Art. 252 aufgehoben 41-85
10.06.2008 | keine Angabe Art. 316" eingefiigt 43-140
28.09.2008 | keine Angabe Art. 1 geandert 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 7 gedndert 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 220 eingefiigt 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 32 geandert 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 325 eingefiigt 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 33 geandert 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 330 eingefiigt 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 34 gedndert 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 43 geandert 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 520 eingefiigt 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 53 gedndert 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 55 geandert 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 65 geandert 43-159
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28.09.2008 | keine Angabe Art. 70 geandert 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 82 gedndert 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 86 geandert 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 87 geandert 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 89 gedndert 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 90 geandert 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 91 geandert 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 95 gedndert 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 98 geandert 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 99 geandert 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 100 aufgehoben 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 101 aufgehoben 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 105 geandert 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Gliederungstitel 2.3.2°. | eingefiigt 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 122% eingefiigt 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 122 eingefiigt 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art, 1220uater eingefiigt 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 124 geandert 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 129 geandert 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 175 gedndert 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 184" eingefiigt 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 201 geandert 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 210 gedndert 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 211 geandert 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 224 geandert 43-159
28.09.2008 | keine Angabe Art. 259 gedndert 43-159
16.06.2009 | keine Angabe Art. 48 geandert 44-120
28.07.2009 | keine Angabe Art. 8 geandert 44-119
28.07.2009 | keine Angabe Art. 28 gedndert 44-119
28.07.2009 | keine Angabe Art. 44 geandert 44-119
28.07.2009 | keine Angabe Art. 2030 eingefiigt 44-119
28.07.2009 | keine Angabe Art. 240 gedndert 44-119
28.07.2009 | keine Angabe Art. 248 geandert 44-119
28.07.2009 | keine Angabe Art. 248" eingefiigt 44-119
28.07.2009 | keine Angabe Art. 250 gedndert 44-119
28.07.2009 | keine Angabe Art. 251 geandert 44-119
28.07.2009 | keine Angabe Art. 251° eingefiigt 44-119
28.07.2009 | keine Angabe Art. 254 gedndert 44-119
28.07.2009 | keine Angabe Art. 254" eingefiigt 44-119
28.07.2009 | keine Angabe Art. 272 geandert 44-119
28.07.2009 | keine Angabe Art. 273 gedndert 44-119
28.07.2009 | keine Angabe Art. 317 geandert 44-119
01.01.2010 keine Angabe Art. 8, Abs. 1, a) geandert 44-119
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03.08.2010 | keine Angabe Art. 256 geandert 45-102
03.08.2010 | keine Angabe Art. 257 gedndert 45-102
03.08.2010 | keine Angabe Art. 260 geandert 45-102
03.08.2010 | keine Angabe Art. 261 geandert 45-102
03.08.2010 | keine Angabe Art. 262 gedndert 45-102
03.08.2010 | keine Angabe Art. 264 geandert 45-102
03.08.2010 | keine Angabe Art. 265 geandert 45-102
03.08.2010 | keine Angabe Art. 274 gedndert 45-102
27.11.2011 | keine Angabe Art. 27 geandert 47-24
24.04.2012 01.01.2013 Art. 20 geandert 47-149
26.06.2012 01.01.2013 Art. 2 geandert 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 14 geandert 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 16 geandert 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 17 aufgehoben 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 30 geandert 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 30 eingefiigt 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 30" eingefiigt 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 37 geandert 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 45 geandert 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 50 geandert 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 56 geandert 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 74 geandert 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 75 aufgehoben 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 80 geandert 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 106 geandert 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 117 geandert 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 117% eingefiigt 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 130 geandert 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 132 geandert 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 174 geandert 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 184 geandert 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 200 geandert 47-147
26.06.2012 | 01.01.2013 Art. 246 aufgehoben 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 268 geandert 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 282 aufgehoben 47-147
26.06.2012 | 01.01.2013 Art. 285 aufgehoben 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 286 aufgehoben 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 287 aufgehoben 47-147
26.06.2012 | 01.01.2013 Art. 288 aufgehoben 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 289 aufgehoben 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 290 aufgehoben 47-147
26.06.2012 | 01.01.2013 Art. 291 aufgehoben 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 292 aufgehoben 47-147
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26.06.2012 01.01.2013 Art. 293 aufgehoben 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 294 aufgehoben 47-147
26.06.2012 | 01.01.2013 Art. 295 aufgehoben 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 296 aufgehoben 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 297 aufgehoben 47-147
26.06.2012 | 01.01.2013 Art. 298 aufgehoben 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 299 aufgehoben 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 300 aufgehoben 47-147
26.06.2012 | 01.01.2013 Art. 301 aufgehoben 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 302 aufgehoben 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 303 aufgehoben 47-147
26.06.2012 | 01.01.2013 Art. 304 aufgehoben 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 305 aufgehoben 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 306 aufgehoben 47-147
26.06.2012 | 01.01.2013 Art. 307 aufgehoben 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 308 aufgehoben 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 309 aufgehoben 47-147
26.06.2012 | 01.01.2013 Art. 310 aufgehoben 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 311 aufgehoben 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 312 aufgehoben 47-147
26.06.2012 | 01.01.2013 Art. 313 aufgehoben 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 314 aufgehoben 47-147
26.06.2012 01.01.2013 Art. 315 aufgehoben 47-147
26.06.2012 | 01.01.2013 Art. 316 aufgehoben 47-147
05.08.2014 | 01.01.2015 Gliederungstitel 2.2.3%. | eingefiigt 2014-074
05.08.2014 01.01.2015 Art. 99 eingefiigt 2014-074
05.08.2014 01.01.2015 Art. 320 eingefiigt 2014-074

106




	ERSTER TEIL: ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN (1.)
	Art. 1* Steuerhoheiten und Steuerarten a) Staat
	Art. 2* b) Politische Gemeinden
	Art. 3 c) Kirchgemeinden und Konfessionsteile
	Art. 4 d) Ortsgemeinden und Korporationen
	Art. 5 Steuereinheit
	Art. 6 Steuerfuss
	Art. 7* Zuschläge a) Zuschläge zur Staatssteuer
	Art. 8* b) Gemeindeanteile
	Art. 9 c) Ausgleichsbeiträge an Kirchgemeinden
	Art. 10* …
	Art. 11 Steuererleichterungen
	Art. 12 Gegenrecht
	Art. 12bis* Eingetragene Partnerschaft

	ZWEITER TEIL: STAATSSTEUERN (2.)
	Erster Abschnitt: Einkommens- und Vermögenssteuern (2.1.)
	I. Steuerpflicht (2.1.1.)
	Art. 13 Persönliche Zugehörigkeit
	Art. 14* Wirtschaftliche Zugehörigkeit
	Art. 15 Umfang der Steuerpflicht
	Art. 16* Steuerausscheidung
	Art. 17* …
	Art. 18 Steuerberechnung bei anteiliger Steuerpflicht
	Art. 19* Beginn und Ende der Steuerpflicht
	Art. 20* Familienbesteuerung
	Art. 21* Personengemeinschaften a) Einfache Gesellschaften, Kollektiv- und Kommanditgesellschaften; ausländische Handelsgesellschaften und andere Personengemeinschaften
	Art. 22* b) Erbengemeinschaften
	Art. 22bis* c) Kollektive Kapitalanlagen
	Art. 23* Vermögen mit unklaren Anspruchsverhältnissen
	Art. 24* Steuernachfolge
	Art. 25* Haftung
	Art. 26 Besteuerung nach dem Aufwand a) Berechtigte Personen
	Art. 27* b) Bemessung und Berechnung
	Art. 28* Steuerliche Vorrechte

	II. Einkommenssteuer (2.1.2.)
	Art. 29 Steuerbare Einkünfte a) Allgemeines
	Art. 30* b) Unselbständige Erwerbstätigkeit 1. Allgemeines
	Art. 30bis* 2. Einkünfte aus echten Mitarbeiterbeteiligungen
	Art. 30ter* 3. Einkünfte aus unechten Mitarbeiterbeteiligungen
	Art. 31* c) Selbständige Erwerbstätigkeit 1. Allgemeines
	Art. 32* 2. Aufschub der Besteuerung stiller Reserven 2.1 Umstrukturierungen
	Art. 32bis* 2.2 Weitere Tatbestände
	Art. 33* d) Bewegliches Vermögen 1. Grundsatz
	Art. 33bis* 2. Besondere Fälle
	Art. 34* e) Unbewegliches Vermögen
	Art. 35* f) Einkünfte aus Vorsorge
	Art. 36* g) Übrige Einkünfte
	Art. 37* h) Steuerfreie Einkünfte
	Art. 38 Ermittlung des Reineinkommens a) Grundsatz
	Art. 39 b) Unselbständige Erwerbstätigkeit
	Art. 40* c) Selbständige Erwerbstätigkeit 1. Allgemeines
	Art. 41 2. Abschreibungen, Wertberichtigungen, Rückstellungen und Rücklagen
	Art. 42 3. Verluste
	Art. 43* 4. Ersatzbeschaffungen
	Art. 44* d) Privatvermögen
	Art. 45* Allgemeine Abzüge 1. Von der Höhe des Einkommens unabhängige Abzüge
	Art. 46* 2. Von der Höhe des Einkommens abhängige Abzüge
	Art. 47 f) Nicht abziehbare Kosten und Aufwendungen
	Art. 48* g) Sozialabzüge
	Art. 49* …
	Art. 50* h) Steuerberechnung 1. Steuersatz
	Art. 51 2. Kapitalabfindungen für wiederkehrende Leistungen
	Art. 52* 3. Kapitalabfindungen mit Vorsorgecharakter
	Art. 52bis* 4. Liquidationsgewinne mit Vorsorgecharakter

	III. Vermögenssteuer (2.1.3.)
	Art. 53* Steuerbares Vermögen
	Art. 54 Bewertung a) Grundsatz
	Art. 55* b) Bewegliches Vermögen 1. Geschäftsvermögen
	Art. 56* 2. Wertschriften
	Art. 57* c) Unbewegliches Vermögen 1. Grundsatz
	Art. 58* 2. Ausnahme für land- und forstwirtschaftliche Grundstücke
	Art. 59 Ergänzende Vermögenssteuer a) Gegenstand
	Art. 60 b) Steueraufschiebende Veräusserungen
	Art. 61* c) Berechnung
	Art. 62 Schuldenabzug
	Art. 63 Steuerfreies Vermögen
	Art. 64* Steuerberechnung a) Sozialabzüge
	Art. 65* b) Steuersatz

	IV. Zeitliche Bemessung (2.1.4.)
	Art. 66 Steuerperiode
	Art. 67 Bemessungsperiode
	Art. 68* Bemessung des Vermögens
	Art. 69* Begründung und Auflösung der Ehe


	Zweiter Abschnitt: Gewinn- und Kapitalsteuern (2.2.)
	I. Steuerpflicht (2.2.1.)
	Art. 70* Steuersubjekt
	Art. 71 Steuerliche Zugehörigkeit a) Persönliche Zugehörigkeit
	Art. 72 b) Wirtschaftliche Zugehörigkeit
	Art. 73 Umfang der Steuerpflicht
	Art. 74* Steuerausscheidung
	Art. 75* …
	Art. 76* …
	Art. 77* Beginn und Ende der Steuerpflicht
	Art. 78 Steuernachfolge
	Art. 79 Haftung
	Art. 80* Ausnahmen von der Steuerpflicht

	II. Gewinnsteuer (2.2.2.)
	Art. 81 Steuerobjekt a) Gegenstand
	Art. 82* b) Berechnung des Reingewinns 1. Grundsätze
	Art. 83 2. Erfolgsneutrale Vorgänge
	Art. 84* 3. Erfolgswirksame Aufwendungen
	Art. 85 4. Abschreibungen, Wertberichtigungen und Rückstellungen
	Art. 86* 5. Verluste
	Art. 87* 6. Ersatzbeschaffungen
	Art. 88* 7. Umstrukturierungen
	Art. 89* Steuerberechnung a) Kapitalgesellschaften und Genossenschaften 1. Steuersatz
	Art. 90* 2. Gemischte Beteiligungsgesellschaften 2.1 Grundsatz
	Art. 91* 2.2 Kapitalgewinne auf Beteiligungen
	Art. 92* 3. Holdinggesellschaften
	Art. 93* 4. Domizilgesellschaften
	Art. 94 b) Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts
	Art. 95* c) Übrige juristische Personen und kollektive Kapitalanlagen

	III. Kapitalsteuer (2.2.3.)
	Art. 96 Steuerobjekt a) Gegenstand
	Art. 97 b) Kapitalgesellschaften und Genossenschaften
	Art. 98* c) Übrige juristische Personen und kollektive Kapitalanlagen
	Art. 99* Steuerberechnung

	IIIbis. Mindeststeuer* (2.2.3bis.)
	Art. 99bis* Steuerberechnung

	IV. Minimalsteuer auf Grundstücken (2.2.4.)
	Art. 100* …
	Art. 101* …

	V. Zeitliche Bemessung (2.2.5.)
	Art. 102 Steuerperiode
	Art. 103 Bemessung des Reingewinns
	Art. 104 Bemessung des Eigenkapitals


	Dritter Abschnitt: Quellensteuern für natürliche und juristische Personen (2.3.)
	I. Natürliche Personen mit steuerrechtlichem Wohnsitz oder Aufenthalt im Kanton (2.3.1.)
	Art. 105* Der Quellensteuerpflicht unterliegende Personen
	Art. 106* Steuerbare Leistungen
	Art. 107 Steuerabzug auf Erwerbseinkünften a) Grundlage
	Art. 108 b) Ausgestaltung
	Art. 109 Steuerabzug auf Ersatzeinkünften
	Art. 110 Abgegoltene Steuer
	Art. 111 Vorbehalt der ordentlichen Veranlagung a) Ergänzende ordentliche Veranlagung
	Art. 112 b) Nachträgliche ordentliche Veranlagung
	Art. 113* c) Wechsel zwischen Quellensteuerabzug und ordentlicher Veranlagung
	Art. 114 d) Vergütungen aus dem Ausland

	II. Natürliche und juristische Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz (2.3.2.)
	Art. 115 Arbeitnehmer
	Art. 116 Künstler, Sportler und Referenten
	Art. 117* Organe juristischer Personen
	Art. 117bis* Empfänger von Mitarbeiterbeteiligungen
	Art. 118 Hypothekargläubiger
	Art. 119 Empfänger von Vorsorgeleistungen
	Art. 120 Mindesteinkommen
	Art. 121 Begriffsbestimmung
	Art. 122 Abgegoltene Steuer

	IIbis. Natürliche Personen mit kleinen Arbeitsentgelten aus unselbständiger Erwerbstätigkeit* (2.3.2bis.)
	Art. 122bis* Der Quellensteuerpflicht unterliegende Personen
	Art. 122ter* Steuerbare Leistungen
	Art. 122quater* Steuerabzug

	III. Gemeinsame Bestimmungen (2.3.3.)
	Art. 123 Fälligkeit
	Art. 124* Bezugsprovision
	Art. 125 Haftung
	Art. 126 Interkantonale Verhältnisse a) Ausserkantonaler Steuerpflichtiger
	Art. 127 b) Ausserkantonaler Schuldner der steuerbaren Leistung
	Art. 128 Internationale Verhältnisse
	Art. 129* Gemeindeanteile


	Vierter Abschnitt: Grundstückgewinnsteuer (2.4.)
	Art. 130* Gegenstand
	Art. 131 Veräusserungen a) Steuerbegründende Veräusserungen
	Art. 132* b) Steueraufschiebende Veräusserungen
	Art. 133 Steuersubjekt und Steueranspruch
	Art. 134 Steuerobjekt a) Grundstückgewinn
	Art. 135 b) Erlös
	Art. 136 c) Anlagekosten 1. Erwerbspreis
	Art. 137 2. Aufwendungen
	Art. 138 3. Leistungen Dritter
	Art. 139 4. Anlagekosten in besonderen Fällen
	Art. 140* Steuerberechnung a) Steuersatz
	Art. 141 b) Zuschläge und Ermässigungen

	Fünfter Abschnitt: Erbschafts- und Schenkungssteuern (2.5.)
	Art. 142 Gegenstand a) Allgemeines 1. Erbschaftssteuer
	Art. 143 2. Schenkungssteuer
	Art. 144 3. Ansprüche aus Versicherungen
	Art. 145 Steuerfreie Vermögensübergänge a) An juristische Personen
	Art. 146* b) An natürliche Personen
	Art. 147 Steuerpflicht a) Steuerliche Zugehörigkeit
	Art. 148 b) Steuersubjekt
	Art. 149 c) Steueranspruch
	Art. 150 Steuerbemessung a) Bewertung 1. Grundsatz
	Art. 151* 2. Besondere Fälle
	Art. 152 b) Abzüge
	Art. 153* Steuerberechnung a) Steuerfreie Beträge
	Art. 154* b) Steuersätze
	Art. 155 c) Ermässigung bei Unternehmensnachfolge 1. Grundsatz
	Art. 156 2. Wegfall der Ermässigung
	Art. 157 Haftung

	Sechster Abschnitt: Organisation und Verfahren (2.6.)
	I. Steuerbehörden (2.6.1.)
	Art. 158 Kantonales Steueramt
	Art. 159* …
	Art. 160 Gemeindesteueramt

	II. Allgemeine Verfahrensgrundsätze (2.6.2.)
	Art. 161 Massgebendes Recht
	Art. 162 Geheimhaltungspflicht
	Art. 163* Amtshilfe a) Grundsatz
	Art. 163bis* b) Datenbearbeitung
	Art. 164 Verfahrensrechtliche Stellung der Ehegatten bei den Einkommens- und Vermögenssteuern
	Art. 165 Verfahrensrechte des Steuerpflichtigen a) Akteneinsicht
	Art. 166 b) Beweisabnahme
	Art. 167 c) Vertragliche Vertretung

	III. Veranlagung (2.6.3.)
	Art. 168 Verfahrenspflichten des Steuerpflichtigen a) Steuererklärung
	Art. 169 b) Beilagen zur Steuererklärung
	Art. 170 c) Weitere Mitwirkungspflichten des Steuerpflichtigen
	Art. 171 d) Aufbewahrungspflichten
	Art. 172 Verfahrenspflichten Dritter a) Bescheinigungspflicht Dritter
	Art. 173 b) Auskunftspflicht Dritter
	Art. 174* c) Meldepflicht Dritter
	Art. 175* d) Pflichten der kollektiven Kapitalanlagen
	Art. 176 Veranlagung a) Durchführung
	Art. 177 b) Ermessensveranlagung
	Art. 178* c) Eröffnung 1. Veranlagung
	Art. 178bis* 2. Grundstückwerte
	Art. 179 Elektronischer Datenaustausch
	Art. 180* Einsprache a) Voraussetzungen
	Art. 181 b) Verfahren
	Art. 182 c) Entscheid
	Art. 183 Veranlagungsverjährung

	IV. Besondere Verfahrensbestimmungen (2.6.4.)
	Art. 184* a) für Quellensteuer 1. Pflichten des Schuldners der steuerbaren Leistung
	Art. 184bis* 1bis. Pflichten der AHV-Ausgleichskasse bei Quellensteuern auf kleinen Arbeitsentgelten aus unselbständiger Erwerbstätigkeit
	Art. 185 2. Pflichten des Steuerpflichtigen
	Art. 186 3. Verfügung
	Art. 187 4. Ablieferung
	Art. 188 5. Nachforderung und Rückerstattung
	Art. 189 6. Einsprache
	Art. 190 b) für Grundstückgewinnsteuer
	Art. 191 c) für Erbschafts- und Schenkungssteuern 1. Veranlagungsgrundlage
	Art. 192* 2. Verfahrenspflichten
	Art. 193 3. Vertretung

	V. Rekurs und Beschwerde (2.6.5.)
	Art. 194 Rekurs a) Voraussetzungen
	Art. 195* b) Entscheid
	Art. 196* Beschwerde

	VI. Änderung rechtskräftiger Verfügungen und Entscheide (2.6.6.)
	Art. 197* Revision
	Art. 198 Berichtigung
	Art. 199 Nachsteuer a) Grundsatz
	Art. 200* b) Besondere Fälle
	Art. 201* c) Verfahren
	Art. 202 d) Kosten und Haftung
	Art. 203* e) Verwirkung
	Art. 203bis* f) Vereinfachte Nachbesteuerung von Erben

	VII. Inventar (2.6.7.)
	Art. 204 Inventarpflicht
	Art. 205* Gegenstand
	Art. 206 Inventarverfahren a) Mitwirkungspflichten
	Art. 207 b) Auskunfts- und Bescheinigungspflichten
	Art. 208 c) Sicherung der Inventaraufnahme
	Art. 209 d) Mitwirkung der Gemeindebehörden


	Siebter Abschnitt: Steuerbezug (2.7.)
	I. Steuerbezug und Steuererlass (2.7.1.)
	Art. 210* Vorläufige Steuerrechnung
	Art. 211* Schlussrechnung
	Art. 212 Ausgleichszinsen
	Art. 213 Sonderregel für Erbschaftssteuern
	Art. 214* Zahlungsfrist und Verzugszins
	Art. 215 Verzicht wegen Geringfügigkeit
	Art. 216* Betreibung
	Art. 217 Bezugsverjährung
	Art. 218 Steuerrückerstattung a) An ungetrennt lebende Ehegatten
	Art. 219 b) An geschiedene oder getrennt lebende Ehegatten
	Art. 220 c) Rückforderung bei rechtskräftiger Veranlagung
	Art. 221 Ausführungsbestimmungen
	Art. 222* Einsprache, Rekurs und Beschwerde
	Art. 223 Ablieferung
	Art. 224* Stundung und Erlass

	II. Sicherung der Steuer (2.7.2.)
	Art. 225 Sicherstellung
	Art. 226 Arrest
	Art. 227 Gesetzliches Pfandrecht



	DRITTER TEIL: GEMEINDESTEUERN (3.)
	Erster Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen (3.1.)
	Art. 228 Veranlagungs- und Bezugsstellen
	Art. 229 Steuerpflicht, Verfahren und Steuerbezug
	Art. 230 Einsprache
	Art. 231 Gesetzliches Pfandrecht

	Zweiter Abschnitt: Einkommens- und Vermögenssteuern (3.2.)
	Art. 232 Steuererhebung
	Art. 233* Abgrenzung zwischen Gemeinden a) Wechsel der Steuerpflicht innerhalb des Kantons
	Art. 234 b) Gleichzeitige Steuerpflicht in mehreren Gemeinden
	Art. 235 c) Verfahren
	Art. 236 Steuerbezug

	Dritter Abschnitt: Grundsteuer (3.3.)
	Art. 237 Gegenstand und Steueranspruch
	Art. 238 Steuersubjekt
	Art. 239* Steuerbemessung
	Art. 240* Berechnung

	Vierter Abschnitt: Handänderungssteuer (3.4.)
	Art. 241 Gegenstand und Steueranspruch
	Art. 242 Steuersubjekt
	Art. 243 Steuerbemessung
	Art. 244 Steuerfreie Handänderungen
	Art. 245 Berechnung

	Fünfter Abschnitt: Vergnügungssteuer (3.5.)
	Art. 246* …


	VIERTER TEIL: STEUERSTRAFRECHT (4.)
	Erster Abschnitt: Verletzung von Verfahrenspflichten und Steuerhinterziehung (4.1.)
	I. Straftatbestände und strafbare Personen (4.1.1.)
	Art. 247 Verletzung von Verfahrenspflichten
	Art. 248* Steuerhinterziehung a) Vollendete Steuerhinterziehung 1. Grundsatz
	Art. 248bis* 2. Straflose Selbstanzeige
	Art. 249 b) Versuchte Steuerhinterziehung
	Art. 250* c) Mitwirkung Dritter
	Art. 251* d) Verheimlichung oder Beiseiteschaffung von Nachlasswerten im Inventarverfahren 1. Grundsatz
	Art. 251bis* 2. Straflose Selbstanzeige
	Art. 252* …
	Art. 253 f) Steuerhinterziehung von Ehegatten
	Art. 254* Juristische Personen a) Strafbarkeit
	Art. 254bis* b) Straflose Selbstanzeige

	II. Strafverfahren (4.1.2.)
	Art. 255 Verfahren vor den Steuerbehörden a) Zuständigkeit
	Art. 256* b) Bussenverfügung
	Art. 257* c) Untersuchung und Strafbefehl 1. Eröffnung der Untersuchung
	Art. 258 2. Verteidigung und Übersetzung
	Art. 259* 3. Untersuchung
	Art. 260* 4. Zeugeneinvernahme
	Art. 261* 5. Abschluss der Untersuchung
	Art. 262* 6. Strafbefehl
	Art. 263 Verjährung der Strafverfolgung
	Art. 264* Gerichtliche Beurteilung durch die Verwaltungsrekurskommission a) Einsprache
	Art. 265* b) Überweisung der Akten und Anklage
	Art. 266 c) Vorbereitung der Hauptverhandlung
	Art. 267 d) Hauptverhandlung
	Art. 268* e) Erscheinungspflicht des Angeschuldigten
	Art. 269 f) Verweisung auf das Rekursverfahren
	Art. 270 Beschwerde
	Art. 271 Bezug


	Zweiter Abschnitt: Steuervergehen (4.2.)
	Art. 272* Steuerbetrug
	Art. 273* Veruntreuung von Quellensteuern
	Art. 274* Verfahren
	Art. 275 Verjährung der Strafverfolgung


	FÜNFTER TEIL: SCHLUSSBESTIMMUNGEN (5.)
	Art. 276
	Art. 277
	Art. 278
	Art. 279 Aufhebung bisherigen Rechts
	Art. 280 Übergangsbestimmungen a) Leistungen aus beruflicher Vorsorge und aus obligatorischer Unfallversicherung
	Art. 281 b) Kapitalversicherungen mit Einmalprämie
	Art. 282* …
	Art. 283* d) Ergänzende Vermögenssteuer 1. Beginn für die Berechnung
	Art. 283bis* 2. Grundlage für die Berechnung
	Art. 284 e) Kapitalgewinne bei gemischten Beteiligungsgesellschaften
	Art. 285* …
	Art. 286* …
	Art. 287* …
	Art. 288* …
	Art. 289* …
	Art. 290* …
	Art. 291* …
	Art. 292* …
	Art. 293* …
	Art. 294* …
	Art. 295* …
	Art. 296* …
	Art. 297* …
	Art. 298* …
	Art. 299* …
	Art. 300* …
	Art. 301* …
	Art. 302* …
	Art. 303* …
	Art. 304* …
	Art. 305* …
	Art. 306* …
	Art. 307* …
	Art. 308* …
	Art. 309* …
	Art. 310* …
	Art. 311* …
	Art. 312* …
	Art. 313* …
	Art. 314* …
	Art. 315* …
	Art. 316* …
	Art. 316bis* Rückwirkung neuen Rechts
	Art. 317* Anpassung an veränderte Verhältnisse
	Art. 318 Verordnung
	Art. 319 Vollzugsbeginn
	Art. 320* Übergangsbestimmung des X. Nachtrags vom 5. August 2014


		2024-03-05T23:55:26+0100
	"9001 St.Gallen"
	"Gesetzessammlung des Kantons St.Gallen"


	



